
wts journal 
# 1.2018

Mandanten-
information
wts.com /de

März 2018

Highlights in dieser Ausgabe

TAX  |  Nationales Steuerrecht
Steuerpolitik: 
Einigung der Verhandlungsführer von CDU, CSU 
und SPD auf einen Koalitionsvertrag	

Ertragsteuern: 
Generalanwalt beim EuGH sieht in Sanierungs­
klausel des § 8c Abs. 1a KStG keine unionsrechts­
widrige Beihilfe

Verzögerte Registereintragung eines Gewinn­
abführungsvertrags	

Umsatzsteuer: 
Leasing – Lieferung oder sonstige Leistung?

TAX  |  Internationales
Generalanwalt beim EuGH hält internationales 
Schachtelprivileg der Gewerbesteuer im Dritt­
staatenfall für EU-rechtswidrig

Musterabkommen 2017 veröffentlicht

LEGAL
Arbeits- und Sozialrecht: 
Scheinselbstständigkeit – Risiken erkennen und 
minimieren  

CONSULTING
Financial Advisory/Process & Risk Management: 
Digitale Rechnungsverarbeitung und Workflows 
als Einstieg in ein Rechnungswesen 4.0

Compliance: 
BSI veröffentlicht Jahresbericht zur Lage der 
IT-Sicherheit in Deutschland 



wts journal  |  # 1  |  März 20182

Inhalt

TAX  |  Nationales Steuerrecht

Steuerpolitik
Im Koalitionsvertrag vereinbarte steuer­
liche Vorhaben

1	 Ertragsteuer
a	 Generalanwalt beim EuGH sieht in 
Sanierungsklausel des § 8c Abs. 1a KStG 
keine unionsrechtswidrige Beihilfe

b	 Keine Kürzung der gewerbesteuerlichen 
Hinzurechnung um Teilwertabschreibungen 

c	 Verzögerte Registereintragung eines 
Gewinnabführungsvertrags

d 	Auch erstmalige Abzinsung ist Zinsertrag 
i.S.d. Zinsschranke

e 	Überschreiten privater Vermögensver­
waltung – „Verklammerung“ von laufen­
den Gewinnen und Veräußerungserlösen 
kann auch bei Immobilien zu gewerblichen 
Einkünften führen

f  	Verrechnung von Altverlusten aus Kapi­
talvermögen mit abgeltend besteuerten 
positiven Einkünften aus Kapitalvermögen 
(Günstigerprüfung)

g 	Depotübergreifende Verrechnung von 
Altverlusten gemäß § 20 Abs. 6 Satz 1 EStG 
bei Antragsveranlagung nach § 32d Abs. 4 
EStG

h	 Insolvenzbedingter Ausfall einer privaten 
Darlehensforderung als Verlust bei den 
Einkünften aus Kapitalvermögen

2	 Umsatzsteuer
a	 Leasing – Lieferung oder sonstige 
Leistung?

b 	Umsatzsteuerbefreiung bei der Vermie­
tung von Grundstücken mit Einrichtungs­
gegenständen

c	 Bestimmung des Leistungsorts von 
juristischen Dienstleistungen im Zusam­
menhang mit einem Grundstück 

d 	Neue Rechtsprechung zu Entgelt­
minderungen im Rahmen von Rabatt­
punktesystemen 

Seite

5

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

e 	Zeitpunkt der Uneinbringlichkeit bei 
Zahlungsschwierigkeiten

f  	Keine rückwirkende Rechnungsberichti­
gung bei Angabe eines falschen Leistungs­
empfängers

g 	Kreditgewährung als eigenständige 
Leistung

h	 Abrechnung von Mehr- bzw. Mindermen­
gen Strom

i	 Bundesrechnungshof drängt das BMF auf 
Anwendung der Bußgeldvorschriften des 
UStG

3	 Grunderwerbsteuer
a	 Mittelbare Anteilsvereinigung bei einer 
zwischengeschalteten Personengesell­
schaft („RETT-Blocker“) – Änderung der 
Rechtsprechung

b	 Einräumung einer Vollmacht zur 
Ausübung der Rechte aus einem Gesell­
schaftsanteil keine steuerbare Änderung 
des Gesellschafterbestandes nach § 1 
Abs. 2a GrEStG

4	 Erbschaft-/Schenkungsteuer
Schenkungsteuerliches Zuwendungsver­
hältnis bei verdeckten Gewinnausschüt­
tungen an nahestehende Personen

5	 Lohnsteuer
a	 Arbeitgeberunterstützung bei Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen

b	 Übernahme einer Rückdeckungsversi­
cherung durch den Mitarbeiter bei Insol­
venz oder Liquidation des Arbeitgebers

c	 Keine doppelte Haushaltsführung bei 
Hauptwohnung am Beschäftigungsort 


Seite
19 

19

20

21		

21

22

22

23

24

25

25



wts journal  |  # 1  |  März 2018 3

6	 Verbrauchsteuer 
a	 Steuerentlastungen nach § 10 StromStG 
und § 55 EnergieStG werden auch für das 
Antragsjahr 2018 in voller Höhe gewährt

b	 Neue einschränkende Verwaltungsauf­
fassung zur Energiesteuerentlastung für 
die thermische Abfall- oder Abluftbehand­
lung – ohne Gesetzesänderung

c	 Neuregelung des Versorgerstatus für 
Kundenanlagen: Komplexe Rechtslage für 
Eigenerzeuger im Stromsteuerrecht

7	 Zoll- und Außenwirtschaftsrecht
a	 Neue Rechtsprechung zur zollwert­
rechtlichen Behandlung von pauschalen 
Erstattungen im Rahmen von Verrech­
nungspreisanpassungen

b	 EU und Japan finalisieren Wirtschafts­
partnerabkommen (EPA)

TAX  |  Internationales

8  Armenien
Das neue DBA zwischen Deutschland und 
Armenien

9  Deutschland
a	 Anti-Treaty-Shopping-Regelung des 
§ 50d Abs. 3 EStG (i.d.F. 2007 bis 2011) mit 
EU-Recht unvereinbar 

b	 Finanzverwaltung reagiert auf das 
EuGH-Urteil zum Abzugsverbot für aus­
ländische Sozialversicherungsbeiträge 

10  EuGH
Generalanwalt beim EuGH hält internatio­
nales Schachtelprivileg der Gewerbesteuer 
im Drittstaatenfall für EU-rechtswidrig

11  OECD
Musterabkommen 2017 veröffentlicht

12  Österreich
a	 Geplante Änderungen im Steuerrecht 
durch die neue Regierung 

b	 Kein Verfall von Verlustvorträgen bei 
mittelbarem Gesellschafterwechsel

Seite

26

27

28

29

30

32

32

34

34

35

36

37

LEGAL 

Arbeits- und Sozialrecht
Scheinselbstständigkeit – Risiken erkennen 
und minimieren 

CONSULTING

1 Financial Advisory/
Process & Risk Management
a	 Digitale Rechnungsverarbeitung und 
Workflows als Einstieg in ein Rechnungs­
wesen 4.0

b 	Die Prüfungsschwerpunkte der DPR für 
2018

c	 Neufassung des IDW RS HFA 11 – Bilan­
zierung entgeltlich erworbener Software 
beim Anwender 

d  Neufassung der IDW-Stellungnahme zur 
Rechnungslegung: Aktivierung von Her­
stellungskosten (IDW ERS HFA 31 n.F.)

e	 Entwurf einer Neufassung des IDW 
Prüfungsstandards: Die Beurteilung der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
im Rahmen der Abschlussprüfung 
(IDW EPS 270 n. F.)

2 Compliance
a  BSI veröffentlicht Jahresbericht zur Lage 
der IT-Sicherheit in Deutschland

b	 Benchmarkstudien für die Erfüllung der 
Vorschriften des Sarbanes-Oxley-Acts (SOX)

Seite

39

41

41

42

43

43

45

46



wts journal  |  # 1  |  März 20184

RA StB Dr. Christian Behlert, 
WTS Partner

RA Dr. Philipp Besson, 
WTS Partner 

RA StB Dr. Florian Schnabel, 
WTS Partner

WTS mit neuer Service Line INSURANCE

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

mit der Allianz SE hat sich vor einigen 
Monaten ein weiterer DAX-Konzern für 
unser Business Partnering Modell entschie­
den und große Teile der Steuerfunktion in 
Deutschland an die WTS ausgegliedert. Im 
Rahmen von Business Partnering über­
nimmt WTS die operative Steuerfunktion 
eines Unternehmens entweder zum Teil 
oder sogar ganz. Die Zusammenarbeit mit 
der WTS als Business Partner führt durch 
den Einsatz spezialisierter Kräfte und 
digitaler Plattformen zu einer Qualitäts­
steigerung im Hinblick auf die Compliance 
und hilft Haftungsrisiken im Unterneh­
men zu reduzieren. Business Partnering 
trägt zudem auch unter Flexibilitäts- und 
Kostenaspekten zu einer Optimierung der 
gesamten Steuerfunktion bei. 

Im Versicherungsbereich bündeln wir 
künftig unsere steuerlichen Dienstleis­
tungen in unserer neuen Service Line 
„Insurance“. Die Mandanten werden von 
unserem Hauptstandort München, unse­
rem neuen WTS Steuerberatungsstandort 
Stuttgart und aus Frankfurt heraus betreut. 
Unser Ziel ist es dabei, möglichst nah am 
Mandanten zu sein. 

Den Kern unseres Expertenteams bil­
den ca. 25 Mitarbeiter, die im Zuge des 
angesprochenen Business Partnering von 
der Allianz zur WTS wechselten. Diese 
Experten verfügen nicht nur über großes 
fachliches Know-how in allen steuerlichen 
Fragen rund um die Versicherungs- und 
Finanzdienstleistungsbranche, sondern 
vor allem über einen reichen Erfahrungs­
schatz aus langjähriger beruflicher Praxis 
in Versicherungs- und Finanzdienstleis­
tungsunternehmen. Daraus resultiert auch 
unsere Stärke, Steuerprozesse effizient zu 

organisieren sowie praxistaugliche Lösun­
gen zu strukturieren und umzusetzen. 

Das Leistungsspektrum unserer neuen Ser­
vice Line „Insurance“ umfasst neben der 
laufenden ertrag-, umsatz- und lohnsteu­
erlichen Betreuung insbesondere versi­
cherungsspezifische Beratungsfelder, wie 
beispielsweise die Besteuerung der Kapi­
talanlagen bei Lebens- und Krankenversi­
cherungen und Versorgungseinrichtungen, 
die Optimierung des Vorsteuerabzugs für 
beschränkt vorsteuerabzugsberechtigte 
Versicherer oder die nationale und inter­
nationale Versicherungsteuer.

Mit der neuen Service Line „Insurance“ 
stärkt die WTS ihre Position als steuerlicher 
Berater der Finanzdienstleistungsbranche. 
Unser Anspruch ist es, die WTS als „Prefer­
red Advisor“ für Versicherer am Markt zu 
etablieren. Als verantwortliche Partner für 
die Service Line „Insurance“ freuen wir uns 
zusammen mit unserem hervorragenden 
Mitarbeiterteam auf diese Aufgabe.

Herzliche Grüße

Dr. Christian Behlert

Dr. Philipp Besson 

Dr. Florian Schnabel
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Die große Koalition aus CDU, CSU und SPD 
steht. Der Koalitionsvertrag ist unterzeich­
net. Aus Sicht der Unternehmen ist das 
steuerpolitische Ergebnis enttäuschend. 
Sämtliche Ideen und Vorschläge der 
Wirtschaft zur Stärkung des Steuerstand­
orts Deutschland wurden verworfen. Eine 
Reduzierung der Gesamtsteuerbelastung 
und/oder auch der substanzbelastenden 
Hinzurechnungen bei der Gewerbesteuer 
ist nicht geplant. Die Einführung einer 
steuerlichen Förderung von Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten ist auf KMU 
beschränkt und steht zudem unter dem 
allgemeinen Finanzierungsvorbehalt des 
Koalitionsvertrags. Die Abgeltungsteuer 
auf Zinserträge soll abgeschafft, eine 
Finanztransaktionssteuer eingeführt wer­
den und die Regelung der Share Deals bei 
der Grunderwerbsteuer weiter verschärft 
werden. Eine zeitgemäße Reform der 
außensteuerlichen Hinzurechnungsbe­
steuerung wurde zwar aufgenommen, 
steht allerdings im Kontext der Miss­
brauchsbekämpfung.

Im Detail sind die folgenden steuerlichen 
Vorhaben im Koalitionsvertrag aufgeführt:

→→ Die Steuerbelastung der Bürger wird 
nicht erhöht und die kalte Progression 
mit dem Ziel einer Tarifanpassung alle 
zwei Jahre überprüft.

→→ Insbesondere untere und mittlere 
Einkommen werden beim Solidaritäts­
zuschlag entlastet. Er wird schrittweise 
abgeschafft. Ab dem Jahr 2021 wird 
mit einem deutlichen ersten Schritt im 
Umfang von € 10 Mrd. begonnen. Durch 
eine Freigrenze (mit Gleitzone) werden 
rund 90 % aller Zahler des Solidaritäts­
zuschlags vollständig davon entlastet.

→→ Die Abgeltungsteuer auf Zinserträge 
wird mit der Etablierung eines funk­
tionierenden automatischen Informa­
tionsaustausches abgeschafft und eine 
Umgehung verhindert.

→→ Im Rahmen einer Wohnraumoffensive 
werden u. a. auch steuerliche Anreize 
für freifinanzierten Wohnungsneubau 
im bezahlbaren Mietsegment geschaf­
fen. Dazu wird eine bis Ende des Jahres 
2021 befristete Sonderabschreibung 
eingeführt. Sie beträgt zusätzlich zur 

linearen Abschreibung über vier Jahre  
5 % pro Jahr.

→→ Bei der pauschalen Dienstwagen­
besteuerung wird für E-Fahrzeuge 
(Elektro- und Hybridfahrzeuge) ein 
reduzierter Satz von 0,5 % des inländi­
schen Listenpreises eingeführt.

→→ Für gewerblich genutzte Elektrofahr­
zeuge wird eine auf fünf Jahre befris­
tete Sonder-AfA von 50 % im Jahr der 
Anschaffung eingeführt. 

→→ Nach einer verfassungsrechtlichen 
Prüfung will man die Gewinnung von 
Wohnbauland von Landwirten durch 
steuerlich wirksame Reinvestitions­
möglichkeiten in den Mietwohnungs­
bau verbessern.

→→ Eine Anpassung der pauschalen Steuer­
freibeträge für Menschen mit Behinde­
rung wird geprüft. 

→→ Die Akzeptanz für das Faktorverfah­
ren für Ehegatten wird durch bessere 
Information gestärkt. Personen mit der 
Steuerklassenkombination III/V sollen 
in den Steuerbescheiden regelmäßig 
über das Faktorverfahren informiert 
und auf die Möglichkeit des Wechsel 
zur Steuerklassenkombination IV/IV mit 
Faktor hingewiesen werden.

→→ Der Beitragssatz für die Arbeitslosen­
versicherung wird um 0,3 Prozentpunk­
te abgesenkt.

→→ Beiträge zur Krankenversicherung wer­
den ab 01.01.2019 wieder in gleichem 
Maße von Arbeitgebern und Beschäftig­
ten geleistet (Rückkehr zur Parität).

→→ Geringverdiener werden bei Sozial­
beiträgen entlastet (Ausweitung von 
Midi-Jobs); geringere Rentenversiche­
rungsbeiträge werden dabei nicht zu 
geringeren Rentenleistungen im Alter 
führen.

→→ Eine gemeinsame und konsolidier­
te Bemessungsgrundlage sowie die 
Einführung von Mindestsätzen bei den 
Unternehmenssteuern auf EU-Ebene 
werden unterstützt. Zusammen mit 
Frankreich will man hierfür eine Initiati­
ve ergreifen, auch um eine europäische 
Antwort auf internationale Veränderun­
gen und Herausforderungen in diesem 
Bereich, nicht zuletzt in den USA, zu 
geben.

Koalitionsvertrag

Details

Einkommensteuer  
(inkl. Sozialabgaben)

Änderungen auf  
EU-Ebene/International 
im Bereich der Unter­
nehmensbesteuerung

Im Koalitionsvertrag vereinbarte steuerliche Vorhaben  |
Autor: RA/StB Dr. Martin Bartelt, München

TAX  LEGAL  CONSULTING  
Steuerpolitik
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→→ Die Verpflichtungen aus der EU-Anti-
Steuervermeidungsrichtlinie werden 
„im Interesse des Standorts Deutsch­
land“ umgesetzt. Ausdrücklich genannt 
sind eine zeitgemäße Ausgestaltung 
der außensteuerlichen Hinzurech­
nungsbesteuerung, die Anpassung der 
Zinsschranke und die Ergänzung von 
Hybridregelungen.

→→ Die Einführung einer substantiellen 
Finanztransaktionssteuer im europä­
ischen Kontext will die Koalition zum 
Abschluss bringen. Ausnahmen werden 
in diesem Zusammenhang nicht mehr 
genannt.

→→ Steuerhinterziehung, Steuervermei­
dung, unfairen Steuerwettbewerb und  
Geldwäsche will man effizient und 
unbürokratisch im nationalen, euro­
päischen und internationalen Rahmen 
bekämpfen. Steuerschlupflöcher und 
Steueroasen werden geschlossen.

→→ Bemühungen für eine gerechte Besteu­
erung großer Konzerne, insbesondere 
auch der Internetkonzerne, werden 
unterstützt. Dabei wird weiterhin auf 
internationalen Konsens gesetzt. Durch 
weltweit möglichst breite Implemen­
tierung der OECD-BEPS-Verpflichtungen 
sowie -Empfehlungen sollen faire 
steuerliche Wettbewerbsbedingungen 
für grenzüberschreitende unternehme­
rische Tätigkeiten geschaffen werden. 

→→ Maßnahmen für eine angemessene 
Besteuerung der digitalen Wirtschaft 
werden ergriffen.

→→ Es werden gesetzliche Regelungen zur 
weiteren Bekämpfung des Umsatzsteu­
erbetruges beim Handel mit Waren im 
Internet geschaffen.

→→ Das Erhebungs- und Erstattungsverfah­
ren bei der Einfuhrumsatzsteuer wird 
in Kooperation mit den Bundesländern 
optimiert werden.

→→ Nach Abschluss der Prüfarbeiten 
durch Bund und Länder will man eine 
effektive und rechtssichere gesetzliche 
Regelung umsetzen, um missbräuch­
liche Steuergestaltungen bei der 
Grunderwerbsteuer mittels Share Deals 
zu beenden. Die gewonnenen Mehrein­

nahmen können von den Ländern zur 
Senkung der Steuersätze verwendet 
werden.

→→ Ein Freibetrag bei der Grunderwerb­
steuer beim erstmaligen Erwerb von 
Wohngrundstücken für Familien ohne 
Rückwirkung beim Länderfinanzaus­
gleich wird geprüft.

→→ Die Grundsteuer wird unter Beachtung 
der Vorgaben des Bundesverfassungs­
gerichts, der Sicherung des derzeitigen 
Aufkommens sowie unter Beibehaltung 
des kommunalen Hebesatzrechtes auf 
eine feste Basis gestellt.

→→ Nach verfassungsrechtlicher Prüfung 
will die Koalition durch Einführung 
einer Grundsteuer C für die Gemein­
den die Möglichkeit schaffen, die 
Verfügbarmachung von bebaubaren 
Grundstücken für Wohnbauzwecke zu 
verbessern.

→→ Eine steuerliche Forschungsförderung 
insbesondere für kleine und mittel­
große forschende Unternehmen soll 
eingeführt werden. 

→→ Sämtliche aus einer Straftat erlangte 
Vermögenswerte und rechtswidrige 
Gewinne sollen konsequent eingezo­
gen werden.

→→ Die Rolle des Bundeszentralamts für 
Steuern wird gestärkt und weiterent­
wickelt . Es soll als zentrale Anlaufstelle 
für steuerliche Fragen und verbindliche 
Auskünfte von Gebietsfremden dienen.

→→ Steuervereinfachung ist eine Dauerauf­
gabe, dies insbesondere durch Nutzung 
der technischen Möglichkeiten der 
modernen Datenverarbeitung; Ausbau 
des Angebots an die Bürger für eine 
elektronische Kommunikation mit der 
Finanzverwaltung; Einführung einer 
vorausgefüllten Steuererklärung für 
alle Steuerpflichtigen bis zum Veranla­
gungszeitraum 2021.

→→ Der Zoll wird in seinen Aufgabenberei­
chen (wie Bekämpfung von Wirtschafts­
kriminalität, von Geldwäsche und Ter­
rorismusfinanzierung, von Finanz- und 
Steuerbetrug sowie von Schwarzarbeit 
und illegaler Beschäftigung) insbe­
sondere durch Personalmaßnahmen 
(Stellen, Besoldung) gestärkt.

 

Umsatzsteuer

Grundsteuer und  
Grunderwerbsteuer

Sonstiges

Kontakt: 
RA/StB Dr. Martin 
Bartelt, München,
martin.bartelt@wts.de
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1   Ertragsteuern

Im Jahre 2009 wurde die Vorschrift des 
§ 8c KStG zum Verlustwegfall bei Körper­
schaften vom deutschen Gesetzgeber um 
eine in § 8c Abs. 1a KStG geregelte sog. 
Sanierungsklausel – mit rückwirkender 
Geltung ab dem 01.01.2008 – ergänzt. 
Hiernach liegt kein zum anteiligen oder 
vollständigen Verlustwegfall führender 
„schädlicher“ Anteilseignerwechsel vor, 
wenn der Beteiligungserwerb – unter den 
in der Vorschrift näher spezifizierten Vor­
aussetzungen – zum Zweck der Sanierung 
des Geschäftsbetriebs der Körperschaft 
erfolgt ist. 

Die Europäische Kommission sah in der 
Sanierungsklausel allerdings eine unzu­
lässige Beihilfe gem. Art. 107 Abs. 1 AEUV 
und leitete im Februar 2010 ein förmliches 
Prüfverfahren gegen die Bundesrepublik 
Deutschland nach Art. 108 AEUV ein. Mit 
Beschluss vom 26.01.2011 stellte die EU-
Kommission fest, dass die Sanierungsklau­
sel eine unionsrechtswidrige staatliche 
Beihilfe darstellt, und wies Deutschland 
zur Rückforderung der auf dieser Grund­
lage gewährten unzulässigen Sanierungs­
beihilfen an. 

Gegen diesen Kommissionsbeschluss 
legten die Bundesrepublik Deutschland 
und betroffene Unternehmen Nichtig­
keitsklage beim Europäischen Gericht 
(EuG) ein. Die Klage der Bundesrepublik 
Deutschland wurde aber bemerkenswer­
terweise verspätet eingereicht und des­
halb als unzulässig abgewiesen (EuG vom 
18.12.2012, Rs. T-205/11; letztinstanzlich 
bestätigt durch Beschluss des EuGH vom 
03.07.2014, Rs. C-102/13 P).

Über die Klagen der Unternehmen hatte 
das EuG dagegen erstinstanzlich in der Sa­
che zu entscheiden. Das EuG folgte dabei 
der Auffassung der EU-Kommission und 
wies diese Klagen im Ergebnis mit Urteilen 
vom 04.02.2016 ebenfalls ab (EuG vom 
04.02.2016, Rs. T-287/11, Heitkamp Bau­
Holding, und Rs. T-620/11, GFKL Financial 
Services). 

In beiden Fällen hatte in 2009 eine grund­
sätzlich nach § 8c Abs. 1 KStG „schädliche“ 
Übertragung von Anteilen an der Klägerin 

stattgefunden. Zu diesem Zeitpunkt lagen 
die Voraussetzungen der Sanierungsklausel 
vor; dies wurde den Unternehmen auch 
jeweils vom zuständigen Finanzamt in  
einer verbindlichen Auskunft bestätigt. 
Nach der Einleitung des förmlichen Prüfver­
fahrens durch die EU-Kommission wurden 
die verbindlichen Auskünfte dennoch auf­
gehoben; die Sanierungsklausel wurde bei 
der Steuerveranlagung nicht angewendet.  
 
Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt 
jeweils von der Frage ab, ob es sich bei der 
Sanierungsklausel um eine sog. selektive 
begünstigende Maßnahme i.S.d. EU-
Beihilferechts handelt. Hierfür kommt es 
maßgeblich auf die zutreffende Bestim­
mung des Maßstabs für die Prüfung der 
Selektivität (sog. Referenzsystem) an. Die 
EU-Kommission hatte im Beschluss vom 
26.01.2011 die eingeschränkte Verlust­
nutzung nach § 8c KStG als Referenzsystem 
zugrunde gelegt und in der – die Fort­
führung der Verluste in Sanierungsfällen 
gestattenden – Regelung des § 8c Abs. 1a 
KStG eine selektiv wirkende Ausnahme 
von dieser Regel zugunsten finanziell 
angeschlagener Unternehmen gesehen. 

In dem gegen die EuG-Entscheidung in 
der Rechtssache „Heitkamp BauHolding“ 
anhängigen Rechtsmittelverfahren beim 
EuGH hat der Generalanwalt Nils Wahl 
allerdings nunmehr in seinen Schlussan­
trägen vom 20.12.2017 eine gegenteilige 
Auffassung vertreten. Der Generalanwalt 
verneint darin das Vorliegen einer unions­
rechtswidrigen staatlichen Beihilfe und 
plädiert dafür, das angefochtene Urteil des 
EuG vom 04.02.2016 aufzuheben und den 
Kommissionsbeschluss vom 26.01.2011 
für nichtig zu erklären.   

Das maßgebliche Referenzsystem sei 
in der Regelung zum Verlustvortrag zu 
sehen. § 8c KStG stelle eine Ausnahme 
von dieser allgemeinen Regel dar. Durch 
die Sanierungsklausel als Rückausnahme 
zum Verlustwegfall nach § 8c KStG wird 
somit im Ergebnis lediglich der gesetzliche 
„Normalfall“, d. h. die zeitlich unbegrenzte 
Vortragsfähigkeit von Verlusten, wieder 
hergestellt. Die Regelung des § 8c Abs. 1a 
KStG sei daher Bestandteil des Referenz­

Ausnahme für  
Sanierungsfälle gem.  

§ 8c Abs. 1a KStG 

Beschluss der EU-Kom­
mission vom 26.01.2011 

(2011/527/EU)

Beihilferechtliche  
Klageverfahren beim  

EuG / EuGH

Urteilsfälle

„Selektivität“ der  
Sanierungsklausel?

Schlussanträge des 
Generalanwalts vom 
20.12.2017  
(Rs. C-203/16 P)

Referenzsystem

1a  |	 Generalanwalt beim EuGH sieht in Sanierungsklausel des § 8c Abs. 1a KStG 
keine unionsrechtswidrige Beihilfe   |   Autor: RA/StB Dr. Thomas Otto, Köln
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systems und damit nicht geeignet, be­
stimmten Unternehmen einen selektiven 
Vorteil zu verschaffen. 

Es bleibt abzuwarten, ob sich der EuGH bei 
seiner Entscheidung der Rechtsauffassung 
des Generalanwalts anschließen wird. Der 
EuGH ist dabei natürlich nicht an die Sicht­
weise des Generalanwalts gebunden. In 
der Vergangenheit ist der EuGH allerdings 
in der deutlichen Mehrzahl der Verfahren 
der vom Generalanwalt in den Schlussan­
trägen vertretenen Auffassung gefolgt.  

Die Anwendung der Sanierungsklausel 
gem. § 8c Abs. 1a KStG ist derzeit bis zur 

rechtskräftigen gerichtlichen Klärung ihrer 
Unionsrechtskonformität ausgesetzt. Soll­
te der EuGH den Schlussanträgen des Ge­
neralanwalts folgen und die Vereinbarkeit 
der Vorschrift mit dem EU-Beihilferecht 
feststellen, würde die Vorschrift wieder 
„aufleben“ (§ 34 Abs. 6 Satz 2 KStG). 

Die derzeitige „Verfassungsproblematik“ 
im Hinblick auf die vom BVerfG festge­
stellte Verfassungswidrigkeit des § 8c 
Abs. 1 Satz 1 KStG für den Zeitraum 2008 
bis einschließlich 2015 und eine mögliche 
Verfassungswidrigkeit des § 8c Abs. 1 
Satz 2 KStG bleibt davon unberührt.  

Der BFH entschied mit Urteil vom 
11.07.2017, dass der Hinzurechnungs­
betrag bei Streubesitzdividenden nach 
§ 8 Nr. 5 GewStG nicht um von der Mutter­
gesellschaft vorgenommene ausschüt­
tungsbedingte Teilwertabschreibungen 
zu mindern ist.

Die Klägerin, eine GmbH, war mit knapp 
2 % an einer AG beteiligt. In 2009 und 
2011 verkaufte die AG wesentliche Teile 
ihres Vermögens und schüttete jeweils 
anschließend eine Dividende an die 
Klägerin aus. Da sich der Wert der Anteile 
an der AG dadurch nachhaltig reduziert 
hatte, nahm die Klägerin in gleicher Höhe 
ausschüttungsbedingte Teilwertabschrei­
bungen vor.

Für die Streitjahre blieben im Rahmen 
der Körperschaftsteuerveranlagung die 
Dividenden der AG (vermindert um 5 % 
pauschal nicht abzugsfähige Betriebsaus­
gaben) nach § 8b Abs. 1 KStG außer Ansatz. 
Die ausschüttungsbedingten Teilwertab­
schreibungen wurden dem Einkommen 
außerhalb der Bilanz gemäß § 8b Abs. 3 
Satz 3 KStG wieder hinzugerechnet.

Für Zwecke der Gewerbesteuer rechnete 
das Finanzamt dem körperschaftsteuerli­
chen Einkommen der Klägerin jeweils den 
steuerfrei gebliebenen Teil der Dividenden 
wieder hinzu, da die Voraussetzungen 
des gewerbesteuerrechtlichen Schachtel­

privilegs nicht erfüllt waren. Eine Minde­
rung des Hinzurechnungsbetrags um die 
Teilwertabschreibung nahm das Finanzamt 
dagegen nicht vor. Das FG Köln gab der 
hiergegen gerichteten Klage statt und min­
derte die Hinzurechnung entsprechend.

Entgegen der Auffassung des Finanzge­
richts entschied der BFH nun, dass der 
Hinzurechnungsbetrag gemäß § 8 Nr. 5 
GewStG nicht um die ausschüttungs­
bedingten Teilwertabschreibungen zu 
mindern ist, da die Regelung nicht auf § 8b 
Abs. 3 KStG verweise.

Nach Ansicht des BFH komme auch eine 
teleologische Extension des Wortlauts 
von § 8 Nr. 5 GewStG mit der Folge einer 
Kürzung des Hinzurechnungsbetrags 
um den Betrag der substanzbezogenen 
Aufwendungen (Teilwertabschreibungen 
der Anteile) nicht in Betracht. In der von 
der Klägerin beanstandeten „Doppelbe­
lastung von Nichtschachteldividenden“ 
sieht der BFH weder einen Verstoß gegen 
das Leistungsfähigkeitsprinzip noch einen 
Verstoß gegen Art. 3 GG.

Das BFH-Urteil erging zu Streitjahren vor 
Einführung der Steuerpflicht von Streu­
besitzdividenden gemäß § 8b Abs. 4 KStG. 
Gleichwohl ist diese Entscheidung auch 
unter der heutigen Rechtslage von 
Bedeutung und betrifft beispielsweise 
Sachverhalte, bei welchen der Anteils­

Praxishinweise

BFH vom 11.07.2017 
(AZ: I R 88/15)

Urteilsfall

FG Köln vom 10.11.2015 
(AZ: 10 K 410/14)

Keine Kürzung des  
Hinzurechnungsbetrags

Praxishinweis

1b  |	 Keine Kürzung der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung um Teilwertab
schreibungen    |   Autor: StB Thomas Bernhofer, München

Kontakt: 
RA/StB Thomas 
Dennisen, Köln, 
thomas.dennisen@
wts.de



wts journal  |  # 1  |  März 2018 9

TAX  LEGAL  CONSULTING  
1   Ertragsteuern

eigner zwischen mindestens 10 % und 
weniger als 15 % an einer Kapitalgesell­
schaft beteiligt ist.

Der dem Urteilsfall zugrundeliegende 
Sachverhalt würde nach heutiger Rechts­
lage dazu führen, dass nach § 8b Abs. 4 
KStG die Dividenden in voller Höhe 
steuerpflichtig wären. Von daher wäre 

zwar von Vorherein kein Raum für eine 
Hinzurechnung nach § 8 Nr. 5 GewStG. Da 
jedoch eine Teilwertabschreibung auch 
hier nach § 8b Abs. 3 KStG außerbilanziell 
hinzugerechnet werden müsste, entstün­
de auch hier eine vergleichbare Proble­
matik und das sogar schon im Rahmen der 
Körperschaftsteuer und damit auch in der 
Gewerbesteuer.

Der BFH hatte im Urteil vom 23.08.2017 
darüber zu entscheiden, ob eine sachliche 
Unbilligkeit vorliegen kann, wenn eine 
verzögerte Eintragung des Gewinnabfüh­
rungsvertrags (GAV) in das Handelsregister 
dazu führt, dass eine körperschaftsteu­
errechtliche Organschaft erst in dem Jahr 
steuerlich wirksam wird, das auf das Jahr 
der Handelsregisteranmeldung folgt und 
die verzögerte Eintragung auf das Verhal­
ten einer Behörde zurückzuführen ist. 

Im Streitfall schloss die Klägerin, eine 
GmbH, mit ihrer alleinigen Gesellschafte­
rin, der A-GmbH als Organträgerin, einen 
Beherrschungs- und Gewinnabführungs­
vertrag (BGAV). Darin wurde vereinbart, 
dass die Verpflichtung zur Gewinnabfüh­
rung erstmals für das Geschäftsjahr 2006 
gelten soll. Die notariell beglaubigte 
Anmeldung zur Eintragung in das Han­
delsregister ging am 24.10.2006 beim 
zuständigen Amtsgericht ein. Aufgrund 
einer Verkettung verschiedener Umstände 
erfolgte die Handelsregistereintragung 
erst am 26.01.2007.

Das Finanzamt behandelte die von der 
Klägerin in 2006 erklärte Gewinnabfüh­
rung als verdeckte Gewinnausschüttung 
(vGA), da der BGAV mangels Registerein­
tragung in 2006 nicht wirksam geworden 
sei und setzte entsprechend gegenüber 
der Klägerin Körperschaftsteuer fest. Die 
hiergegen nach erfolglosem Einspruch er­
hobene Klage wurde vom FG Baden-Würt­
temberg als unbegründet abgewiesen. 

Einen Antrag der Klägerin, die Körper­
schaftsteuerfestsetzung wegen sachlicher 
Unbilligkeit aufzuheben, lehnte das Fi­

nanzamt ab. Einspruch und Klage blieben 
ebenfalls ohne Erfolg.

Auch der BFH bestätigte nun im Revisions­
verfahren die Rechtsauffassung des 
Finanzamts, wonach die Voraussetzungen 
einer sachlichen Unbilligkeit nicht erfüllt 
seien. 

Die Festsetzung einer Steuer sei aus sachli­
chen Gründen nur dann unbillig, wenn sie 
zwar dem Wortlaut des Gesetzes entspre­
che, aber den Wertungen des Gesetzes 
zuwiderlaufe. Voraussetzung hierfür sei, 
dass der Gesetzgeber die Grundlagen 
für die Steuerfestsetzung anders als 
tatsächlich geschehen geregelt hätte, 
wenn er die zu beurteilende Frage als 
regelungsbedürftig erkannt hätte. Allein 
eine für den Steuerpflichtigen ungünstige 
Rechtsfolge, die der Gesetzgeber bewusst 
angeordnet oder in Kauf genommen habe, 
rechtfertige dagegen keine Billigkeits­
maßnahme. 

Die Rechtsfolgen einer körperschaft­
steuerrechtlichen Organschaft seien nach 
dem Gesetzeswortlaut erstmalig für das 
Kalenderjahr zu ziehen, in dem das Wirt­
schaftsjahr der Organgesellschaft endet, 
in welchem der GAV wirksam wird. Der 
Gesetzgeber habe dabei ganz bewusst auf 
die zivilrechtliche Wirksamkeit und damit 
auch auf die Eintragung ins Handelsregis­
ter – und gerade nicht auf etwaige seitens 
der Organgesellschaft zu beeinflussenden 
Umstände wie bspw. den Abschluss des 
BGAV oder dessen Anmeldung zur Eintra­
gung ins Handelsregister – abgestellt und 
somit die Wirkungen und Umstände des 
jeweiligen Einzelfalls im Rahmen seiner 

BFH vom 23.08.2017 
(AZ: I R 80/15)

Urteilsfall

Voraussetzungen der 
sachlichen Unbilligkeit

Gesetzgeber stellt 
bewusst auf Handels­
registereintragung ab

1c  |	 Verzögerte Registereintragung eines Gewinnabführungsvertrags   |   
	 Autor: StB Christian Seib, Frankfurt a.M.
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verfassungsrechtlich zulässigen Typisie­
rungsbefugnis unberücksichtigt gelassen.

Der für eine sachliche Billigkeitsmaß­
nahme erforderliche Gesetzesüberhang 
über die Wertungen des Gesetzgebers 
liege damit – auch bei einer verzögerten 
Bearbeitung des Eintragungsantrags durch 

eine andere Behörde, wie hier dem Regis­
tergericht – nicht vor.

Vor diesem Hintergrund sollte im Fall einer  
Ende des Jahres ausstehenden Eintragung 
eines GAV unbedingt rechtzeitig Kontakt 
mit dem zuständigen Registergericht 
aufgenommen werden.

Das FG Münster hat kürzlich entgegen der 
Ansicht des BMF entschieden, dass auch 
Erträge aus der erstmaligen Abzinsung 
von Verbindlichkeiten zu den Zinserträ­
gen gehören, die bei der Berechnung der 
Zinsschrankenfreigrenze mit Zinsaufwen­
dungen zu verrechnen sind.

Im Urteilsfall bestanden zwischen einer 
KG, an welcher die Klägerinnen beteiligt 
waren, den Klägerinnen selbst und deren 
Gesellschaftern verschiedene Darlehens­
beziehungen. Im Streitjahr traten für 
zwei Darlehen die Voraussetzungen für 
einen Wegfall der Verzinsung ein. Die 
darauf folgende Abzinsung führte zu 
entsprechenden Abzinsungserträgen. Das 
Finanzamt vertrat unter Verweis auf das 
BMF-Schreiben vom 04.07.2008 die Auf­
fassung, dass Erträge aus der erstmaligen 
Abzinsung einer Verbindlichkeit bei der 
Ermittlung der Zinsschrankenfreigrenze 
nicht zu berücksichtigen seien und kam 
so zur Anwendung der Zinsschranke. Der 
erstmaligen Abzinsung fehle der eigentli­
che Zinscharakter, sodass entsprechende 
Erträge zu Recht unberücksichtigt geblie­
ben seien.

Das FG Münster gab der hiergegen erhobe­
nen Klage statt. Nach Ansicht des 4. Senats 
habe das Finanzamt zu Unrecht eine 
Begrenzung des Abzugs der Zinsaufwen­
dungen vorgenommen. Die Zinsschranke 
sei mangels Überschreiten der Freigrenze 
nicht anwendbar. Mit dem Zinsaufwand 
seien Erträge aus Kapitalforderungen 

jeder Art zu saldieren, die den maßgebli­
chen Gewinn erhöht haben. Zu Zinserträ­
gen oder Zinsaufwendungen führen auch 
die Auf- und Abzinsung unverzinslicher 
oder niedrig verzinslicher Verbindlichkei­
ten oder Kapitalforderungen. In diesem 
Zusammenhang erfasse § 4h Abs. 3 Satz 4 
EStG sämtliche Abzinsungserträge. Die 
einschränkende Auslegung durch die 
Finanzverwaltung sei vom Gesetzeswort­
laut nicht gedeckt. Auch den Gesetzesma­
terialien seien keinerlei Anhaltspunkte zu 
entnehmen, dass der Gesetzgeber eine 
Einschränkung des Wortlauts beabsich­
tigt habe. Nach Auffassung des 4. Senats 
führe auch die Berücksichtigung von 
Systematik und Zweck der Gesetzesnorm 
zu keinem anderen Ergebnis. Vor dem 
Hintergrund, dass die Abzinsung unver­
zinslicher Verbindlichkeiten untrennbar 
mit der späteren Aufzinsung verknüpft sei, 
erscheine eine nur einseitige Berücksich­
tigung der Aufzinsungsaufwendungen 
keineswegs zwingend und hätte daher 
einer (zumindest erkennbaren) gesetzge­
berischen Anordnung bedurft. Erforderlich 
sei nach dem Wortlaut der Norm, dass sich 
der Zinsertrag gewinnerhöhend nieder­
geschlagen habe. Dies sei auch bei der 
erstmaligen Abzinsung gegeben.

Aus Sicht der Praxis ist diese Entscheidung 
erfreulich. Das FG Münster hat allerdings 
die Revision wegen grundsätzlicher Be­
deutung der Rechtssache zugelassen 
(§ 115 Abs. 2 FGO). Es bleibt abzuwarten, 
ob diese vom Finanzamt eingelegt wird.

Keine sachliche Unbillig-
keit wegen verzögerter 

Bearbeitung durch 
andere Behörde 

FG Münster vom 
17.11.2017  

(AZ: 4 K 3523/14 F)

Urteilsfall

BMF vom 04.07.2008

1d  |	 Auch erstmalige Abzinsung ist Zinsertrag i.S.d. Zinsschranke   |   
	 Autoren: Anna Makarova und RAin Susanne Heufelder, beide München
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Mit Urteil vom 28.09.2017 hat der BFH 
entschieden, dass die Rechtsprechung, 
wonach der Ankauf, die Vermietung und 
der Verkauf von Wirtschaftsgütern zu einer 
einheitlichen, die private Vermögens­
verwaltung überschreitenden Tätigkeit 
verklammert sein können, nicht auf 
bewegliche Wirtschaftsgüter beschränkt 
ist, sondern gleichermaßen für unbeweg­
liche Wirtschaftsgüter gilt. Damit kann die 
„Verklammerung“ von Ankauf, Vermietung 
und Verkauf auch bei Mietimmobilien zu 
steuerpflichtigen gewerblichen Einkünf­
ten führen. Dies gilt selbst dann, wenn 
zwischen Ankauf und Verkauf ein Zeitraum 
von mehr als zehn Jahren liegt. 

Die Klägerin, eine aus drei natürlichen 
Personen bestehende GbR, verpflichtete 
sich mit notariellem Erbbaurechtsvertrag 
vom 22.04.1986, ein Dienstgebäude für 
die Stadt E an das bestehende Rathaus an­
zubauen. Das Erbbaurecht wurde auf die 
Dauer von 20 Jahren vereinbart. Für den 
Fall des Erlöschens des Erbbaurechts durch 
Zeitablauf sollte der Klägerin ein Entschä­
digungsanspruch zustehen. Entsprechend 
der Vereinbarung im Erbbaurechtsvertrag 
vermietete die Klägerin das Dienstgebäu­
de über die Dauer des Erbbaurechts an die 
Stadt E und erhielt am Ende des Erbbau­
rechts im Jahr 2007 die festgelegte Ent­
schädigung. Die Klägerin deklarierte die 
Vermietungseinnahmen unter Berücksich­
tigung von Abschreibungen stets als Ver­
mietungseinkünfte (§ 21 EStG). Die späte­
re Entschädigung sollte dann aufgrund des 
Überschreitens der 10-Jahres-Frist des § 23 
EStG steuerfrei bleiben. Eine vergleichbare 
Gestaltung – ebenfalls mit festgelegter 
Entschädigung – wiederholte die Kläge­
rin mit dem Landkreis G, welcher ihr mit 
notariellem Vertrag vom 07.10.1992 ein 
Erbbaurecht an einem näher bezeichneten 
Grundstück bestellte. Die Klägerin hatte 
hier ein Straßenverkehrsamt für den Land­
kreis G zu errichten.

Nach einer Außenprüfung vertrat das 
Finanzamt die Auffassung, dass es sich bei 
der Vermietung um eine über die reine 
Vermögensverwaltung hinausgehende 
gewerbliche Vermietung handelte und 

änderte den Feststellungsbescheid für das 
Streitjahr 2003 entsprechend ab. Die nach 
erfolglosem Einspruchsverfahren hierge­
gen erhobene Klage zum Finanzgericht 
hatte Erfolg.

Die Revision führte nun jedoch zur Aufhe­
bung der vorinstanzlichen Entscheidung 
und Zurückverweisung an das Finanz­
gericht. Gemäß der bisherigen Recht­
sprechung des BFH geht die Vermietung 
beweglicher Gegenstände dann über 
den Rahmen der privaten Vermögens­
verwaltung hinaus, wenn im Einzelfall 
besondere Umstände hinzutreten, die der 
Vermietungsleistung ein Gepräge im Sinne 
gewerblicher Einkünfte geben. Besteht 
demnach ein Geschäftskonzept darin, 
bewegliche Wirtschaftsgüter zu kaufen, 
zu vermieten und zu verkaufen, und kann 
von Beginn an ein positives Gesamter­
gebnis nur unter Berücksichtigung eines 
Verkaufserlöses erzielt werden, werden 
diese gemischten Tätigkeiten zu einer 
einheitlichen gewerblichen Tätigkeit „ver­
klammert“. Diese „Verklammerungsrecht­
sprechung“ gelte – entgegen der insoweit 
rechtsfehlerhaften Entscheidung des 
Finanzgerichts – auch für unbewegliche 
Wirtschaftsgüter, selbst nach Ablauf der 
10-Jahres-Frist des § 23 Abs. 1 Nr. 1 EStG. 
Das erstinstanzliche Finanzgericht muss 
nunmehr Feststellungen dahingehend 
nachholen, ob für jedes der beiden Projek­
te im Zeitpunkt der Aufnahme der jeweili­
gen Tätigkeit ein positives Gesamtergebnis 
nur unter Einbeziehung der vereinbarten 
Entschädigungen erzielt werden konnte, 
und auf Basis dieser Feststellungen seine 
Entscheidung treffen.

Es ist zu erwarten, dass die Finanzverwal­
tung zukünftig das Urteil des BFH zum An­
lass nehmen wird, bei Veräußerungen von 
Immobilien (erklärungsgemäß aus dem 
Privatvermögen) nach Ablauf von zehn 
Jahren zu prüfen, ob nicht doch gewerb­
liche Einkünfte vorliegen könnten. Ergibt 
sich aus der Sachverhalts- und Prognose­
prüfung, dass von Beginn an zum einen 
ein Geschäftskonzept vorlag, die Immo­
bilie zu kaufen, zu vermieten und zu ver­
kaufen („Verklammerung“), und dass zum 

BFH vom 28.09.2017 
(AZ: IV R 50/15)

Urteilsfall

BFH vom 08.06.2017 
(AZ: IV R 30/14)
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1e   |	 Überschreiten privater Vermögensverwaltung – „Verklammerung“ von 
laufenden Gewinnen und Veräußerungserlösen kann auch bei Immobilien zu 
gewerblichen Einkünften führen   |   Autor: RA/StB Stephan Golombek, Köln
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anderen ein Totalüberschuss nur unter 
Einbeziehung der späteren Veräußerung 
möglich war, droht eine „Umqualifizie­
rung“ in gewerbliche Einkünfte. In diesem 
Rahmen wären die stillen Reserven dauer­
haft steuerverhaftet. Sowohl die Veräu­
ßerung als auch die Investition in neue 
Vermietungsobjekte sollten daher vorab 
unter dem Gesichtspunkt der „Verklam­
merung“ und den damit einhergehenden 
potentiellen steuerlichen Mehrbelastun­
gen untersucht werden. 

Ergänzend sei angemerkt, dass sich der 
BFH ohne Bindungswirkung auch zu den 
weiteren Tatbestandsmerkmalen einer 
gewerblichen Tätigkeit, wie der Teilnahme 
am allgemeinen wirtschaftlichen Ver­
kehr und der Nachhaltigkeit der Tätigkeit 
geäußert hat. Demnach stellte bereits die 

Vermietungsleistung an einen Abnehmer 
eine solche Teilnahme am allgemeinen 
wirtschaftlichen Verkehr dar. Eine Nach­
haltigkeit läge jedenfalls dann vor, wenn 
das Finanzgericht für jedes der beiden 
Objekte die vorgenannte Verklammerung 
feststellen  und damit eine Wiederholung 
eines solches Geschäftes angenommen 
würde. Der BFH weist insoweit aber auch 
darauf hin, dass bereits die Feststellung 
einer Wiederholungsabsicht für eine 
Nachhaltigkeit i.d.S. ausreichend ist. Eine 
tatsächliche Wiederholung ist zwar die 
häufigste, aber nicht die einzige Form, 
durch die diese Wiederholungsabsicht 
zum Ausdruck kommen kann. Auch unter 
diesem Gesichtspunkt können Diskussio­
nen mit der Finanzverwaltung selbst bei 
nur einem potentiellen „Verklammerungs­
objekt“ nicht ausgeschlossen werden.

Der BFH hat mit Urteil vom 29.08.2017 
entschieden, dass die Verrechnung von 
dem gesonderten Steuertarif des § 32d 
Abs. 1 EStG unterliegenden positiven 
Einkünften aus Kapitalvermögen mit dem 
Steuertarif des § 32a EStG unterliegenden 
Altverlusten aus Kapitalvermögen (aus 
der Zeit bis 31.12.2008) einen Antrag auf 
Günstigerprüfung gem. § 32d Abs. 6 EStG 
voraussetzt. Die Ungleichbehandlung der 
Verrechnung von Altverlusten aus Kapi­
talvermögen gegenüber den Altverlusten 
i.S.d. § 23 EStG a. F. verstoße nicht gegen 
Art. 3 Abs. 1 GG. 

Im Streitfall erzielten die zusammenver- 
anlagten Kläger im Streitjahr 2009 u. a. 
Einkünfte aus Kapitalvermögen i.H.v.  
€ 6.134.010 und beantragten die Güns­
tigerprüfung gem. § 32d Abs. 6 EStG und 
die Überprüfung des Steuereinbehalts 
gem. § 32d Abs. 4 EStG. Zum 31.12.2008 
war für die Kläger ein verbleibender 
Verlustvortrag zur Einkommensteuer i.H.v. 
€ 4.384.812 festgestellt worden, der aus 
negativen Kapitaleinkünften der Vorjahre 
stammte. Im Einkommensteuerbescheid 
verrechnete das Finanzamt zunächst wei­
tere Verlustvorträge aus privaten Veräu­
ßerungsgeschäften i.S.d. § 23 EStG in der 

bis 31.12.2008 geltenden Fassung mit den 
dem gesonderten Tarif gem. § 32d Abs. 1 
EStG unterliegenden Kapitaleinkünften 
des Streitjahres. Die danach verbleiben­
den Kapitaleinkünfte wurden sodann den 
Einkünften i.S.d. § 2 EStG hinzugerechnet. 
Bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der 
Einkünfte wurde gem. § 10d Abs. 2 Satz 1 
EStG der gesamte Verlustvortrag zum 
31.12.2008 in Höhe von € 4.384.812 ab­
gezogen. Das zu versteuernde Einkommen 
wurde mit den darin enthaltenen Einkünf­
ten aus Kapitalvermögen der tariflichen 
Einkommensteuer unterworfen. Im Ergeb­
nis wurden damit die Kapitaleinkünfte, 
soweit sie den Verlustvortrag überstiegen, 
mit dem über 25 % liegenden tariflichen 
Einkommensteuersatz der Kläger ver­
steuert. 

Die Kläger hatten mit der hiergegen 
gerichteten Klage auch in der Revision 
keinen Erfolg. Nach Auffassung des BFH 
ist eine allgemeine Berechtigung zur 
Verrechnung von Verlusten aus tariflich 
besteuerten Einkünften und positiven 
Kapitaleinkünften, die dem gesonderten 
Tarif des § 32d Abs. 1 EStG unterliegen, im 
Rahmen der Einkommensteuerfestset­
zung ausgeschlossen. Dies gilt auch dann, 

Weitere Tatbestands-
merkmale der  

Gewerblichkeit 

BFH vom 29.08.2017 
(AZ: VIII R 5/15)
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wenn – wie im vorliegenden Fall – nach 
§ 10d EStG festgestellte Altverluste aus 
Kapitalvermögen vorliegen. Denn auch in 
diesem Fall ist erforderlich, dass die der 
Abgeltungsteuer unterliegenden positiven 
Kapitaleinkünfte in einem ersten Schritt 
unter Verdrängung des § 32d Abs. 1, 3 und 
4 EStG zu Einkünften i.S.d. § 2 Abs. 2 bis 5 
EStG werden, die dem Tarif des § 32a EStG 
unterliegen. In einem zweiten Schritt kön­
nen sie, da das Verrechnungsverbot des 
§ 20 Abs. 6 EStG insoweit nicht greift, mit 
den tariflich zu besteuernden Altverlusten 
aus Kapitalvermögen verrechnet werden. 
Eine direkte Verrechnung der gem. § 10d 
EStG festgestellten Altverluste mit den im 
Streitjahr erzielten und der Abgeltung­
steuer unterliegenden Einkünften aus 
Kapitalvermögen innerhalb der Schedule 
scheidet danach aus.

Entgegen der Ansicht der Kläger kann 
eine direkte Verrechnung der dem Ab­
geltungsteuersatz des § 32d Abs. 1 EStG 
unterliegenden positiven Kapitaleinkünfte 
mit den nach § 10d EStG festgestellten 
Altverlusten auch nicht aufgrund eines 
Antrags auf Überprüfung des Steuereinbe­
halts gem. § 32d Abs. 4 EStG erfolgen. Der 
Antrag führt nur dazu, dass Kapitalerträge, 

die der Kapitalertragsteuer unterlegen 
haben, in die Veranlagung mit einbezo­
gen werden. Dabei bleibt der gesonderte 
Steuertarif für Einkünfte aus Kapital­
vermögen (§ 32d Abs. 1 EStG) weiter 
anwendbar. Erforderlich für eine Verrech­
nung von Kapitaleinkünften, die dem 
gesonderten Steuertarif des § 32d Abs. 1 
EStG unterliegen, mit – wie im Streitfall 
– tariflich besteuerten negativen Einkünf­
ten (Altverluste) ist jedoch, dass die nach 
§ 20 EStG ermittelten Kapitaleinkünfte 
selbst der tariflichen Einkommensteuer 
unterworfen werden. Diese Rechtsfolge 
kann nur durch einen Antrag auf Günsti­
gerprüfung gem. § 32d Abs. 6 EStG erreicht 
werden. 

Der Antrag auf Günstigerprüfung kann 
gemäß der eindeutigen gesetzlichen Re­
gelung des § 32d Abs. 6 Sätze 3 und 4 EStG 
für den jeweiligen Veranlagungszeitraum 
für zusammenveranlagte Ehegatten nur 
einheitlich für sämtliche Kapitalerträge 
gestellt werden. Deshalb ist die Anwen­
dung des gesonderten Steuertarifs für Ein­
künfte aus Kapitalvermögen gem. § 32d 
Abs. 1 EStG auch für die nach Verlustver­
rechnung verbleibenden Kapitaleinkünfte 
ausgeschlossen.

Mit Urteil vom 29.08.2017 hat der BFH 
entschieden, dass die depotbezogene 
unterjährige Verlustverrechnung der 
auszahlenden Stelle i.S.d. § 43a Abs. 3 
EStG zwar vorrangig, aber nicht endgültig 
sei und daher § 20 Abs. 6 Satz 1 EStG der 
depotübergreifenden Verrechnung von 
Altverlusten i.S.d. § 23 EStG a. F. (gültig bis 
31.12.2008) mit positiven Einkünften aus 
Kapitalvermögen bei der Antragsveranla­
gung nach § 32d Abs. 4 EStG nicht entge­
gen stehe.

Innerhalb eines Depots werden Verluste 
nach § 20 Abs. 2 EStG (ohne Aktienverlus­
te) vorrangig mit Erträgen nach § 20 Abs. 1 
EStG verrechnet, damit Altverluste aus § 23 
EStG a. F. in maximaler Höhe mit Gewinnen 
nach § 20 Abs. 2 EStG verrechnet werden 
können. 

Im Urteilsfall waren im Streitjahr 2010 
in einem Depot mehr Verluste nach § 20 
Abs. 2 EStG (ohne Aktienverluste) erzielt 
worden als Erträge nach § 20 Abs. 1 EStG, 
so dass in diesem Depot die Verrechnung 
auch mit Gewinnen nach § 20 Abs. 2 EStG 
erfolgte. Dies minderte das Verrechnungs­
potential für die Altverluste aus § 23 EStG 
a. F., obwohl in einem anderen Depot 
ausreichend Erträge nach § 20 Abs. 1 EStG 
vorhanden gewesen wären, um vorrangig 
damit alle Verluste nach § 20 Abs. 2 EStG 
(ohne Aktienverluste) zu verrechnen. Der 
Kläger stellte den Antrag auf Überprüfung 
des Steuereinbehalts gem. § 32d Abs. 4 
EStG. Er begehrte, seine Verluste nach § 20 
Abs. 2 EStG (ohne Aktienverluste) zunächst 
mit den Erträgen nach § 20 Abs. 1 EStG in 
einem anderen Depot zu verrechnen. 

Antrag auf Überprüfung 
des Steuereinbehalts 

nach § 32d Abs. 4 EStG 
führt zu keinem  

anderen Ergebnis

BFH vom 29.08.2017  
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Das Finanzamt verweigerte diese depot­
übergreifende Verlustverrechnung. Zur 
Begründung wurde ausgeführt, dass die 
depotinterne Verlustverrechnung durch 
die Kreditinstitute im Rahmen des Steuer­
abzugsverfahrens gem. § 43a Abs. 3 EStG 
endgültig sei und daher im Veranlagungs­
verfahren nicht mehr rückgängig gemacht 
werden könne. Das FG Düsseldorf hinge­
gen gab der nach erfolglosem Einspruch 
eingereichten Klage in erster Instanz statt.

Der BFH bestätigte die Vorinstanz und 
stellte zunächst klar, dass das Kapital­
ertragsteuerabzugsverfahren trotz des 
engen Wortlauts des § 20 Abs. 6 Satz 1 
EStG kein Hindernis für die günstigere 
Verrechnung von Altverlusten i.S.d. § 23 
EStG a. F. im Rahmen der Veranlagung nach 
§ 32d Abs. 4 EStG darstelle. Die Verlust­

verrechnung nach § 43a Abs. 3 EStG bei 
der auszahlenden Stelle sei insbesondere 
dann nicht endgültig, wenn die Kapitaler­
träge aufgrund eines Antrags nach § 32d 
Abs. 4 EStG in die besondere Besteuerung 
der Kapitalerträge einbezogen werden.

Der BFH führte weiterhin aus, dass die 
depotübergreifende Verlustverrechnung 
auch aus verfassungsrechtlichen Gründen 
(Art. 3 Abs. 1 GG) und den Leitlinien der 
Grundsätze der Besteuerung nach der Leis­
tungsfähigkeit sowie der Folgerichtigkeit 
geboten sei. Eine Ungleichbehandlung sei 
auch durch Typisierungs- oder Vereinfa­
chungserfordernisse im Verwaltungsver­
fahren – auch mit Blick auf die fünfjährige 
Übergangsfrist zur Verrechnung von 
Altverlusten nach § 52 Abs. 11 Satz 11 EStG 
– nicht zu rechtfertigen.

Nach einem aktuellen Urteil des BFH führt 
der endgültige Ausfall einer Kapitalforde­
rung in der privaten Vermögenssphäre nach 
Einführung der Abgeltungsteuer zu einem 
steuerlich anzuerkennenden Verlust. Dies 
hat der VIII. Senat kürzlich für den Fall der 
Insolvenzeröffnung beim Darlehensneh­
mer zu Einkünften aus Kapitalvermögen 
nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG entschieden.

Im Urteilsfall gewährte der Kläger einem 
Dritten in 2010 ein verzinsliches Darlehen. 
Die vereinbarten Rückzahlungen erfolg­
ten ab August 2011 nicht mehr. Über das 
Vermögen des Darlehensnehmers wurde 
im August 2012 das Insolvenzverfahren er­
öffnet. Der Kläger meldete die noch offene 
(Rest-)Darlehensforderung zur Insolvenz­
tabelle an. In seiner Einkommensteuerer­
klärung für 2012 machte der Kläger den 
Ausfall der Darlehensforderung als Verlust 
bei den Einkünften aus Kapitalvermögen 
geltend. Dem folgten Finanzamt und 
Finanzgericht nicht. 

Die Revision des Klägers hatte Erfolg. 
Der BFH hob das Urteil der Vorinstanz auf 
und verwies die Sache an das Finanzge­
richt zurück. Der BFH verweist in seiner 
Begründung auf die mit Einführung 
der Abgeltungsteuer in 2009 klar zum 

Ausdruck kommende Absicht des Gesetz­
gebers, alle – d. h. die positiven wie auch 
die negativen – Wertveränderungen im 
Zusammenhang mit Kapitalanlagen voll­
ständig steuerrechtlich zu erfassen. Die 
traditionelle quellentheoretische Tren­
nung von Vermögens- und Ertragsebene 
für Einkünfte aus Kapitalvermögen wurde 
in diesem Zuge aufgegeben.

Folge dieses Paradigmenwechsels sei nach 
Auffassung des Senats, dass der endgül­
tige Ausfall einer Kapitalforderung i.S.d. 
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG zu einem steuerlich 
anzuerkennenden Verlust führe. Insoweit 
sei eine Rückzahlung der Kapitalforde­
rung, die – ohne Berücksichtigung der in 
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG gesondert erfassten 
Zinszahlungen – unter dem Nennwert des 
hingegebenen Darlehens bleibe, dem 
Verlust bei der Veräußerung der Forderung 
gleichzustellen. Voraussetzung hierfür sei, 
dass endgültig feststehe, dass keine weite­
ren Rückzahlungen mehr erfolgen werden. 
Diese Gleichstellung ergebe sich auch aus 
dem Gebot der Folgerichtigkeit. Denn so­
fern die Rückzahlung der Kapitalforderung 
über dem Nennwert zu einem Gewinn 
führe, müsse eine Rückzahlung unter dem 
Nennwert einen steuerlich zu berücksichti­
genden Verlust nach sich ziehen.

Begründung des  
Finanzamts

§ 20 Abs. 6 Satz 1 EStG 
kein Hindernis bei  

Antragsveranlagung 
gem. § 32d Abs. 4 EStG

BFH vom 24.10.2017 
(AZ: VIII R 13/15)
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Um von einem endgültigen Forderungs­
ausfall ausgehen zu können, reiche die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen des Schuldners in der Regel 
nicht aus. Etwas anderes gelte, wenn die Er­
öffnung des Insolvenzverfahrens mangels 
Masse abgelehnt werde oder aus anderen 
Gründen feststehe, dass keine Rückzah­
lung mehr zu erwarten sei. Hierzu wird 
das Finanzgericht im zweiten Rechtsgang 
weitere Feststellungen treffen müssen. 

Inwieweit diese Grundsätze auch im Rah­
men eines Forderungsverzichts oder eines 
Verlusts aus der Auflösung einer Kapital­
gesellschaft zur Anwendung kommen, 
hatte der BFH nicht zu entscheiden. Es ist 
anzunehmen, dass die mit der Abgeltung­
steuer eingeführte Quellenbesteuerung 
auch in diesen Fällen Einfluss auf die 
traditionelle Beurteilung von Verlusten 
nehmen wird. 

Leasing ist kein eigener Vertragstypus 
nach dem BGB. Vielmehr handelt es sich 
um einen atypischen Mietvertrag, bei 
dem der Leasinggeber das Wirtschaftsgut 
beschafft und dem Leasingnehmer gegen 
Leasingraten zur Nutzung überlässt, wobei 
die Investitionsentscheidung, die Gewähr­
leistung und die Instandsetzung bzw. War­
tung beim Leasingnehmer liegt. Letztlich 
ist Leasing eine Finanzierungsform.

Aus bilanzsteuerlicher Sicht stellt sich 
beim Leasing die Frage nach dem wirt­
schaftlichen Eigentümer, d. h. ob der 
Leasinggegenstand dem Leasingnehmer 
(„Finance Lease“) oder dem Leasinggeber 
(„Operate Lease“) zuzurechnen ist. Aus 
umsatzsteuerlicher Sicht ist zu entschei­
den, ob der Leasinggeber gegenüber dem 
Leasingnehmer eine Lieferung oder eine 
sonstige Leistung erbringt. Die Finanzver­
waltung beurteilt den Vorgang nach den 
gleichen Grundsätzen, mithin wird auf 
die sog. Leasing-Erlasse abgestellt. Das 
bedeutet, sofern der Leasingnehmer den 
Leasinggegenstand aktiviert, liegt eine 
Lieferung vor und sofern der Leasinggeber 
den Leasinggegenstand aktiviert, liegt 
eine sonstige Leistung vor (vgl. Abschn. 3.5 
Abs. 5 UStAE). Dieser Ansatz ist praktikabel, 
allerdings sind Zweifel angebracht, ob 
diese Verknüpfung von Bilanzsteuerrecht 
und Umsatzsteuerrecht europarechtskon­
form ist.

Nach europäischem Recht gilt als eine 
Lieferung die Übertragung eines Gegen­
stands aufgrund eines Vertrags, der den 
Ratenverkauf dieses Gegenstands oder die 
Vermietung dieses Gegenstands während 
eines bestimmten Zeitraums vorsieht und 

der regelmäßig die Klausel enthält, dass 
das Eigentum spätestens mit Zahlung der 
letzten fälligen Rate erworben wird (vgl. 
Art. 14 Abs. 2 Buchst. b MwStSystRL).

Der EuGH hatte im Fall Mercedes-Benz 
Financial Services UK Ltd. die obige 
gesetzliche Regelung auszulegen und 
dabei Folgendes für Recht gesprochen: 
Der in Art. 14 Abs. 2 Buchst. b MwStSystRL 
verwendete Ausdruck „Mietvertrag, der 
regelmäßig die Klausel enthält, dass das 
Eigentum spätestens mit der letzten Rate 
erworben wird“ sei dahin auszulegen, 
dass er auf einen Standard-Mietvertrag 
mit Kaufoption anzuwenden ist, wenn 
aufgrund der finanziellen Vertragsbe­
dingungen davon ausgegangen werden 
kann, dass, wenn der Vertrag bis zum Ende 
seiner Laufzeit ausgeführt wird, die Opti­
onsausübung zum gegebenen Zeitpunkt 
als die einzig wirtschaftlich rationale Mög­
lichkeit für den Leasingnehmer erscheint.

Damit wird klar, dass im Umsatzsteuer­
recht eine eigenständige Auslegung zu 
erfolgen hat und ein Abstellen auf das 
Bilanzsteuerrecht, sei es IAS 17 oder die 
Leasing-Erlasse, so nicht zulässig ist. Diese 
Sichtweise ist sachgerecht, wenn auch die 
Praktikabilität verloren geht.

Aufgrund der Rechtsprechung des EuGH 
dürfte der Ansatz der Finanzverwaltung, 
auf die bilanzsteuerliche Zurechnung 
abzustellen, überholt sein. Eine Änderung 
des UStAE ist zu erwarten. Insoweit heißt 
die Empfehlung, vorliegende Leasingver­
träge bereits per heute einer Prüfung zu 
unterziehen, um eventuelle zukünftige 
Auswirkungen antizipieren zu können.
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Eine weitere Entscheidung des EuGH 
zum Leasing betraf den Fall Lombard 
Ingatlan Lizing Zrt. und die Frage zur Minde­
rung der Bemessungsgrundlage bei Nicht­
zahlung von Leasingraten und Kündigung 
des Leasingvertrags. Hier hat das Gericht 

für Recht gesprochen, dass eine Änderung 
der Bemessungsgrundlage vorliege. Sollte 
eine nationale Regelung der Minderung 
entgegenstehen, kann sich ein Unter­
nehmer unmittelbar auf das Unionsrecht 
berufen (vgl. Art. 90 Abs. 1 MwStSystRL).

Die Vermietung von Grundstücken und 
Grundstücksteilen ist nach § 4 Nr. 12 Satz 1 
Buchst. a UStG steuerfrei. Insoweit stellt sich 
die Frage, ob auch mitvermietetes Inventar 
von dieser Umsatzsteuerbefreiung umfasst 
wird. Die Finanzverwaltung ging bisher in 
der Regel davon aus, dass sich die Umsatz­
steuerbefreiung nicht auf mitvermietete 
Einrichtungsgegenstände erstrecke.

Der BFH hatte in einem Fall zu entscheiden, 
ob die Verpachtung eines Seniorenwohn­
parks inkl. Einrichtung (insbes. Pflegebet­
ten) nach § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a 
UStG insgesamt als umsatzsteuerfrei zu 
behandeln ist und dabei die Verpachtung 
der Einrichtung als Nebenleistung das 
Schicksal der Hauptleistung teilt (vgl. WTS 
Journal 03/2015, Beitrag 2d). Im Ergebnis 
– so die BFH-Richter – umfasse die Umsatz­
steuerfreiheit (auch) die Vermietung möb­
lierter Räume oder Gebäude, wenn es sich 
um eine auf Dauer angelegte und nicht um 
eine kurzfristige Überlassung handelt.

Die Entscheidung kam nicht überraschend. 
Die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 Satz 1 
Buchst. a UStG beruht auf Art. 135 Abs. 1 
Buchst. I MwStSystRL. Der EuGH ent­
schied mitunter mit seinem Urteil vom 
16.04.2015, dass bei der zusätzlichen Zur- 
verfügungstellung von Gas, Elektrizität, 
Wärme und Müllversorgung mehrere Um­
sätze vorlägen (vgl. WTS Journal 03/2015, 
Beitrag 2d). Er räumte jedoch ein, dass bei 
wirtschaftlicher Verbundenheit der Leis­
tungen miteinander auch eine untrennba­
re Leistung vorliegen könne. Die Entschei­
dung darüber, wann mehrere Leistungen 
zu einer Leistung zusammengefasst wer­
den können, hat der EuGH ausdrücklich 
den nationalen Gerichten überlassen.

Auch der BFH stellt insoweit nochmal klar, 
dass die Feststellung, ob im konkreten 

Fall eine einheitliche Leistung vorliegt, 
den nationalen Gerichten obliege. Dies 
sei in der Regel eine Tatsachenwürdigung 
(Würdigung der Umstände des Einzelfalls) 
seitens des Finanzgerichts, welche den 
BFH in der Regel binde. Grundsätzlich sei 
es jedoch möglich, dass Leistungen, die für 
die Nutzung nützlich oder sogar notwen­
dig sind, entweder Nebenleistungen dar­
stellen oder mit der Vermietung untrenn­
bar verbunden sein können und mit dieser 
eine einheitliche Leistung bilden.

Mit BMF-Schreiben vom 08.12.2017 passt 
die Finanzverwaltung insoweit den Umsatz­
steuer-Anwendungserlass entsprechend 
an die Rechtsprechung des EuGH bzw. des 
BFH an. Alle Leistungen, die für die Nutzung 
einer gemieteten Immobilie nützlich oder 
sogar notwendig sind, können im Einzelfall 
entweder unabhängig von der Vermietung 
der Immobilie bestehen, Nebenleistungen 
darstellen oder von der Vermietung un­
trennbar sein und mit dieser eine einheit­
liche Leistung bilden. Die Feststellung, ob 
im konkreten Fall eine einheitliche Leistung 
vorliegt oder nicht, beruht auf einer Tatsa­
chenwürdigung im Einzelfall. 

Ausdrücklich geregelt hat die Finanzver­
waltung im Umsatzsteuer-Anwendungs­
erlass nur, dass sich die Steuerbefreiung 
in der Regel auch auf mitvermietete oder 
mitverpachtete Einrichtungsgegenstände, 
z. B. auf das bewegliche Büromobiliar oder 
das bewegliche Inventar eines Senioren­
heims erstrecke. Dies soll aber weiterhin 
nicht für die Vermietung und Verpachtung 
von Betriebsvorrichtungen gelten. 

Die neue Fassung ist in allen offenen Fällen 
anzuwenden. Für vor dem 01.01.2018 
ausgeführte Umsätze wird es jedoch nicht 
beanstandet, wenn diese auch weiterhin 
umsatzsteuerpflichtig behandelt werden. 

EuGH vom 12.10.2017  
(Rs. C-404/16)

Hintergrund
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Abschn. 4.12.1 Abs. 3  
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n. F.
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Die Bestimmung des Leistungsorts ist 
entscheidend für die Frage der Steuer­
barkeit einer Leistung, da ausschließlich 
die im Inland ausgeführten Umsätze der 
Besteuerung in Deutschland unterliegen. 
Sonstige Leistungen, die im Zusammen­
hang mit einem Grundstück stehen, wer­
den gemäß § 3a Abs. 3 Nr. 1 UStG und 
Art. 47 MwStSystRL an dessen Belegen­
heitsort ausgeführt. 

Die Frage, welche Anforderungen an den 
Zusammenhang mit einem Grundstück zu 
knüpfen sind, hat sowohl auf nationaler 
als auch auf europäischer Ebene zu erheb­
lichen Abgrenzungsproblemen geführt. 
Im Sinne einer einheitlichen europäischen 
Auslegung wurde in Art. 31a Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 1042/2013 mit 
Wirkung zum 01.01.2017 umfangreich 
definiert, unter welchen Voraussetzungen 
ein hinreichend direkter Zusammenhang 
mit einem Grundstück besteht. 

Dennoch führte die bisherige Darstellung 
in Abschn. 3a.3 UStAE auf nationaler Ebene 
zu Abgrenzungsproblemen und zu einer 
uneinheitlichen Rechtsanwendung durch 
die Finanzverwaltung, insbesondere in 
Bezug auf juristische Dienstleistungen. 
Insofern ist es zu begrüßen, dass das 
BMF den UStAE in Hinblick auf juristische 
Dienstleistungen umfangreich ergänzt 
hat. 

Die Ergänzung von Abschn. 3a.3 Abs. 9 Nr. 
9 UStAE stellt nunmehr klar, dass juristi­
sche Dienstleistungen in einem hinrei­
chend engen Zusammenhang mit einem 
Grundstück stehen, wenn sie mit Grund­
stücksübertragungen oder mit der Begrün­
dung oder Übertragung von bestimmten 
Rechten an Grundstücken oder dinglichen 
Rechten an Grundstücken zusammen­
hängen. Dabei ist die Erbringung sonsti­
ger Leistungen juristischer Art nicht auf 
bestimmte Berufsgruppen beschränkt. Es 
ist lediglich erforderlich, dass die Dienst­
leistung mit einer zumindest beabsichtig­
ten Veränderung des rechtlichen Status 

des Grundstücks zusammenhängt. Dazu 
werden folgende Beispiele aufgeführt:

→→ Das Aufsetzen eines Vertrags über 
den Verkauf oder den Kauf eines 
Grundstücks und das Verhandeln der 
Vertragsbedingungen sowie damit in 
Zusammenhang stehende Beratungs­
leistungen (z. B. Finanzierungsbera­
tung, Erstellung einer Due Diligence), 
sofern diese als unselbständige Neben­
leistungen anzusehen sind.

→→ Sonstige Leistungen von Notaren bei 
der Beurkundung von Grundstückskauf­
verträgen und anderen Verträgen, die 
auf die Veränderung von Rechten an 
einem Grundstück gerichtet sind, unab­
hängig davon, ob sie zwingend einer 
notariellen Beurkundung bedürfen.

→→ Die Beratung hinsichtlich einer Steuer­
klausel in einem Grundstücksübertra­
gungsvertrag.

→→ Das Aufsetzen und Verhandeln der Ver­
tragsbedingungen eines sale-and-lea­
se-back-Vertrags über ein Grundstück 
oder einen Grundstücksteil sowie damit 
in Zusammenhang stehende Bera­
tungsleistungen (z. B. Finanzierungsbe­
ratung), sofern diese als unselbständi­
ge Nebenleistungen anzusehen sind.

→→ Das Aufsetzen und Verhandeln von 
Miet- und Pachtverträgen über ein 
bestimmtes Grundstück oder einen 
bestimmten Grundstücksteil.

→→ Die rechtliche Prüfung bestehender 
Miet- oder Pachtverträge im Hinblick 
auf den Eigentümerwechsel im Rah­
men einer Grundstücksübertragung.

In einem weiteren Schreiben hat das BMF 
eine Übergangsregelung erlassen. Dem­
nach wird es nicht beanstandet, wenn auf 
bis zum 31.12.2016 erbrachte juristische 
Dienstleistungen von Angehörigen der 
rechts- und steuerberatenden Berufe, die 
nicht Notare sind, die bisherige Regelung 
nach Abschn. 3a.3 Abs. 7 UStAE (keine 
Grundstücksdienstleistung) angewendet 
wird.

Hintergrund

BMF vom 05.12.2017

Änderungen im UStAE

2c  |	 Bestimmung des Leistungsorts von juristischen Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit einem Grundstück    |   Autor: RA Anton Appel, Düsseldorf
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Mit Urteil vom 23.08.2017 hat das FG Mün­
chen bestimmten Abgrenzungskriterien 
widersprochen, die die Finanzverwaltung 
für die Bestimmung von Entgeltminderun­
gen im Rahmen von Rabattpunktesyste­
men zugrunde legt.  

Das FG München hat entschieden, dass sich 
die Bemessungsgrundlage der an die Kun­
den eines Unternehmers bei dem „ersten 
Einkauf“ unter Einsatz einer Kundenkarte 
ausgeführten Leistungen nachträglich 
mindert, wenn dabei ein System einge­
setzt wird, das zur Gutschrift der Punkte 
auf einem Konto des Kunden bei dem 
Systemträger und zur entsprechenden 
Belastung des Unternehmers mit dem 
Gegenwert der erworbenen Punkte führt.

Dabei gebiete es die nach der Rechtspre­
chung des EuGH zu berücksichtigende 
wirtschaftliche Realität, dass die Möglich­
keit der Verwendung als unbares Zah­
lungsmittel durch den Kunden bei einem 
späteren Einkauf als Wahlmöglichkeit 
zur Annahme einer Entgeltminderung 
ausreiche. Für eine Entgeltminderung sei 
es nicht erforderlich, dass beim System­
betreiber eine Barauszahlungsverpflich­
tung über den Punktewert bestehe und 
diese Barauszahlungsverpflichtung dem 
Mindesteinlösewert für eine Sachprämie 
entspreche.

Die Änderung der Bemessungsgrundlage 
trete jeweils zum Zeitpunkt der wirt­
schaftlichen Belastung des Unternehmers 
mit dem Gegenwert der Punkte ein. Das 
FG München nahm die wirtschaftliche 
Belastung nicht erst – wie von der Finanz­
verwaltung für ein anderes Punktesystem 
vertreten (vgl. abgestimmte Verwal­
tungsauffassung der Bundesländer, 
(z. B. OFD Frankfurt vom 12.09.2011, OFD 
Magdeburg vom 29.09.2011, OFD Nie­
dersachsen vom 21.01.2013, LSF Sachsen 

vom 22.10.2012, Thüringer LFD vom 
28.02.2012 und FinMin Schleswig-Hol­
stein vom 02.10.2012) – im Zeitpunkt der 
tatsächlichen Einlösung der Punkte durch 
den Kunden an, aber auch nicht bereits mit 
Gutschrift der Punkte auf dem Punkte­
konto des Kunden, sondern vielmehr im 
Zeitpunkt des monatlichen „Punkteclea­
rings“ (Verrechnung der von der Klägerin 
ausgegebenen Punkte aufgrund Einkäufe 
von Kunden mit den bei ihr eingelösten 
Punkten).

Eine Entgeltminderung durch ein Punk­
tesystem, das von einem fremden Dritten 
betrieben wird, sei auch nicht bereits 
deshalb zu verneinen, weil das Kunden­
bindungsprogramm allgemeinen Werbe­
zwecken dient, denn ein derartiger Zweck 
sei bei jedem Kundenbindungsprogramm 
und Rabattsystem anzutreffen.

Die Finanzverwaltung hatte indes 
vertreten, dass eine Entgeltminderung 
nicht vorliege, da die dafür notwendige 
Wahlmöglichkeit zur Barauszahlung der 
Rabattpunkte nicht gegeben sei.

Das FG München stellt klar, dass die 
Möglichkeit zur Barauszahlung keine 
Voraussetzung für die Annahme einer 
Entgeltminderung sein könne, da eine 
entsprechende gesetzliche Grundlage 
fehle.  

Das in Rede stehende System des Erwerbs 
von als Zahlungsmittel einsetzbaren Punk­
ten bei einem nicht am Leistungsaustausch 
beteiligten Unternehmen war bisher 
nicht Gegenstand der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung. Die Finanzverwaltung 
hat gegen das Urteil Revision eingelegt. 
Mithin bleibt für eine abschließende Be­
urteilung abzuwarten, wie der BFH in der 
Sache entscheiden wird. 

FG München 
 vom 23.08.2017  
(AZ: 3 K 1271/16)

Leitsätze

Entgeltminderung  
im Zeitpunkt der wirt­

schaftlichen Belastung

≠ Punkteeinlösung

≠ Punktegutschrift

= Punkteclearing

Finanzverwaltung 

Anhängige Revision  
(AZ: V R 42/17)

2d  |	 Neue Rechtsprechung zu Entgeltminderungen im Rahmen von Rabattpunkte-
systemen   |   Autor: RA Anton Appel, Düsseldorf
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Mit Beschluss vom 11.09.2017 hat das 
FG Berlin-Brandenburg klargestellt, zu 
welchem Zeitpunkt ein Unternehmer den 
vorgenommenen Vorsteuerabzug zurück­
nehmen bzw. die abgeführte Umsatzsteuer 
mindern muss, wenn das Entgelt für die er­
brachte Leistung (noch) nicht gezahlt wurde.

Ist das Entgelt für eine Leistung ganz oder 
teilweise uneinbringlich geworden, so 
hat der leistende Unternehmer die Um­
satzsteuer und der Leistungsempfänger 
seinen Vorsteuerabzug gem. § 17 Abs. 1 
i.V.m. Abs. 2 Nr. 1 UStG zu mindern. Bei 
Zahlungsschwierigkeiten des Kunden 
stellt sich in der Praxis jedoch häufig die 
Frage, wann der richtige Zeitpunkt ist, um 
diese Entgeltminderung zu erklären. Nach 
ständiger Rechtsprechung ist ein Entgelt 
i.S. d. § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG uneinbringlich, 
wenn bei objektiver Betrachtung damit 
zu rechnen ist, dass der Leistende die Ent­
geltforderung (ganz oder teilweise) auf 
absehbare Zeit rechtlich oder tatsächlich 
nicht durchsetzen kann. Das FG Berlin-
Brandenburg hatte insoweit bereits in 
früherer Rechtsprechung ein Überschrei­
ten des Zahlungsziels um das zwei- bis 

dreifache der Zahlungsfrist, mindestens um 
mehr als sechs Monate, als Indiz für eine 
Uneinbringlichkeit angesehen. Dem folgte 
der erkennende Senat bereits in 2015. 

In dem neuerlichen Verfahren, nun im 
Rahmen eines Antrags auf Aussetzung 
der Vollziehung, hat das FG Berlin-Bran­
denburg seine Rechtsauffassung erneut 
bestätigt, wonach eine Uneinbringlichkeit 
regelmäßig dann gegeben sei, wenn das 
Zahlungsziel um das zwei- bis dreifache 
der Zahlungsfrist überschritten wurde; 
mindestens jedoch um sechs Monate.

Dies ist auch als sachgerecht anzusehen, 
da die Vorsteuer nur dann abgezogen 
werden darf, wenn eine ordnungsgemäße 
Rechnung vorliegt und es beabsichtigt ist, 
dass diese auch ausgeglichen wird. In der 
Praxis ist diese Rechtsprechung insbeson­
dere für den leistenden Unternehmer von 
Bedeutung: Macht er seine Umsatzsteuer­
minderung zu spät geltend, läuft er Gefahr, 
dass diese von der Finanzverwaltung nicht 
anerkannt wird und eine Berichtigung des 
korrekten Veranlagungszeitraums auf­
grund Verjährung ggf. ausscheidet.

Das FG Rheinland-Pfalz hat mit Urteil vom 
12.10.2017 entschieden, dass Rechnun­
gen, die auf einen falschen Leistungsemp­
fänger lauten, keine berichtigungsfähigen 
Rechnungen seien und somit für Zwecke 
des Vorsteuerabzugs keine Rückwirkung 
entfalten.

Zum Hintergrund: Bis zur Rechtsprechung 
des EuGH in der Rs. Senatex (vgl. WTS 
Journal 05/2016, Beitrag 2a) galt in der 
Finanzverwaltung und Rechtsprechung 
der Grundsatz, dass der Vorsteuerabzug 
erst in dem Besteuerungszeitraum erfol­
gen kann, in dem der Unternehmer eine 
ordnungsgemäße Rechnung „in Händen 
hält“. Rechnungsberichtigungen entfal­
teten für Zwecke des Vorsteuerabzugs 
keine Rückwirkung. Mit dem Urteil in 
der Rs. Senatex hat der EuGH jedoch 

entschieden, dass Rechnungsberichti-
gungen auch Rückwirkung entfalten 
können, d. h. dass der Vorsteuerabzug 
nicht erst im Zeitpunkt des Erhalts der 
berichtigten Rechnung wirksam wird, 
sondern bereits im Zeitpunkt der ur­
sprünglichen Rechnung.

In der Folgeentscheidung des BFH vom 
20.10.2016 (vgl. WTS Journal 01/2017, 
Beitrag 2b) ist dieser der Rechtsauffas­
sung des EuGH gefolgt, allerdings mit der 
Einschränkung, dass zuvor eine vollstän­
dige und „berichtigungsfähige“ Rechnung 
vorgelegen haben muss.  Dafür verlangt 
der BFH bestimmte Mindestangaben, die 
in der ursprünglichen (fehlerhaften) Rech­
nung enthalten sein müssen: Angaben 
zum Rechnungsaussteller, zum Leistungs­
empfänger, zur Leistungsbeschreibung, 

FG Berlin-Brandenburg 
vom 11.09.2017  

(AZ: 7 V 7209/17)

Entgeltminderung bei 
Uneinbringlichkeit 

BFH vom 24.10.2013 
(AZ: V R 31/12)

FG Berlin-Brandenburg 
vom 09.08.2005  

(AZ: 1 K 2448/02) und 
vom 14.01.2015 

(AZ: 7 K 7250/13)

FG Rheinland-Pfalz  
vom 12.10.2017  

(AZ: 6 K 1083/17)

EuGH vom 15.09.2016 
(Rs. C-518/14)

FG Berlin-Brandenburg 
vom 11.09.2017  
(AZ: 7 V 7209/17)

Zeitpunkt der  
Uneinbringlichkeit

Praxishinweis
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2f  |	 Keine rückwirkende Rechnungsberichtigung bei Angabe eines falschen 
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zum Entgelt und zur gesondert ausgewie­
senen Umsatzsteuer.

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte 
nun im o. g. Urteil über einen Fall zu ent­
scheiden, in dem Rechnungen auf einen 
falschen Leistungsempfänger lauteten. 
Zwischen dem auf der Rechnung ausge­
wiesenen Leistungsempfänger und dem 
tatsächlichen Leistungsempfänger be­
stand bis zwei Jahre vor Leistungserbrin­
gung eine umsatzsteuerliche Organschaft. 
Im Zeitpunkt der Leistungserbringung 
bestand diese Organschaft jedoch nicht 
mehr. Trotzdem wurden Rechnungen 
auf die ehemalige Organgesellschaft 

ausgestellt. Beim tatsächlichen Leistungs­
empfänger (der ehemaligen Organträge­
rin) wurde daraufhin der Vorsteuerabzug 
versagt, weil die Rechnungen nicht 
auf den richtigen Leistungsempfänger 
lauteten. 

Eine rückwirkende Rechnungsberichti­
gung für Zwecke des Vorsteuerabzugs 
dieser Rechnungen hielt das Finanzgericht 
für unzulässig, da die Ursprungsrechnun­
gen nicht auf den richtigen Leistungsemp­
fänger ausgestellt wurden. Die Revision 
wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung 
der Rechtssache zugelassen. Es bleibt 
abzuwarten, ob diese eingelegt wird.

Ob von einer einheitlichen Leistung oder 
von mehreren getrennt zu beurteilenden 
selbständigen Einzelleistungen auszuge­
hen ist, hat umsatzsteuerrechtlich insbe­
sondere Bedeutung für die Bestimmung 
des Orts und des Zeitpunkts der Leistung 
sowie für die Anwendung von Steuerbe­
freiungsvorschriften und des Steuersatzes. 
Es ist das Wesen des fraglichen Umsatzes 
zu ermitteln, um festzustellen, ob der 
Unternehmer gegenüber dem Abnehmer 
eine einheitliche Leistung oder mehrere 
selbständige Hauptleistungen erbringt. Im 
Grundsatz gilt, dass jede Lieferung und jede 
sonstige Leistung als eigene selbständige 
Leistung zu betrachten ist. Greifen die ein­
zelnen Faktoren aber so ineinander, dass 
sie bei natürlicher Betrachtung hinter dem 
Ganzen zurücktreten, so ist die Annahme 
einer einheitlichen Leistung gerechtfertigt.

Diese unterschiedliche Betrachtungsweise 
war der Anlass für eine Klage eines Bauun­
ternehmers gegen das für ihn zuständige 
Finanzamt im Streitjahr 2005 im Hinblick 
auf die Anwendbarkeit der Steuerbe­
freiung für die Gewährung von Krediten 
i. S. d. § 4 Nr. 8 Buchst. a UStG. Während der 
Bauunternehmer neben seiner steuer­
pflichtigen Werklieferung an den zu sanie­
renden Gebäuden deren Finanzierung als 
steuerfreie Finanzierungsleistung quali­
fizierte, ging das Finanzamt im Rahmen 
einer Außenprüfung hingegen von einer 
einheitlichen steuerpflichtigen Werkliefe­
rung (Kreditgewährung als unselbständige 

Nebenleistung zur Werklieferung) aus. 
Nach entsprechend zurückgewiesenem 
Einspruch, jedoch erfolgreicher Klage vor 
dem Finanzgericht, gab auch der BFH dem 
Bauunternehmer recht und wies die Revisi­
on des Finanzamts als unbegründet zurück.

Das BMF hat nun die Auffassung des BFH 
übernommen: Erbringt ein Unternehmer 
im Zusammenhang mit einer Lieferung 
oder einer sonstigen Leistung eine Kre­
ditgewährung, so lägen grundsätzlich 
jeweils eigene selbständige Leistungen 
vor. Die naturgemäße Verbindung des Kre­
ditgeschäfts zu der Lieferung oder zu der 
sonstigen Leistung reiche für sich genom­
men für die Annahme einer einheitlichen 
Leistung nicht aus. Auf das Kriterium eines 
zahlenmäßig feststehenden Jahreszinses 
komme es nicht (mehr) an.

Ob eine einheitliche Gesamtleistung oder 
mehrere, voneinander unabhängige 
Leistungen vorliegen, ist im konkreten Ein­
zelfall unter Beachtung der in Abschn. 3.10 
UStAE dargelegten objektiven Abgren­
zungskriterien zu beurteilen. Anhaltspunk­
te, die für Annahme mehrerer selbständi­
ger Leistungen sprechen, sind dabei u. a.: 

→→ die gesonderte Vereinbarung von 
Lieferung oder sonstiger Leistung und 
Kreditgewährung,

→→ eine eigenständige Bildung von Leis­
tungspreisen und

→→ eine gesonderte Rechnungsstellung.

Urteilsfall

Abschn. 3.10 UStAE

BFH vom 13.11.2013 
(AZ: XI R 24/11)

BMF vom 08.11.2017

Praxishinweis
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Die Finanzverwaltung legt mit BMF-Schrei­
ben vom 06.12.2017 neu fest, wie die Ab­
rechnung von Mehr- bzw. Mindermengen 
an Strom aus umsatzsteuerlicher Sicht zu 
erfolgen hat und nimmt die Änderungen 
in den Umsatzsteuer-Anwendungserlass 
auf (Abschn. 1.7 Abs. 6 und 13b.3a Abs. 4a 
UStAE).

Soweit Verteilnetzbetreiber und Lieferant 
bzw. Kunde Mehr- oder Mindermengen 
an Strom ausgleichen, handelt es sich 
entweder um eine Lieferung vom Liefe­
ranten bzw. vom Kunden an den Verteil­
netzbetreiber (Mehrmenge) oder um eine 
Lieferung vom Verteilnetzbetreiber an den 
Lieferanten bzw. an den Kunden (Minder­
menge). Die Verfügungsmacht an dem 
zum Ausgleich zur Verfügung gestellten 
Strom wird verschafft (§ 3 Abs. 1 UStG). 
Unter den in § 13b Abs. 5 i.V.m. Abs. 2 Nr. 5 
UStG genannten Voraussetzungen ist der 
Leistungsempfänger der Steuerschuldner.

Hiervon zu unterscheiden sind die Leistun­
gen des Übertragungsnetzbetreibers in 
seiner Eigenschaft als Bilanzkreiskoordi­
nator aufgrund des Bilanzkreisvertrags mit 
dem Bilanzkreisverantwortlichen. Der Bi­
lanzkreiskoordinator führt das Bilanzkreis­
system, sorgt für die Stabilität des Netzes 
und rechnet evtl. Bilanzkreisabweichun­
gen als virtuelle Ausgleichsenergie mit 
dem Bilanzkreisverantwortlichen ab. Eine 

Mehr- bzw. Mindermengenabrechnung 
an Strom zwischen dem Bilanzkreiskoor­
dinator und dem Bilanzkreisverantwort­
lichen findet nicht statt. Die Leistungen 
des Übertragungsnetzbetreibers in seiner 
Eigenschaft als Bilanzkreiskoordinator 
sind als sonstige Leistungen zu sehen. Die 
dazu durchzuführenden Meldungen von 
Entnahme-, Einspeise- und Lieferdaten 
durch den Bilanzkreisverantwortlichen 
an den Bilanzkreiskoordinator stellen 
keine eigene Leistung dar. Die Bewirt­
schaftung seines Bilanzkreises nimmt der 
Bilanzkreisverantwortliche im eigenen 
Interesse und nicht als Leistung an den 
Bilanzkreiskoordinator im Rahmen des 
Bilanzkreisvertrags vor.

Die Regelung ist für alle noch offenen Fäl­
le anzuwenden. Bei vor dem 01.07.2018 
ausgeführten Lieferungen im Rahmen der 
Mehr- oder Minderabrechnung von Strom 
wird es jedoch nicht beanstandet, wenn 
zwischen Verteilnetzbetreiber und Liefe­
rant bzw. Kunde übereinstimmend von 
sonstigen Leistungen ausgegangen wird. 
Darüber hinaus wird es nicht beanstandet, 
wenn vor dem 01.07.2018 ausgeführte 
Leistungen aufgrund des Bilanzkreisver­
trags von den Beteiligten einvernehmlich 
als sonstige Leistungen des Bilanzkreis­
verantwortlichen an den Übertragungs­
netzbetreiber als Bilanzkreiskoordinator 
abgerechnet werden.

Der Bundesrechnungshof (BRH) prüft die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Bundes und berichtet über die wichtigsten 
Ergebnisse seiner Prüfungen jährlich in 
Form von „Bemerkungen“ (Jahresberichte). 
Im Jahresbericht 2017 bemängelt der BRH 
in Bemerkung Nr. 24, dass die Finanzämter 
regelmäßig nicht prüfen, ob Verstöße ge­
gen umsatzsteuerliche Pflichten vorliegen. 

Das UStG enthält Bußgeldvorschriften, die 
Verstöße gegen steuerliche Pflichten sank­
tionieren. Danach handelt ein Unterneh­
mer ordnungswidrig, wenn er z. B. eine 
Rechnung nicht oder nicht rechtzeitig aus­
stellt, Aufbewahrungsfristen nicht einhält 

oder fällige Umsatzsteuer nicht oder nicht 
vollständig an das Finanzamt entrichtet. 

Bereits 2008 stellte der BRH fest, dass die 
Finanzämter nicht prüften, ob Verstöße 
gegen steuerliche Pflichten zu ahnden 
waren. Die Bußgeldvorschriften fanden in 
den Finanzämtern kaum Beachtung und 
wurden praktisch nicht vollzogen. Da beim 
Vollzug der steuerlichen Bußgeldverfah­
ren bislang keine wesentlichen Verbesse­
rungen eingetreten sind, hat der BRH das 
BMF aufgefordert, nunmehr unverzüglich 
auf einen konsequenten Vollzug der Buß­
geldvorschriften hinzuwirken.

BMF vom 06.12.2017

Verteilnetzbetreiber

Bilanzkreiskoordinator

Nichtbeanstandung
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Mit Urteil vom 27.09.2017 entschied der 
BFH, dass bei einer zwischengeschalteten 
Personengesellschaft, die unmittelbar 
oder mittelbar an einer grundbesitzenden 
Gesellschaft beteiligt ist, als Anteil im Sinne 
von § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 GrEStG die Be­
teiligung am Gesellschaftsvermögen und 
nicht die sachenrechtliche Beteiligung am 
Gesamthandsvermögen maßgebend ist.

Im Streitfall erwarb die Klägerin in 2005 
alle Anteile an einer AG, die zu 94,91 % 
an einer grundbesitzenden GmbH und 
als Kommanditistin zu 100 % am Vermö­
gen einer KG beteiligt war, welche die 
restlichen 5,09 % an der grundbesitzenden 
GmbH hielt. An der Komplementär-GmbH 
der KG, die kapitalmäßig nicht an der KG 
beteiligt war, war die AG zu 94,04 % betei­
ligt. Die restlichen Anteile hielt ein Dritter.

Die Klägerin vertrat die Ansicht, der Vor­
gang sei nicht steuerbar, da die zwischen­
geschaltete Personengesellschaft wegen 
der sachenrechtlichen Beteiligung der 
Komplementärin am Gesamthandsver­
mögen nur eine Beteiligung i.H.v. 50 % 
vermitteln könne (sog. RETT-Blocker).

Der BFH widersprach dem und sah durch den 
Erwerb der Anteile den Tatbestand des § 1 
Abs. 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 GrEStG als erfüllt an.

Während bei einer unmittelbaren Anteils­
vereinigung die zivilrechtliche Gesellschaf­
terstellung maßgebend sei, scheide bei 

einer mittelbaren Anteilsvereinigung eine 
derartige Anknüpfung an das Zivilrecht aus. 
Entscheidend sei hier vielmehr eine wer­
tende Beurteilung unter Berücksichtigung 
von Wortlaut sowie Sinn und Zweck des 
§ 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG. Maßgeblich käme 
es bei Vorliegen von mittelbaren Beteili­
gungsebenen auf die rechtlich begründe­
ten Einflussmöglichkeiten hinsichtlich der 
grundbesitzenden Gesellschaft an.

Ist diese eine Kapitalgesellschaft, 
müsse der Erwerber sowohl bei einer 
zwischengeschalteten Gesellschaft 
(Zwischengesellschaft) als auch bei der 
grundbesitzenden Gesellschaft in grunder­
werbsteuerrechtlich erheblicher Weise die 
Möglichkeit haben, seinen Willen durch­
zusetzen. Dies sei zu bejahen, wenn auf 
jeder Beteiligungsstufe eine Beteiligung 
i.H.v. mindestens 95 % vorliege.

Handelt es sich bei der Zwischengesell­
schaft um eine Personengesellschaft, 
gelte nichts anderes. Maßgebend sei auch 
hier nicht die gesamthänderische Mitbe­
rechtigung, sondern die Beteiligung am 
Vermögen der Personengesellschaft.

Das Urteil knüpft damit nahtlos an eine 
Reihe von jüngst ergangenen Entschei­
dungen zur wirtschaftlichen Betrachtungs­
weise des BFH an (BFH vom 12.03.2014, 
AZ: II R 51/12; BFH vom 09.07.2014, AZ: 
II R 49/12; BFH vom 25.11.2015, AZ: II R 
18/14) und setzt diese konsequent fort.

Mit Urteil vom 30.08.2017 entschied der 
BFH, dass die bloße Einräumung einer 
Vollmacht zur Ausübung von Rechten aus 
Gesellschaftsanteilen kombiniert mit einer 
Vollmacht zur Veräußerung und Abtretung 
eines zurückbehaltenen Geschäftsanteils 
nicht für einen Anteilsübergang im Sinne 
einer mittelbaren Änderung des Gesell­
schafterbestandes einer Personengesell­
schaft nach § 1 Abs. 2a GrEStG ausreicht.

Im Streitfall verkaufte und übertrug 
eine KG als alleinige Kommanditistin 
einer GmbH & Co. KG (Klägerin) unter 
den aufschiebenden Bedingungen der 
Kaufpreiszahlungen und der Handelsregis­
tereintragungen 94 % der Anteile an zwei 
Neugesellschafter. Noch vor Eintritt der 
Bedingungen erteilte die KG den beiden 
Erwerbern eine umfassende, unbefristete 
und unwiderrufliche notarielle Vollmacht, 

BFH vom 27.09.2017 
(AZ: II R 41/15)

Urteilsfall

Unterscheidungskriterien 
unmittelbare/mittelbare 

Anteilsvereinigung

BFH vom 30.08.2017 
(AZ: II R 39/15)

Einflussmöglichkeiten  
auf die grundbesitzende  
Gesellschaft entscheidend

Änderung der  
Rechtsprechung 

Konsequente Fortführung 
jüngster Rechtsprechung

3a  |	 Mittelbare Anteilsvereinigung bei einer zwischengeschalteten Personengesell-
schaft („RETT-Blocker“) – Änderung der Rechtsprechung   |   Autor: RA (Syndikus) 
Philipp Dobrodziej, München

3b  |	 Einräumung einer Vollmacht zur Ausübung der Rechte aus einem Gesellschafts-
anteil keine steuerbare Änderung des Gesellschafterbestandes nach § 1 Abs. 2a 
GrEStG   |   Autor: RA (Syndikus) Philipp Dobrodziej, München
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Urteilsfall
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die diese u. a. dazu berechtigte, den von 
der KG an der Klägerin noch gehaltenen 
Kommanditanteil in Höhe der restlichen 
6 % zu veräußern und abzutreten. Gegen 
den daraufhin vom Finanzamt erlassenen 
gesonderten Feststellungsbescheid gem. 
§ 17 GrEStG richtete sich die Klage.

Der BFH sah den Tatbestand des § 1 Abs. 2a 
GrEStG als nicht erfüllt an:

Eine unmittelbare Änderung des Gesell­
schafterbestandes in Höhe von 94 % wurde 
unzweifelhaft (jedoch erst mit Bedin­
gungseintritt, hier also der Handelsregis­
tereintragung) verwirklicht. Erst zu diesem 
Zeitpunkt seien 94 % der Gesellschafts­
anteile dinglich und damit zivilrechtlich 
wirksam auf die Erwerber übergegangen.

Eine mittelbare Änderung hinsichtlich 
der übrigen 6 % der Gesellschaftsanteile 
verneinte der BFH hingegen. Im Gegensatz 
zu einer unmittelbaren Änderung sei eine 
mittelbare Änderung des Gesellschafter­
bestandes bei einer grundbesitzenden 
Personengesellschaft nach wirtschaft­
lichen Maßstäben zu beurteilen. Hierzu 
könne unter Beachtung der grunder­
werbsteuerlichen Besonderheiten auf 
die Grundsätze des § 39 Abs. 2 Nr. 1 AO 
zurückgegriffen werden. Entscheidend sei 

hierbei stets das Gesamtbild der tatsächli­
chen Verhältnisse im Einzelfall.

Eine dingliche Übertragung von Anteilen 
am Gesellschaftsvermögen sei insoweit 
– anders als bei einem unmittelbaren 
Gesellschafterwechsel – nicht erforder­
lich, vielmehr können hierfür bereits 
schuldrechtliche Bindungen genügen. 
Beispielsweise führe die Vereinbarung 
eines Treuhandverhältnisses aufgrund der 
wirtschaftlichen Zurechnung auf den Treu­
geber oder die Vereinbarung einer sog. 
„Doppeloption“ (bei Hinzutreten weiterer 
Umstände) ebenfalls zu einer mittelbaren 
Änderung des Gesellschafterbestandes. 

Die Einräumung der vorgenannten Voll­
macht reiche jedoch nicht aus, um einen 
mittelbaren Gesellschafterwechsel hinsicht­
lich der zurückbehaltenen Gesellschaftsan­
teile zu begründen. Dem Bevollmächtigten 
werde lediglich die Möglichkeit einge­
räumt, die wesentlichen Gesellschafterrech­
te für den Gesellschafter wahrzunehmen 
bzw. die Gesellschaftsanteile auf sich zu 
übertragen. Solange die Bevollmächtigten 
hiervon jedoch keinen Gebrauch gemacht 
haben, seien die wesentlichen Gesellschaf­
terrechte noch nicht auf sie übergegangen, 
sondern vollumfänglich bei der bisherigen 
Gesellschafterin verblieben.

Die Behandlung von verdeckten Gewinn­
ausschüttungen als schenkungsteuer­
pflichtige freigebige Zuwendungen ist 
immer wieder Gegenstand finanzge­
richtlicher Streitigkeiten. Mit Urteilen 
vom 13.09.2017 hat sich der BFH erneut 
– jedoch unter Änderung seiner bisherigen 
Rechtsauffassung – zu den schenkungsteu­
erlichen Auswirkungen bei Zahlung eines 
überhöhten Entgelts durch eine GmbH an 
eine dem Gesellschafter nahestehende 
Person geäußert.

In einem Streitfall hatte der Kläger Aktien 
zu einem überhöhten Kaufpreis an eine 
GmbH veräußert, wobei der Bruder des 
Klägers Gesellschafter der GmbH war und 
den Kaufpreis bestimmt hatte. In den 

beiden anderen Streitfällen hatten jeweils 
die Ehegatten von Gesellschaftern – eben­
falls unter Mitwirkung der Gesellschafter 
– u. a. Grundstücke zu einem überhöhten 
Mietpreis an die GmbH vermietet. Das 
Finanzamt beurteilte die verdeckten 
Gewinnausschüttungen – entsprechend 
Ziffer 2.6.1 des Erlasses vom 14.03.2012 
– als gemischte freigebige Zuwendungen 
der Gesellschaften an die nahestehenden 
Personen und besteuerte diese nach § 7 
Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. Die von den Klägern 
nach den erfolglosen Einspruchsverfahren 
angerufenen Finanzgerichte vernein­
ten dagegen eine Schenkung zwischen 
Gesellschaft und nahestehender Person. 
Gegen die erstinstanzlichen Urteile hat die 
Finanzverwaltung Revision eingelegt. 

Unmittelbare Änderung 
des Gesellschafter­

bestandes

Keine mittelbare  
Änderung des Gesell­

schafterbestandes

Hintergrund

BFH vom 13.09.2017 
(AZ: II R 54/15,  

II R 32/16 und II R 42/16)

Wirtschaftliche Zurechnung 
entscheidend

BFH vom 25.11.2015  
(AZ: II R 18/14) und 
vom 09.07.2014  
(AZ: II R 49/12)

Vollmacht führt nicht  
zur wirtschaftlichen 
Zurechnung

4   |	 Schenkungsteuerliches Zuwendungsverhältnis bei verdeckten Gewinnausschüt-
tungen an nahestehende Personen   |   Autorin: RAin/StBin Stephanie Renner, München
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RA/StB Dr. Andreas 
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Gleich lautender 
Ländererlass vom 
14.03.2012
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Der BFH hat nun entschieden, dass im 
Verhältnis zwischen Gesellschaft und 
nahestehender Person – mangels Ver­
mögensverschiebung – keine freigebige 
Zuwendung vorliegen könne. Die Vorteils­
gewährung an die nahestehende Person 
erfolge wegen der Mitwirkung des Ge­
sellschafters auf gesellschaftsrechtlicher 
Grundlage und fließe der nahestehenden 
Person im Wege des sog. abgekürzten Zah­
lungsweges zu. Jedoch könne bei diesen 
Konstellationen – abhängig von der Aus­
gestaltung der Rechtsbeziehung zwischen 
Gesellschafter und nahestehender Person 
– der Gesellschafter selbst Schenker sein. 
Dies entspricht der früheren Verwaltungs­
auffassung in R 18 (8) ErbStR 2003.

Damit haben die Richter in Abänderung 
ihrer bisherigen Rechtsprechung einer 
Schenkung im Verhältnis zwischen Ge­

sellschaft und nahestehender Person in 
diesen Fällen eine klare Absage erteilt. In 
seinem Urteil vom 07.11.2007 hatte der 
BFH dagegen noch ein Zuwendungsver­
hältnis zwischen Gesellschafter und nahe­
stehender Person verneint und in einem 
obiter dictum eine freigebige Zuwendung 
im Verhältnis Gesellschaft und naheste­
hender Person für möglich gehalten.

Die Entscheidungen sind noch nicht im 
Bundessteuerblatt veröffentlicht, so dass 
abzuwarten bleibt, wie die Finanzverwal­
tung auf die Urteile reagieren wird. Sofern 
die Finanzverwaltung die Entscheidungen 
nicht allgemein anwendet, wird der BFH 
vermutlich früher oder später erneut die 
Gelegenheit erhalten, sich mit den schen­
kungsteuerlichen Auswirkungen einer 
verdeckten Gewinnausschüttung ausein­
anderzusetzen.

Im BMF-Schreiben vom 13.04.2012 hat 
sich die Finanzverwaltung zu der Frage 
geäußert, unter welchen Voraussetzungen 
die Übernahme der Studiengebühren für 
ein berufsbegleitendes (Zweit-)Studium 
bzw. der Kosten für eine Fort-/Weiterbil­
dungsmaßnahme durch den Arbeitgeber 
im ganz überwiegend eigenbetrieblichen 
Interesse erfolgt und somit nicht zum 
steuerpflichtigen Arbeitslohn gehört. 
Nicht aufgeführt ist jedoch der Fall, dass 
die Kostenübernahme durch den Arbeit­
geber vom erfolgreichen Bestehen der 
Abschlussprüfung abhängig gemacht wird. 
Hierzu hat die OFD NRW mit Kurzinforma­
tion vom 25.10.2017 nunmehr Stellung 
genommen. 

Die allgemeine lohnsteuerliche Behand­
lung der beruflichen Fort- und Weiterbil­
dungskosten richtet sich nach R 19.7 LStR. 
Hiernach ist ein ganz überwiegendes 
eigenbetriebliches Interesse des Arbeit­
gebers anzunehmen, wenn die Weiterbil­
dung die Einsatzfähigkeit des Mitarbeiters 
im Betrieb des Arbeitgebers erhöhen soll. 

Auch ein berufsbegleitendes Studium 
kann als berufliche Fort- und Weiterbil­
dungsmaßnahme i.S.d. R 19.7 LStR anzu­

sehen sein, wenn es sich nicht um eine 
Erstausbildung handelt, eine berufliche 
Veranlassung gegeben ist und durch das 
Studium die Einsatzfähigkeit des Mitarbei­
ters erhöht werden soll. Wenn die Studi­
engebühren vom Mitarbeiter geschuldet 
werden, ist allerdings Voraussetzung, 
dass der Arbeitgeber die Übernahme der 
zukünftig entstehenden Gebühren vorab 
schriftlich zugesagt hat. 

Wird jedoch die Übernahme der Kosten 
durch den Arbeitgeber an die Erbringung 
von Leistungsnachweisen oder sogar an 
das erfolgreiche Bestehen der Abschluss­
prüfung geknüpft (d. h. die Erstattung 
der Gebühren erfolgt erst nach Ende des 
Studiums), liegt nach Auffassung der Fi­
nanzverwaltung eine Art „Bonuszahlung“ 
und nicht eine von vornherein vereinbar­
te, bedingungslose Kostenübernahme vor. 
Der Mitarbeiter kann in diesem Fall die zu 
Beginn des Studiensemesters gezahlten 
Studiengebühren als Werbungskosten im 
Rahmen seiner Einkommensteuererklä­
rung geltend machen. Die im Nachhinein 
geleistete Arbeitgeberzahlung ist dann 
aber steuerpflichtiger Arbeitslohn nach 
§ 19 Abs. 1 Nr. 1 EStG. 

Entscheidung  
entspricht früherer  

Verwaltungsauffassung  
in R 18 (8) ErbStR 2003

BFH vom 07.11.2007  
(AZ: II R 28/06)

BMF vom 13.04.2012

OFD NRW vom 
25.10.2017

R 19.7 LStR

Überwiegend eigen­
betriebliches Interesse 

Praxishinweis

5a  |	 Arbeitgeberunterstützung bei Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen   |   
	 Autorin: StBin Janina Lievenbrück, Düsseldorf
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zahlung
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Nach § 8 Abs. 3 BetrAVG hat der Versor­
gungsberechtigte bei Insolvenz des Arbeit­
gebers unter bestimmten Umständen 
das Wahlrecht, die auf sein Leben abge­
schlossene Rückdeckungsversicherung 
fortzusetzen. So kann er die betriebliche 
Altersversorgung mit eigenen Beiträgen 
weiter aufbauen sowie einen eventuell 
bestehenden Hinterbliebenen- und Invali­
ditätsschutz aufrechterhalten und ggf. von 
einer Überschussbeteiligung des Versiche­
rers profitieren. Übt er dieses Wahlrecht 
nicht aus, folgt die Sicherung der insol­
venzgeschützten Versorgungsrechte nach 
§ 7 BetrAVG durch den Pensions-Siche­
rungs-Verein.

Ab dem 01.01.2018 ist der Erwerb der 
Ansprüche aus der Rückdeckungsversi­
cherung im Fall der Insolvenz des Arbeit­
gebers nach § 3 Nr. 65 Buchst. d EStG 
steuerfrei. Die späteren Versorgungsleis­
tungen aus der Rückdeckungsversicherung 
gehören insgesamt zu den sonstigen 
Einkünften nach § 22 Nr. 5 EStG. Das 
Versicherungsunternehmen muss keinen 
Lohnsteuerabzug durchführen, sondern 
lediglich die Rentenbezugsmitteilung an 
die zentrale Stelle übermitteln.

Für Fälle der Liquidation des Arbeitgeber­
unternehmens greift diese Steuerbefrei­
ung jedoch nicht. In diesem Fall fließt dem 
Mitarbeiter im Zeitpunkt der Übertragung 

ein lohnsteuerpflichtiger geldwerter 
Vorteil zu. Auch eine Abtretung unter einer 
aufschiebenden Bedingung wird im Zeit­
punkt der Rechtswirksamkeit steuerpflich­
tig. Unschädlich ist nur die Verpfändung 
der Ansprüche an den Mitarbeiter. Im Falle 
eines lohnsteuerrechtlichen Zuflusses un­
terliegt die spätere Versicherungsleistung 
den allgemeinen Besteuerungsregelungen 
für kapitalbildende Lebensversicherungen.

Zur Sicherstellung der Besteuerung des 
Arbeitslohns bei Übertragung von Rück­
deckungsversicherungen im Falle der 
Liquidation des Arbeitgebers hat die OFD 
NRW Verfahrenshinweise veröffentlicht. 
Hiernach sendet die für die Kapitalge­
sellschaft zuständige Veranlagungsstelle 
nach Kenntnis des Liquidationsbeschlus­
ses Kontrollmitteilungen an die für den 
Mitarbeiter zuständige Veranlagungsstelle 
sowie an die Arbeitgeberstelle.

Die Arbeitgeberstelle weist den Liquidator 
auf seine Lohnsteuerabzugsverpflichtung 
im Falle der Übertragung der Rückde­
ckungsversicherung auf den pensionsbe­
rechtigten Mitarbeiter hin und prüft, ob 
ein Nachforderungsbescheid zu erlassen 
ist. Die für den Mitarbeiter zuständige 
Veranlagungsstelle kontrolliert, ob die 
Versteuerung des Arbeitslohns erfolgte 
oder ob diese im Rahmen der Einkom­
mensteuerveranlagung nachzuholen ist.

Nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG liegt eine 
doppelte Haushaltsführung vor, wenn der 
Mitarbeiter außerhalb des Orts der ersten 
Tätigkeitsstätte einen eigenen Hausstand 
unterhält und auch am Ort der ersten 
Tätigkeitsstätte wohnt. Eine Mindestent­
fernung zwischen den beiden Wohnungen 
ist im EStG nicht festgelegt. 

Der BFH hat aber nun klargestellt, dass 
der Ort des eigenen Hausstands und der 
Beschäftigungsort auseinanderfallen 
müssen. Dabei ist der Begriff des Beschäf­
tigungsorts weit auszulegen und umfasst 

nicht nur die jeweilige politische Gemein­
de, sondern auch deren Einzugsbereich. 
Nur in Ausnahmefällen können die beiden 
Wohnungen auch in derselben Gemeinde 
belegen sein.

Eine Wohnung am Beschäftigungsort 
liegt vor, wenn der Mitarbeiter von dort 
üblicherweise täglich zu seiner Arbeits­
stätte fahren kann, was bei einer Wegezeit 
von einer Stunde als zumutbar angesehen 
wird. In diesem Fall ist der Bezug einer 
Zweitwohnung in der Nähe des Arbeits-
orts nach Auffassung des BFH privat 

Neueinführung des  
§ 8 Abs. 3 BetrAVG durch 

das Betriebsrenten­
stärkungsgesetz

Insolvenz des  
Arbeitgebers

Liquidation des  
Arbeitgebers

Beruflich veranlasste 
doppelte Haushalts­

führung

BFH vom 16.11.2017  
(AZ: VI R 31/16)

5b  |	 Übernahme einer Rückdeckungsversicherung durch den Mitarbeiter bei Insolvenz 
oder Liquidation des Arbeitgebers   |   Autorin: StBin Anne L’habitant, Düsseldorf

5c  |	 Keine doppelte Haushaltsführung bei Hauptwohnung am Beschäftigungsort   |   
Autorin: StBin Susanne Weber, München
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veranlasst, auch wenn diese angemietet 
wurde, um die Arbeitsstätte besser und 
schneller erreichen zu können. Eine dop­
pelte Haushaltsführung liegt in diesem 
Fall nicht vor. 

Das Urteil ist zwar zur bis zum 31.12.2013 
geltenden Rechtslage ergangen. Da der 
BFH aber auch auf die erste Tätigkeitsstät­
te verweist, kann davon ausgegangen 
werden, dass die Urteilsgrundsätze auch 
danach anzuwenden sind.

Auf Grundlage eines Monitoringberichts 
des RWI-Leibniz-Instituts für Wirtschafts­
forschung e.V. hat das Bundeskabinett am 
13.12.2017 festgestellt, dass die Unter­
nehmen des Produzierenden Gewerbes 
die gesetzlichen Vorgaben zur Energieef­
fizienzsteigerung für die Gewährung der 
Steuerentlastungen nach § 10 StromStG 
und § 55 EnergieStG (sog. Spitzenaus­
gleich) für das Antragsjahr 2018 erreicht 
haben. Der Monitoringbericht geht auf 
eine Vereinbarung zwischen der Regie­
rung der Bundesrepublik Deutschland und 
der deutschen Wirtschaft zur Steigerung 
der Energieeffizienz vom 01.08.2012 
zurück und ist eine Voraussetzung für die 
Gewährung der Steuerentlastungen nach 
§ 10 StromStG und § 55 EnergieStG.

Nach den gesetzlichen Vorgaben beträgt 
der Zielwert zur Reduktion der Energie­
intensität im für das Antragsjahr 2018 
maßgeblichen Bezugsjahr (2016) 5,25 % 
gegenüber dem Basiswert der jahres­
durchschnittlichen Energieintensität in 
den Jahren 2007 bis 2012. Nach dem 
Monitoringbericht ist die bereinigte 
Energieintensität des Jahres 2016 um 
13,8 % niedriger als in der Basisperiode, 
so dass der Zielwert zu mehr als 100 % 
erreicht wurde.

Im Ergebnis können die Steuerentlastun­
gen nach § 10 StromStG und § 55 Energie­
StG auch für das Antragsjahr 2018 in voller 
Höhe gewährt werden, was auch bei der 
Berechnung der Steuervorauszahlungen 
für Stromversorger und Erdgaslieferer zu 
berücksichtigen ist. Die Feststellung der 
Zielwerterreichung wurde am 18.12.2017 
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht.

Zudem hat der Bundesrat am 15.12.2017 
der Beitragssatzverordnung 2018 zuge­
stimmt. Damit wird der Beitragssatz in der 
allgemeinen Rentenversicherung zum 
01.01.2018 auf 18,6 % gesenkt. Für das 
Kalenderjahr 2017 betrug der Beitrag 
18,7 %. In der knappschaftlichen Renten­
versicherung sinkt der Beitrag auf 24,7 %. 
Die Beitragssätze zur Rentenversicherung 
sind für die Berechnung des Spitzenaus­
gleichs erforderlich. 

Die gesunkenen Beitragssätze führen 
entsprechend der Berechnungsformel für 
den Spitzenausgleich zu einer Erhöhung 
der fiktiven Ersparnis aus der Rentenversi­
cherung und damit zu einer Senkung der 
Entlastungsbeträge. Entlastungsberechtig­
te sollten frühzeitig prüfen, ob die Bean­
tragung der Steuerentlastungen nach § 10 
StromStG und § 55 EnergieStG auch für das 
Antragsjahr 2018 möglich und sinnvoll ist.

Auch für das Antragsjahr 2018 ist für die 
Beantragung des Spitzenausgleichs durch 
das entlastungsberechtigte Unternehmen 
nachzuweisen, dass ein Energiemanage­
mentsystem (EMS) nach DIN EN ISO 50001, 
ein Umweltmanagementsystem (UMS) 
nach Art. 13 VO 1221/2009/EG (EMAS-Ver­
ordnung) oder bei kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) ein alternatives Sys­
tem vollständig, d. h. grundsätzlich für das 
Gesamtunternehmen, implementiert wur­
de. Die Nachweisführung richtet sich nach 
der Spitzenausgleich-Effizienzsystem-Ver­
ordnung (SpaEfV). Die Nachweisführung 
erfolgt mit dem amtlichen Vordruck 1449 
für das Kalenderjahr 2018, der neuerdings 
unter www.zoll.de abgerufen werden 
kann.

6a  |	 Steuerentlastungen nach § 10 StromStG und § 55 EnergieStG werden auch für 
das Antragsjahr 2018 in voller Höhe gewährt   |   Autor: Bertil Kapff, Düsseldorf
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Aufgrund der EuGH-Rechtsprechung zu 
den sog. Dual-Use-Prozessen (EuGH-
Urteile vom 02.10.2014, Rs. C-426/12, und 
vom 17.12.2015, Rs. C-529/14) und ohne 
Gesetzesänderung hat die Finanzverwal­
tung die Voraussetzungen für die Steuer­
entlastung für die thermische Abfall- oder 
Abluftbehandlung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 
EnergieStG entgegen dem Wortlaut des 
nationalen Gesetzes neu festgelegt. Die 
Neuregelung soll ab dem Antragsjahr 
2018 anzuwenden sein. 

Vorab sei festzustellen, dass dieses Vorge­
hen unseres Erachtens rechtswidrig ist und 
dem Gewaltenteilungsgrundsatz wider­
spricht. Sollte § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG 
gegen EU-Recht verstoßen, muss der 
nationale Gesetzgeber tätig werden. Eine 
entsprechende Gesetzesinitiative ist jüngst 
jedoch gescheitert. Nunmehr hat lediglich 
das BMF mit Erlass vom 18.12.2017 die 
Teil-Dienstvorschrift zu § 51 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. d EnergieStG (Dual-Use (zweierlei 
Verwendungszweck)) bekanntgegeben. 
Aus der Verwaltungsanweisung ergeben 
sich erhebliche Einschränkungen im Ver­
gleich zur bisher geltenden Rechtspraxis 
und neue Abgrenzungsprobleme für die 
Anlagenbetreiber. 

Der EuGH hat mit Beschluss vom 
17.12.2015 entschieden, dass das Verhei­
zen von Energieerzeugnissen zum Über­
hitzen und Trocknen von Prozessdampf 
sowie zur thermischen Vernichtung von 
Abgasen keinen vom Anwendungsbereich 
der Energiesteuerrichtlinie ausgenomme­
nen Verbrauch zu zweierlei Verwendungs­
zwecken darstellt. Infolge des EuGH-
Beschlusses steht die europarechtliche 
Konformität der Steuerentlastung für die 
thermische Abfall- oder Abluftbehandlung 
nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG in Frage.

Daraufhin hatte die Generalzolldirektion 
(GZD) mit Schreiben an alle Hauptzolläm­
ter vom 30.05.2016 mitgeteilt, dass die 
bisherige Auslegung zur Steuerentlastung 
nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG sowie 
die entsprechende Teil-Dienstvorschrift 
zur Steuerentlastung für die thermische 
Abfall- oder Abluftbehandlung (DV TAR) 

zunächst auch nach dem EuGH-Beschluss 
vom 17.12.2015 unverändert fortgelten 
sollten. Die abschließende Würdigung und 
ggf. Umsetzung der Vorgaben aus dem 
EuGH-Beschluss vom 17.12.2015 sei dem 
parlamentarischen Verfahren vorbehalten. 

Die Bundesregierung hatte diesbezüg­
lich einen Diskussionsentwurf zu einem 
zweiten Gesetz zur Änderung des Ener­
giesteuer- und Stromsteuergesetzes vom 
22.04.2016 veröffentlicht. Demnach sollte 
das Verheizen von Energieerzeugnissen 
zur thermischen Abfall- oder Abluftbe­
handlung nur noch begünstigungsfähig 
sein, sofern eine „Dual-Use“-Verwendung 
im Sinne des § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d 
EnergieStG vorliegt, d. h. sofern die Ener­
gieerzeugnisse gleichzeitig zu Heizzwe­
cken und zu anderen Zwecken als zu Heiz- 
oder Kraftstoff verheizt werden (§ 51 
Abs. 1c EnergieStG-Entwurf). 

Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 
wurde von der geplanten Änderung 
wieder Abstand genommen. Dementspre­
chend gilt die Steuerentlastung für die 
thermische Abfall- und Abluftbehandlung 
nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG grund­
sätzlich auch nach der zum 01.01.2018 in 
Kraft getretenen Gesetzesnovelle unver­
ändert fort. Entgegen dem Willen des 
Gesetzgebers soll die Rechtsanpassung 
nun über den Verwaltungsweg erfolgen.

Nach den Absätzen 41, 43, 44 sowie 
46 bis 48 der Teil-DV zu § 51 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. d EnergieStG muss neben der 
energetischen Verwendung des Ener­
gieerzeugnisses zum Heizen ein zweiter 
Zweck hinzukommen, der darin besteht, 
dass das Energieerzeugnis selbst, seine 
chemischen Bestandteile oder dessen 
Verbrennungsprodukte (üblicherweise 
Kohlendioxid) verfahrenstechnisch bzw. 
chemisch für die thermische Abfall- oder 
Abluftbehandlung zwingend erforderlich 
sind. Dies soll lediglich der Fall sein, wenn 
Bestandteile des Rauchgases (bestehend 
in der Regel aus Kohlendioxid und Wasser 
in unterschiedlichem Verhältnis je nach 
Ausgangserzeugnis) als Verbrennungs­
produkt stofflich in den zu behandelnden 

6b  |	 Neue einschränkende Verwaltungsauffassung zur Energiesteuerentlastung 
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Abfall oder die Abluft eingehen und damit 
zur Beseitigung des Schadstoffpotenzials 
beitragen oder wenn sie z. B. als notwen­
diger Bestandteil eines Zwischenproduk­
tes an der Abfall- oder Abluftbehandlung 
beteiligt sind. Eine verfahrenstechnische 
bzw. chemische Erforderlichkeit für die 
thermische Abfall- oder Abluftbehandlung 
soll dagegen nicht vorliegen, wenn das 
Verbrennungsprodukt des Energieerzeug­
nisses nur die Funktion als Wärmeträger 
bzw. Transportmedium hat.

Außerdem wurde die DV TAR zum 
01.01.2018 aufgehoben. Die darin 
festgelegten Grundsätze zum Kreis der 
Entlastungsberechtigten, zum Abfall- und 
Abluftbegriff, zur thermischen Behand­
lung, zu den Abgrenzungen der thermi­
schen Abfall- oder Abluftbehandlung 
von anderen Verwendungszwecken der 

Energieerzeugnisse sowie zu den vor- und 
nachbereitenden Prozesse sollen jedoch 
sinngemäß weitergelten.

Sofern die Steuerentlastung nach § 51 
Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG auch für das 
Antragsjahr 2018 weiterhin beantragt 
werden soll, sind die Hauptzollämter 
grundsätzlich angewiesen, aktualisierte 
Betriebserklärungen anzufordern. In die­
sen Erklärungen ist darzulegen, in welcher 
Form das Energieerzeugnis selbst, seine 
chemischen Bestandteile oder dessen 
Verbrennungsprodukte verfahrenstech­
nisch bzw. chemisch für die thermische 
Abfall- oder Abluftbehandlung zwingend 
erforderlich sind, indem sie zur Beseiti­
gung des Schadstoffpotenzials beitragen 
oder als notwendiger Bestandteil eines 
Zwischenproduktes an der Abfall- oder 
Abluftbehandlung beteiligt sind.

Zum 01.01.2018 sind Neufassungen des 
Stromsteuergesetzes und der Stromsteu­
erverordnung in Kraft getreten. Unter 
anderem verfolgt der Gesetzgeber hiermit 
das Ziel, unter Verweis auf den energie­
rechtlichen Begriff der „Kundenanlage“ 
klare Kriterien für die Abgrenzung zwi­
schen Versorger (i.d.R. stromsteuerpflich­
tig) und Letztverbraucher festzulegen. 

Gemäß § 2 Nr. 1 StromStG ist grundsätzlich 
Versorger, wer Strom leistet. Ausnahmen 
von dieser Regel enthält § 1a StromStV. 
Die bisherigen Ausnahmen sind daran 
geknüpft, dass in einem Miet-, Pacht- oder 
vergleichbaren Verhältnis Strom geliefert 
wird. Die Neuregelung entfernt sich hier­
von, indem sie als weitere Ausnahmeka­
tegorie das Bestehen einer Kundenanlage 
im Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes 
einführt. Damit wird die Abgrenzung 
zwischen Versorger und Letztverbraucher 
deutlich komplexer.

Die Unterscheidung zwischen Versorger 
und Letztverbraucher ist insofern bedeut­
sam, als der Versorgerstatus neben vor­
teilhaften Auswirkungen auf die Liquidität 
auch zahlreiche Pflichten, u. a. die Pflicht 

zur Steueranmeldung, zur Beantragung 
einer Versorgererlaubnis sowie Aufzeich­
nungspflichten mit sich bringt. Ist die Ein­
ordnung fehlerhaft und werden dadurch 
Versorgerpflichten versäumt, entstehen 
Nachzahlungspflichten. Problematisch wa­
ren unter der bisherigen Rechtslage häufig 
Fälle, in denen sich Betreiber industrieller 
Anlagen – etwa von Eigenerzeugungsan­
lagen und Werksnetzen – irrtümlich nicht 
als Versorger einstuften. 

Die Neufassung des § 1a StromStV soll 
durch die erweiterten Ausnahmen zum 
Versorgerstatus Klarheit schaffen und den 
Verwaltungsaufwand im Zusammenhang 
mit Kundenanlagen reduzieren. Dies ist 
nur teilweise gelungen.  

Zunächst enthält der in § 3 Nr. 24a und 
24b Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
definierte Begriff der Kundenanlage 
bzw. der Kundenanlage zur betrieblichen 
Eigenversorgung gleich mehrere ausle­
gungsbedürftige Tatbestandsmerkmale: 
So erfordert das Kriterium des „räumlich 
zusammenhängenden Gebiets“ eine phy­
sische Netzverbindung zwischen verschie­
denen Betriebsstätten – wobei regelmä­

TAX  LEGAL  CONSULTING
6    Verbrauchsteuer

Kontakt: 
RAin Dr. Karen Möhlen-
kamp, Düsseldorf, 
karen.moehlenkamp@
wts.de

Aufhebung der DV TAR

Zweites Gesetz zur 
Änderung des Energie- 

und StromStG vom 
27.08.2017

Versorger vs.  
Letztverbraucher

Einreichung aktualisier­
ter Betriebserklärungen

Stromsteuer-Durch­
führungsverordnung 
vom 02.01.2018

§ 3 Nr. 24a EnWG  
(Kundenanlage), 
 § 3 Nr. 24b EnWG  
(Kundenanlage zu 
betrieblicher Eigen­
versorgung)

6c  |	 Neuregelung des Versorgerstatus für Kundenanlagen: Komplexe Rechtslage für 
Eigenerzeuger im Stromsteuerrecht   |   Autorin: RAin Dr. Sabine Schulte-Beckhausen, 
Köln



wts journal  |  # 1  |  März 2018 29

ßig die Abgrenzungsfrage entsteht, ob es 
sich um eine oder um mehrere Kunden­
anlagen handelt. Auch das Kriterium, dass 
die Energieanlage zur Sicherstellung eines 
wirksamen und unverfälschten Wettbe­
werbs nicht relevant sein darf, eröffnet 
Auslegungsspielraum. Schließlich stellt 
sich in der Praxis oft die Frage, ob eine 
Energieanlage – wie gesetzlich gefor­
dert – dem Kunden diskriminierungsfrei 
und unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
wird, wenn im Rahmen eines Miet- oder 
Pachtvertrags die Nutzung der Anlagen im 
Entgelt enthalten ist.

Liegt demnach eine Kundenanlage vor, 
so unterscheidet der neue § 1a StromStV 
einerseits zwischen Anlagenbetreibern, 
die nur Strom aus dem öffentlichen Netz 
beziehen und diesen innerhalb ihrer Kun­
denanlage leisten (neuer § 1a Abs. 1a 
Satz 1 StromStV), und andererseits  Be­
treibern, die Strom aus ihrer Eigenerzeu­
gungsanlage leisten (neue § 1a Abs. 6 
und Abs. 7 StromStV). Bei den Anlagen 
wird wiederum zwischen Erzeugungsan­
lagen unter und über 2 MW unterschieden, 
sowie bei den Erzeugungsanlagen über 
2 MW zwischen Grünstromanlagen (PV, 

Wind, Biomasse) und anderen Anlagen. 
Zumindest für nichteigenerzeugende 
Betreiber von Kundenanlagen ist der 
Letztverbraucherstatus jetzt klar geregelt 
(§ 1a Abs. 1a Satz 1 StromStV). Anders bei 
Eigenerzeugern: Gemäß § 1a Abs. 6 Satz 1 
StromStV können Betreiber von Anlagen 
unter 2 MW zwar als Letztverbraucher aus 
dem Versorgerstatus herausfallen, aber sie 
gelten weiter als Versorger „nur für den 
erzeugten und dann geleisteten Strom“ 
– womit der Letztverbraucherstatus auf 
den bezogenen Strom begrenzt ist. Hier 
kann ein gemischter Status des Anla­
genbetreibers entstehen, was zu neuen 
Abgrenzungsfragen führen wird. Betreiber 
von konventionellen Anlagen über 2 MW 
bleiben zudem trotz Kundenanlage weiter 
vollumfänglich Versorger (§ 1a Abs. 7 
StromStV).

Da zu diesen neuen Ausnahmetatbestän­
den zum Versorgerstatus bei Kundenan­
lagen auf Antrag Ausnahmen zugelassen 
werden können (§ 1a Abs. 8 StromStV) und 
nach der neuen StromStV die gesetzliche 
Fiktion zur Einordnung als Letztverbrau­
cher widerleglich ist, empfehlen wir in 
Zweifelsfällen eine Überprüfung.

Die Klägerin (Sitz in Deutschland) bezieht 
von ihrer Muttergesellschaft (Sitz in Japan) 
verschiedene Waren, die in Deutschland 
vertrieben werden. Der Zollwert ist der 
in Rechnung gestellte Preis, der nach der 
Transaktionswertmethode ermittelt wird. 
Zwischen den verbundenen Unternehmen 
besteht eine Vorabvereinbarung über die 
Verrechnungspreisgestaltung (“Advance 
Pricing Agreement“ - APA). Diese stellt eine 
Preisanpassungsklausel dar. 

Im Jahre 2010 erhielt die Klägerin im Rah­
men einer Verrechnungspreisanpassung 
(VP-Anpassung) eine pauschale Gutschrift 
für alle vertriebenen Waren, da die im APA 
festgelegte Umsatzrendite unterschritten 
wurde. Daraufhin beantragte die Kläge­
rin eine Erstattung der zu viel gezahlten 
Einfuhrabgaben. Den Erstattungsbetrag 
errechnete sie mittels eines Durchschnitts­

zollsatzes. Das Hauptzollamt München 
(HZA) lehnte den Erstattungsantrag ab, da 
der Anpassungsbetrag nicht produkt- und 
einfuhrbezogen aufgeschlüsselt werden 
konnte. Das HZA hielt weiterhin an dem 
ehemals nach der Transaktionswertme­
thode bestimmten Rechnungspreis für die 
Verzollung fest.

Mit Beschluss des FG München wurde dem 
EuGH zur Vorabentscheidung die Frage 
vorgelegt, ob es zollwertrechtlich zulässig 
ist, einen vereinbarten Verrechnungspreis, 
der sich aus einem zunächst in Rechnung 
gestellten und angemeldeten Betrag und 
einer pauschalen Berichtigung nach Ablauf 
des Abrechnungszeitraums zusammen­
setzt, als Zollwert zugrunde zu legen, und 
zwar unabhängig davon, ob am Ende des 
Abrechnungszeitraums eine Nachbelas­
tung oder eine Gutschrift an den Beteilig­
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ten erfolgt. Falls dies bejaht werde, solle 
der EuGH ferner die Frage beantworten, 
ob der Zollwert mittels vereinfachter 
Ansätze (z. B. Korrekturfaktoren) korrigiert 
werden kann.

Das FG München neigt dazu, die Gut­
schrift der Klägerin zollwertmindernd 
zu berücksichtigen und auf Grundlage 
des APA nachträglich den berichtigten VP 
anzuerkennen. Das FG München hält die 
Transaktionswertmethode jedoch zur Zoll­
wertermittlung bei nachträglichen pau­
schalen VP-Anpassungen für ungeeignet. 
Stattdessen sei der Zollwert nach einer 
Folgemethode (hier: Schlussmethode) 
zu ermitteln. Zudem schlägt das Finanz­
gericht die Anwendung einer Formel zur 
vereinfachten Korrektur des Zollwertes im 
Rahmen der Schlussmethode vor.

Der EuGH hat auf Grundlage der vorgeleg­
ten Fragen entschieden, dass es nicht zu­
lässig ist, als Zollwert einen Transaktions­
wert zugrunde zu legen, der sich teilweise 
aus einem zunächst in Rechnung gestell­
ten und angemeldeten Betrag und teil­
weise aus einer pauschalen Berichtigung 
nach Ablauf des Abrechnungszeitraums 
zusammensetzt, ohne dass sich sagen 
lässt, ob am Ende des Abrechnungszeit­
raums diese Berichtigung nach oben oder 
unten erfolgt. Eine nachträglich erteilte 

Gutschrift für das gesamte Einfuhrvolumen 
(pauschal) darf daher nicht im Rahmen der 
Transaktionswertmethode zollwertmin­
dernd berücksichtigt werden. 

Das Urteil des EuGH lässt dahinstehen, 
ob die zollwertrechtliche Anerkennung 
einer Pauschalgutschrift im Rahmen einer 
Folgemethode (z. B. Schlussmethode) 
zulässig ist. Auch auf die Rechtmäßigkeit 
der Anwendung der vorgeschlagenen 
Korrekturfaktoren wird in dem Urteil nicht 
eingegangen. Die abschließende Entschei­
dung des FG München bleibt abzuwarten.

In der Praxis bedeutet die o. g. Recht­
sprechung, dass die zollwertrechtliche 
Bedeutung von Vereinbarungen zu 
Verrechnungspreisanpassungen (Preisan­
passungsklauseln) zunimmt. Durch eine 
vor der Einfuhr gültige Preisanpassungs­
klausel kann der Verlust eines etwaigen 
Zollerstattungsanspruchs im Falle von pau­
schalen Gutschriften vermieden werden 
(gemeinsamer Ansatz von TP und Zoll). 
Der Vorabentscheidung des EuGH steht 
nicht entgegen, nach einer pauschalen 
VP-Anpassung auch die Zollwerte gem. der 
Schlussmethode mithilfe von Korrektur­
faktoren anzupassen. Der EuGH erachtet 
nach einer pauschalen VP-Anpassung 
lediglich den Verbleib in der Transaktions­
wertmethode als unzulässig. 

Nach rund vierjährigen Verhandlungen 
haben die EU-Handelskommissarin Cecilia 
Malmström und der japanische Außen­
minister Taro Kono den erfolgreichen 
Abschluss der letzten Beratungen eines 
umfassenden Freihandelsabkommens 
zwischen der Europäische Union (EU) 
und Japan am 08.12.2017 in Brüssel ver­
kündet. 

Bereits am 06.07.2017 gaben beide 
Vertragsparteien die Grundsatzeinigung 
über ein Freihandelsabkommen bekannt. 
Für die EU ist es das bisher größte aus­
gehandelte bilaterale Abkommen. Mit 
Zustimmung durch das Europäische Par­
lament und die Mitgliedstaaten könnte ein 
Inkrafttreten des Freihandelsabkommens 

noch vor der Europawahl 2019 möglich 
sein. 

Diese wirtschaftlich und strategisch 
bedeutende Einigung soll ein Zeichen 
gegen die (insbesondere amerikanische) 
Politik des Protektionismus und für einen 
offenen, fairen und regelbasierten Handel 
sein. Die amerikanische Aufkündigung 
des transpazifischen Handelsabkommens 
TTP sowie der Brexit gaben den entschei­
denden Anstoß für das Vorankommen der 
seit 2013 zäh geführten Verhandlungen 
zwischen der EU und Japan.

Die EU und Japan stehen für rund ein 
Drittel der weltweiten Wirtschaftsleistung. 
Weltweit ist die EU mit einem Export von 
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Waren im Wert von jährlich über € 58 Mrd. 
und Dienstleistungen im Wert von mehr 
als € 28 Mrd. drittgrößter Handelspartner 
Japans. Auf jährlich € 1 Mrd. beliefen sich 
zuletzt die von EU-Unternehmen bei der 
Ausfuhr nach Japan zu entrichtenden Zölle. 
Japan nimmt in der EU den sechsten Platz 
ein. 

Das Freihandelsabkommen und der damit 
einhergehende Abbau von Handelsbarri­
eren könnte zu einem starken Anstieg des 
Handelsvolumens, welches sich zuletzt 
zwischen beiden Seiten auf € 125 Mrd. 
belief, führen. 

Neben neuen Exportmöglichkeiten für 
die EU in zahlreichen Sektoren wird der 
japanische Markt mit seinen rund 127 
Millionen Verbrauchern für wichtige Ag­
rarausfuhren der EU geöffnet. So rechnet 
die Kommission mit einem Anstieg der 
Ausfuhren in Höhe von € 20 Mrd.

Auf beiden Seiten wird mit einem kon­
junkturellen Aufschwung gerechnet. Das 
Münchener Ifo-Institut schätzt einen An­
stieg des deutschen Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) um bis zu € 20 Mrd. oder 0,7 % im 
Jahr sowie einen Anstieg des japanischen 
BIP um bis zu 1,6 %. 

Das Abkommen soll unter Berücksichti­
gung der jeweiligen Empfindlichkeiten 
das Streben nach gemeinsamen Werten 
und Prinzipien in Form von höchsten Ar­
beits-, Sicherheits-, Umwelt- und Verbrau­
cherschutz-Standards sowie der Sicherung 
der öffentlichen Dienste verankern. Auch 
Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung 
werden festgeschrieben. 

Mit dem Abkommen fallen zunächst 90 % 
aller Zölle zwischen der EU und Japan 
weg. Nach einer Übergangsfrist werden 
weitestgehend alle Güter zollfrei gehan­
delt werden können, die ihren Ursprung in 
der jeweils anderen Vertragspartei haben. 
Jedoch soll eine bilaterale Schutzklausel 
zur ganzen oder teilweisen Aufhebung 
von Zollpräferenzen dann greifen, wenn 

dem Wirtschaftszweig einer Vertragspartei 
durch den Anstieg von Einfuhren eines 
Erzeugnisses der anderen Vertragspartei 
ein erheblicher Schaden droht. Dies gilt 
insbesondere in  sensiblen Bereichen wie 
dem Automobilsektor.

Des Weiteren erkennt Japan durch das Ab­
kommen internationale Standards unter 
anderem bei Pharma- und Medizinproduk­
ten sowie Autos an.

Öffentliche Ausschreibungen sollen nach 
dem Abkommen für die Europäer zugäng­
lich sein und zwar auch auf lokaler Ebene 
und im Schienenverkehr. Großprojekte 
könnten durch diese Erweiterung der 
Konkurrenz billiger werden. Darüber 
hinaus stellt das Abkommen den Schutz 
von rund 200 geschützten europäischen 
Herkunftsbezeichnungen in Japan sicher. 
Entgegen der bisherigen Handhabe wird 
europäisches Bier in Japan nicht mehr als 
„alkoholhaltiges Erfrischungsgetränk“ 
klassifiziert und daher künftig niedriger 
besteuert. 

Offen bleibt hingegen, Japan im Rahmen 
des Investorenschutzes auf einen neu zu 
schaffenden internationalen Gerichtshof 
für Investorenklagen zu verpflichten. Das 
von der EU präferierte System der Inves­
titionsgerichtsbarkeit, wie es bereits im 
Abkommen mit Kanada (CETA) angewen­
det wird, soll zur Beilegung von Streitfäl­
len zwischen Investoren und Staaten in 
Schiedsgerichten dienen. Japan möchte 
hingegen weiterhin an der traditionellen 
Form der Investor-Staat-Streitbeilegung 
(ISDS) festhalten. Diesbezügliche Verhand­
lungen sollen Anfang 2018 fortgeführt 
und später in das Abkommen integriert 
werden. 

Auch beim Thema Datenschutz ist eine 
Einigung noch nicht erreicht. Ziel soll 
sein, gute Rahmenbedingungen für den 
digitalen Handel, die Sicherung des freien 
Datenaustauschs zwischen der EU und 
Japan sowie für Privatsphäre-Standards zu 
schaffen. 

TAX  LEGAL  CONSULTING
7    Zoll- und Außenwirtschaftsrecht

Kontakt: 
Kay Masorsky, 
Hamburg, 
kay.masorsky@wts.de

Details

Ausblick



wts journal  |  # 1  |  März 201832

TAX  LEGAL  CONSULTING 		
Internationales

Ab 01.01.2018 ist zwischen Deutschland 
und Armenien das neue Doppelbesteu­
erungsabkommen (DBA) anzuwenden. 
Das Abkommen wurde am 29.06.2016 
unterzeichnet und ist am 23.11.2017 in 
Kraft getreten. Das neue DBA ersetzt das 
DBA UdSSR von 1981, welches nach Zerfall 
der UdSSR weiterhin in Beziehung zu 
den Nachfolgestaaten anzuwenden war, 
um einen abkommenslosen Zustand zu 
vermeiden. 

Das DBA mit Armenien folgt grundsätzlich 
dem OECD-Musterabkommen 2010 und 
sieht gegenüber dem Abkommen von 
1981 im Wesentlichen folgende Änderun­
gen vor:

→→ Die maßgebliche Betriebsstättenfrist 
bei Bauausführungen und Montagen 
beträgt nun neun Monate (bisher: 
zwölf Monate). 

→→ Die Definition der Bau- und Montage­
betriebsstätte wurde explizit um die 
mit der Montage zusammenhängenden 

Aufsichtstätigkeiten erweitert (bisher: 
reine Bauüberwachungstätigkeiten 
wurden von der Betriebsstätteneigen­
schaft gänzlich ausgenommen).

→→ Hinsichtlich der Gewinnabgrenzung der 
Betriebsstätte wurde im neuen DBA der 
sog. Authorized OECD Approach (AOA) 
umgesetzt.

→→ Liefergewinnbesteuerung wurde im 
Protokoll zu Art. 7 ausdrücklich verbo­
ten.

→→ Quellensteuersätze bei Dividenden 
wurden auf 7 % bei Schachtelbeteili­
gungen von mind. 25 % sowie auf 10 % 
in allen anderen Fällen gesenkt (bisher: 
einheitlicher Quellensteuersatz von  
15 %).

→→ Quellensteuersatz bei Lizenzgebühren 
beträgt 6 % (bisher: Besteuerung der 
Lizenzgebühren ausschließlich im Staat 
des Lizenzgebers).

→→ Für die Bestimmung der 183-Tage-Frist 
bei unselbständiger Arbeit wird auf 
einen Zeitraum von zwölf Monaten 
abgestellt (bisher: Kalenderjahr). 

Nach dem Urteil des EuGH vom 20.12.2017 
verstößt die Versagung der Kapitalertrag­
steuerentlastung gemäß § 50d Abs. 3 EStG 
a. F. (bis zum VZ 2011) gegen die Mutter-
Tochter-Richtlinie (MTR) und die Nieder­
lassungsfreiheit. Dem Vorabentschei­
dungsverfahren liegen zwei verbundene 
Vorlagen des FG Köln aus dem Jahr 2016 
betreffend die Vereinbarkeit des § 50d 
Abs. 3 EStG a. F. mit Unionsrecht zugrunde.

In dem einen Fall ging es um eine nieder­
ländische Kapitalgesellschaft „Deister Hol­
ding“, die im Wesentlichen Beteiligungen 
an mehreren Gesellschaften gehalten 
und deren Finanzierung u. a. durch die 
Gewährung von Darlehen sicherzustellen 
hatte. Die Deister Holding war mit min­
destens 26,5 % an einer deutschen GmbH 
beteiligt und verfügte über ein in den 
Niederlanden angemietetes Büro und 
beschäftigte dort zwei Mitarbeiter. Der al­
leinige Anteilseigner der niederländischen 

Gesellschaft, eine natürliche Person, war 
in Deutschland ansässig. Für eine Dividen­
denausschüttung der deutschen GmbH 
begehrte ihre niederländische Anteilseig­
nerin die Freistellung von der Kapitaler­
tragsteuer gemäß § 50d Abs. 1 EStG i. V. m. 
§ 43b EStG. Der Antrag wurde unter Hin­
weis auf die mangelnden, aber nach § 50d 
Abs. 3 EStG (a. F.) erforderlichen Unterla­
gen bzw. Informationen abgelehnt.

In dem anderen Vorlagefall beantragte 
eine in Dänemark ansässige Gesellschaft 
„Juhler Holding“ die Kapitalertragsteu­
ererstattung für eine Dividende ihrer 
100%igen deutschen Tochtergesellschaft 
nach § 50d Abs. 1 EStG. Auch ihr Antrag 
wurde unter Hinweis auf § 50d Abs. 3 EStG 
(a. F.) abgelehnt. Alleiniger Anteilsinhaber 
der dänischen Holding war eine zyprioti­
sche Gesellschaft, die wiederum zu 100 % 
von einer in Singapur ansässigen natürli­
chen Person gehalten wurde. Die Juhler 

Inkrafttreten  
am 23.11.2017 

Wesentliche Änderungen

EuGH vom 20.12.2017 
(Rs. C-504/16  

und C-613/16)

FG Köln vom 08.07.2016  
(AZ: 2 K 2995/12,  

Rs. C-504/16)

FG Köln vom 31.08.2016 
(AZ: 2 K 721/13,  
Rs. C-613/16)

8   |	 Das neue DBA zwischen Deutschland und Armenien   |   
	 Autorin: StBin Oksana Rakevich, Düsseldorf 

9a  |	 Anti-Treaty-Shopping-Regelung des § 50d Abs. 3 EStG (i.d.F. 2007 bis 2011) mit 
EU-Recht unvereinbar   |   Autor: RA/StB Denis Korneev, Köln
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Holding hatte Immobilienvermögen, 
übernahm die finanzielle Kontrolle im 
Konzern und verfügte über einen Telefon­
anschluss und eine E-Mail-Adresse. Sie ver­
fügte aber über keine eigenen Büroräume 
und bediente sich der Räumlichkeiten 
und des Personals anderer Konzerngesell­
schaften.

Der EuGH stellte zunächst die Verletzung 
der MTR durch § 50d Abs. 3 EStG (a. F.) 
fest. Zwar seien die Mitgliedstaaten nach 
Art. 1 Abs. 2 der MTR grundsätzlich zur 
Einschränkung der Vorteile aus der MTR 
zwecks Verhinderung von Steuerhinter­
ziehungen und Missbräuchen berechtigt. 
Die Vorschrift sei wegen ihres Ausnahme­
charakters jedoch eng auszulegen. Eine 
nationale Regelung bezwecke nur dann 
die Verhinderung von Steuerhinterziehun­
gen und Missbräuchen, wenn sie speziell 
verhindern soll, dass ein Steuervorteil auf 
Grundlage von zu diesem Zweck errichte­
ten, rein künstlichen, jeder wirtschaftli­
chen Realität entbehrender Konstruktio­
nen genutzt wird. 

Die zuständigen nationalen Behörden 
müssen den Vorgang als Ganzes individu­
ell prüfen und einen Anfangsbeweis oder 
ein Indiz für die Steuerhinterziehung oder 
den Missbrauch vorbringen. § 50d Abs. 3 
EStG (a. F.) bezwecke nicht speziell, von 
der Inanspruchnahme eines Steuervorteils 
rein künstliche Konstruktionen auszu­
schließen, die auf die ungerechtfertigte 
Nutzung dieses Vorteils ausgerichtet sind, 
sondern erfasse generell jede Situation, 
in der Personen an einer gebietsfremden 
Muttergesellschaft beteiligt sind, denen 
eine solche Befreiung nicht zustände, 
wenn sie die Gewinnausschüttungen 
unmittelbar bezögen. Der Umstand, dass 
solche Personen eine solche Beteiligung 
halten, bedeute für sich allein kein Indiz 
für die Steuerhinterziehung oder den Miss­
brauch. Dies deswegen, weil aus keiner 
Vorschrift der MTR hervorgehe, dass die 
steuerliche Behandlung oder die Herkunft 
von Personen, die an in der EU ansässigen 
Muttergesellschaften beteiligt sind, für das 
Recht dieser Gesellschaften, sich auf die 
in der Richtlinie vorgesehenen Steuer­
begünstigungen zu berufen, eine Rolle 
spielt. Der Verstoß gegen die MTR folge 
auch daraus, dass die Regelung des 
§ 50d Abs. 3 EStG (a. F.) eine unwiderleg­

bare Missbrauchs- oder Hinterziehungs­
vermutung begründet, da sie selbst bei 
Erfüllung einer der in ihr vorgesehenen 
Voraussetzungen der gebietsfremden 
Muttergesellschaft nicht die Möglichkeit 
lässt, das Vorliegen wirtschaftlicher Grün­
de zu beweisen. 

Schließlich begründen die Voraussetzun­
gen des § 50d Abs. 3 EStG (a. F.), einzeln 
oder zusammen betrachtet, weder Miss­
brauch noch Hinterziehung. Der Umstand, 
dass die wirtschaftliche Tätigkeit der 
gebietsfremden Muttergesellschaft in der 
Verwaltung von Wirtschaftsgütern ihrer 
Tochtergesellschaften besteht oder ihre 
Einkünfte nur aus dieser Verwaltung stam­
men, bedeute für sich allein noch nicht, 
dass eine rein künstliche, jeder wirtschaft­
lichen Realität entbehrende Konstruktion 
vorliegt. Überdies verlange die Feststel­
lung einer solchen Konstruktion entgegen 
des § 50d Abs. 3 EStG (a. F.), dass in jedem 
Einzelfall eine umfassende Prüfung der 
betreffenden Situation vorgenommen 
wird, die sich auf Gesichtspunkte wie die 
organisatorischen, wirtschaftlichen oder 
sonst beachtlichen Merkmale des Kon­
zerns, zu dem die betreffende Mutterge­
sellschaft gehört, und die Strukturen und 
Strategien dieses Konzerns erstreckt. 

Die Verletzung der Niederlassungsfreiheit 
durch § 50d Abs. 3 EStG (a. F.) hat der EuGH 
unter Hinweis auf die Argumente zum Ver­
stoß gegen die MTR als nicht gerechtfertigt 
angesehen.

Derzeit ist beim EuGH noch eine weitere 
Vorlage des FG Köln zum § 50d Abs. 3 EStG 
i.d.F. seit 01.01.2012 anhängig (vgl. hierzu 
bereits WTS Journal 04/2017, Beitrag 
9c). Die Vorschrift stellt ebenfalls auf das 
Vorliegen beachtlicher Gründe für die 
Einschaltung der ausländischen Gesell­
schaft und die Teilnahme am allgemeinen 
wirtschaftlichen Verkehr mittels eines 
angemessenen Geschäftsbetriebs ab. 
Angesichts des hier besprochenen Urteils 
zum § 50d Abs. 3 EStG a. F. spricht sehr viel 
dafür, dass auch die aktuelle Fassung von 
§ 50d Abs. 3 EStG unionsrechtswidrig ist. 
Es bleibt zu hoffen, dass der EuGH in seiner 
neuen Entscheidung praxistaugliche Krite­
rien der unionsrechtskonformen Ausge­
staltung von missbrauchsverhindernden 
nationalen Vorschriften definiert.

Entscheidung des EuGH

Selbst zusammen 
betrachtet begründen 
die Voraussetzungen des 
§ 50d Abs.  3 EStG (a. F.) 
weder Missbrauch noch 
Hinterziehung

 

Verstoß gegen die  
Niederlassungsfreiheit

Hinweis auf FG Köln  
vom 17.05.2017  
(AZ: 2 K 773/16,  
Rs. C-440/17)

Kontakt: 
StB Ronny 
Klopfleisch, Köln, 
ronny.klopfleisch@
wts.de



wts journal  |  # 1  |  März 201834

TAX  LEGAL  CONSULTING 		
Internationales

Wie bereits im WTS Journal 04/2017 
berichtet, entschied der EuGH, dass das 
Abzugsverbot von im Ausland gezahlten 
Sozialversicherungsbeiträgen gegen die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit der Europäi­
schen Union verstößt. 

Im Vorgriff auf eine gesetzliche Anpas­
sung des § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG sind 
gemäß BMF nun Vorsorgeaufwendungen 
von in Deutschland wohnhaften Arbeit­
nehmern, die in einem EU-Mitgliedstaat 
bzw. einem EWR-Vertragsstaat tätig sind, 
als Sonderausgaben zu berücksichtigen.

Die Vorsorgebeiträge sind allerdings nur 
dann als Sonderausgaben zu berücksichti­
gen, wenn 

→→ die Vorsorgebeiträge in unmittelbarem 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem EWR-Vertragsstaat 
erzielten Einnahmen aus nichtselbstän­
diger Tätigkeit stehen,

→→ diese Einnahmen nach einem DBA in 
Deutschland steuerfrei sind,

→→ der Tätigkeitsstaat keinerlei Abzug 
der mit den steuerfreien Einnahmen 
in unmittelbarem wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehenden Beiträge im 
Besteuerungsverfahren zulässt und

→→ das DBA die Berücksichtigung der per­
sönlichen Abzüge nicht dem Beschäfti­
gungsstaat zuweist.

Die vorstehenden Regelungen sind in 
allen noch offenen Fällen anzuwenden.  
Eine entsprechende Arbeitshilfe zur 
Beurteilung der letztgenannten Kriterien 
wurde als Anlage zum BMF-Schreiben vom 
22.01.2018 veröffentlicht.

In der Lohnsteuerbescheinigung 2017 sind 
ausschließlich solche (nicht auf DBA-Lohn 
entfallende) Vorsorgebeiträge zu beschei­
nigen, die in unmittelbarem wirtschaftli­
chen Zusammenhang mit in Deutschland 
steuerpflichtigem Arbeitslohn stehen. Da­
her ist darauf zu achten, dass bei Erfüllung 
der oben genannten Voraussetzungen die 
kompletten Vorsorgeaufwendungen im 
Rahmen der Einkommensteuerveranla­
gung berücksichtigt werden.

Das FG Münster hatte dem EuGH mit Be­
schluss vom 20.09.2016 (AZ: 9 K 3911/13 
F) das in § 9 Nr. 7 GewStG normierte 
gewerbesteuerliche internationale 
Schachtelprivileg zur Vorabentscheidung 
vorgelegt. Nach seinen Schlussanträgen 
vom 07.02.2018 sieht der Generalanwalt 
im Drittstaatenfall die Kapitalverkehrsfrei­
heit durch § 9 Nr. 7 GewStG verletzt.

Im Streitfall hielt die Klägerin, eine KGaA, 
über eine inländische 100%ige Tochter­
gesellschaft, mit der sie im Rahmen einer 
ertragsteuerlichen Organschaft verbunden 
war, eine 100%ige Beteiligung an einer in 
Australien (Drittstaat) ansässigen Limited 
(eine australische Regionalholdinggesell­
schaft). Die von dieser australischen Ge­
sellschaft gezahlten Dividenden wurden 

körperschaftsteuerlich nach § 8b Abs. 1 
KStG freigestellt, allerdings nach § 8 Nr. 5 
GewStG für gewerbesteuerliche Zwecke 
dem Gewerbeertrag wieder voll hinzu­
gerechnet, weil die Voraussetzungen des 
§ 9 Nr. 7 GewStG nicht erfüllt waren. Die 
australische Gesellschaft war nicht selbst 
aktiv tätig und weder Funktions- noch Lan­
desholding im Sinne von § 9 Nr. 7 GewStG. 

Wäre die australische Gesellschaft hinge­
gen in Deutschland ansässig gewesen, so 
wäre eine Hinzurechnung unterblieben, 
weil das nationale Schachtelprivileg nach 
§ 8 Nr. 5 GewStG i.V.m. § 9 Nr. 2a GewStG 
keine vergleichbaren Aktivitätserforder­
nisse für deutsche Tochtergesellschaften 
vorsieht. Die gewerbesteuerliche Behand­
lung von Dividenden ausländischer Kör­

EuGH vom 22.06.2017 
(Rs. C-20/16)

BMF vom 11.12.2017

Schlussanträge des 
Generalanwalts beim 

EuGH vom 07.02.2018 
(Rs. C-685/16)

Sachverhalt

BMF vom 22.01.2018

BMF vom 30.07.2015

9b |	 Finanzverwaltung reagiert auf das EuGH-Urteil zum Abzugsverbot für auslän-
dische Sozialversicherungsbeiträge  |   Autoren: Dirk Keppler und StBin Ayse Schink, 
beide Düsseldorf

10  |	 Generalanwalt beim EuGH hält internationales Schachtelprivileg der Gewerbe-
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perschaften hängt nach § 9 Nr. 7 GewStG 
zudem davon ab, ob diese in der EU oder 
im Drittstaat ansässig sind. Eine Ausnahme 
von der gewerbesteuerlichen Bemes­
sungsgrundlage setzt bei Dividenden von 
Drittstaatskörperschaften unter Aktivitäts­
vorbehalt eine Mindestbeteiligung von 15 % 
voraus, während bei Dividenden von EU-
Körperschaften lediglich eine Mindestbe­
teiligung von 10 % – und dies ohne Geltung 
eines Aktivitätsvorbehalts – verlangt wird.

Nach den Schlussanträgen des Generalan­
walts müsse die Rechtslage – entgegen 
der Ansicht der Bundesregierung – im 
Hinblick auf eine Beschränkung der auch 
in Drittstaatenfällen geltenden Kapitalver­
kehrsfreiheit geprüft werden. Diese werde 
in Bezug auf § 9 Nr. 7 GewStG nicht von der 
Niederlassungsfreiheit verdrängt, weil die 
Vorschrift Gewinne aus Beteiligungen an 
Tochtergesellschaften mit Geschäftsleitung 
und Sitz außerhalb der Bundesrepub­
lik Deutschland betreffe, an denen das 
besteuerte Unternehmen mindestens zu 
15 % des Gesellschaftskapitals beteiligt ist, 
ohne einen entscheidenden Einfluss auf 
die Beschlüsse einer solchen Tochtergesell­
schaft zu verlangen. Die Beschränkung der 
Kapitalverkehrsfreiheit sei unzweifelhaft, 
weil die Steuerbefreiung von Einkünf­
ten aus Beteiligungen an inländischen 
Kapitalgesellschaften an weitaus weniger 
Bedingungen geknüpft ist als die Steuer­
befreiung von Einkünften aus Drittstaaten.

Auch eine Rechtfertigung hierfür sei nach 
Ansicht des Generalanwalts nicht gegeben. 
Weder handele es sich um nicht objekti­
ve miteinander vergleichbare Fälle noch 
bestehe ein zwingender Grund des Allge­
meininteresses. Die deutsche Regierung 
hatte die Bekämpfung von Betrug oder 
Missbrauch angeführt. Der EuGH habe diese 
Rechtfertigung jedoch nur für Rechtsvor­
schriften zugelassen, deren spezifisches Ziel 
darin besteht, rein künstliche Konstruktio­
nen, die auf eine Umgehung des nationa­
len Steuerrechts gerichtet sind, zu verhin­
dern; dies treffe auf die hier fraglichen 
Rechtsvorschriften offensichtlich nicht zu.

Hinsichtlich der Stand-still-Klausel (Art. 64 
AEUV) schließt sich der Generalanwalt dem 
vorlegenden Finanzgericht an. Nach dieser 
Klausel kann die Kapitalverkehrsfreiheit 
gegenüber Drittstaaten unter der Voraus­
setzung beschränkt werden, dass die be­
schränkende Rechtsvorschrift Direktinves­
titionen betrifft und bereits am 31.12.1993 
bestanden hat und die Beschränkung 
darüber hinaus u. a. im Zusammenhang mit 
der Erbringung von Finanzdienstleistungen 
steht. Bezogen auf § 9 Nr. 7 GewStG geht 
der Generalanwalt davon aus, dass die Vor­
schrift nach dem 31.12.1993 so wesentlich 
verändert worden ist, dass die Stand-still-
Klausel keine Anwendung finden könne. 

Es bleibt nun abzuwarten, ob sich der 
EuGH den Schlussanträgen des Generalan­
walts anschließt.

Das OECD Musterabkommen (OECD MA) 
gilt als wesentliche Grundlage für die 
Verhandlung und Anwendung von mehr 
als 3000 bilateralen Doppelbesteue­
rungsabkommen (DBA) weltweit. Es soll 
dazu dienen, sowohl steuerbezogene 
Handelsbarrieren im grenzüberschreiten­
den Geschäftsverkehr zu verringern, als 
auch Steuervermeidungen und -hinter­
ziehungen zu verhindern. Am 18.12.2017 
veröffentlichte die OECD die mittlerweile 
zehnte Aktualisierung des OECD MA.

Wesentliche Änderungen im Vergleich 
zur letzten Aktualisierung im Jahr 2014 
betreffen die im Rahmen des OECD/G20 

BEPS-Projektes vereinbarten abkommens­
relevanten Maßnahmen und relevante Fol­
gearbeiten, insbesondere im Hinblick auf 
BEPS-Aktionspunkt (AP) 2 („Neutralising the 
Effects of Hybrid Mismatch Arrangements“), 
BEPS-AP 6 („Preventing the Granting of Tre­
aty Benefits in Inappropriate Circumstan­
ces“), BEPS-AP 7 („Preventing the Artificial 
Avoidance of Permanent Establishment 
Status“) und BEPS-AP 14 („Making Dispute 
Resolution Mechanisms more Effective“):

Die Ergänzungen, welche sich aus BEPS-AP 
2 ergaben, finden sich insbesondere im 
Art. 1 OECD MA („transparent entity provi­
sion“, „saving clause“).

Unzweifelhafte 
Beschränkung der 

insoweit nicht von der 
Niederlassungsfreiheit 

verdrängten Kapital­
verkehrsfreiheit

Hintergrund

Wesentliche Änderungen

Keine Rechtfertigung 
für Beschränkung der 
Kapitalverkehrsfreiheit 
erkennbar

Stand-still-Klausel  
(Art. 64 AEUV) nicht 
einschlägig

11  |	 Musterabkommen 2017 veröffentlicht   |   Autorin: StBin Christina Derer, LL.M., München OECD
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Die Änderungen aus BEPS-AP 6 befinden 
sich an verschiedenen Stellen des Mus­
terabkommens und -kommentars, u. a. 
im Titel und der Präambel zum Musterab­
kommen (Verhinderung nicht nur der 
Doppelbesteuerung, sondern auch der 
Steuerverkürzung und -umgehung), im 
Kommentar zu Art. 1 OECD MA (Einschrän­
kung von DBA-Vorteilen bei Nutzung von 
„Special Tax Regimes“ und nachträglichen 
Steuergesetzänderungen), im Art. 4 OECD 
MA (Ersatz der Tiebreaker-Rule bei dop­
pelter Ansässigkeit durch Verständigung 
der Behörden), Art. 10 OECD MA (Mindest­
haltedauer) und im neuen Art. 29 OECD 
MA („Entitlement to Benefits“). Dieser 
enthält neben einer einfachen und detail­
lierteren Version einer LOB („Limitation-
on-Benefits“)-Klausel ebenso eine PPT 
(„Principal-Purpose-Test“)-Klausel und 
eine Anti-Missbrauchs-Vorschrift für Be­
triebsstätten in Drittstaaten.

Die Änderungen im Kontext von BEPS-AP 7 
beziehen sich im Wesentlichen auf den 
Art. 5 OECD MA (Relativierung der Betriebs­
stätten-Ausschlussliste hinsichtlich Unter-

stützungscharakter, Vertreterbetriebsstät­
ten) und den zugehörigen Kommentar. 

Die Neuerungen im Zusammenhang mit 
BEPS-AP 14 betreffen insbesondere den 
Art. 3 OECD MA (Auslegung nicht definierter 
Begriffe vorrangig durch Einigung der zu­
ständigen Behörden) und Art. 25 OECD MA 
(Möglichkeit der Beantragung des Verstän­
digungsverfahrens auch im Quellenstaat, 
Schriftformerfordernis für Schiedsanträge, 
Streichung der einschränkenden Fußnote 
zur Schiedsklausel) sowie den Musterkom­
mentar bzgl. der Art. 2, 7, 9 und 25 OECD MA.

Weitere Änderungen betreffen unter 
anderem den Art. 8 OECD MA (Definition 
und Besteuerung der Besatzung im Be­
reich „Internationaler Verkehr“) sowie die 
Änderungen und Ergänzungen bzgl. der 
Anmerkungen und Vorbehalte der OECD- 
und bzgl. der Positionen der Nicht-OECD-
Mitgliedstaaten.

Die vollständige Fassung des OECD MA, wel­
ches Ende 2017 zunächst komprimiert ver­
öffentlicht wurde, soll in diesem Jahr folgen.

Das Regierungsprogramm der neuen ös­
terreichischen Bundesregierung wurde am 
16.12.2017 veröffentlicht. Die wichtigsten 
Maßnahmen im Bereich des Steuerrechts 
seien nachfolgend zusammengefasst. 
Genaue Details sowie die konkrete Umset­
zung bleiben aber abzuwarten.

→→ Senkung der Körperschaftsteuer (derzeit 
25 %) – insbesondere auf nicht entnom­
mene Gewinne und im Hinblick auf die 
Mindest-Körperschaftsteuer für KMUs.

→→ Anpassung der steuerlichen Abschrei­
bungsmethoden im betrieblichen Be­
reich an das Unternehmensgesetzbuch 
(z. B. degressive Abschreibung).

→→ Neukodifizierung des öEStG (u. a. soll 
die „Steuerbilanz“ und die „UGB-Bilanz“ 
zu einer „Einheitsbilanz“ zusammen­
geführt werden, Reduktion der derzeit 
sieben Einkunftsarten, Vereinfachung 
der steuerlichen Gewinnermittlung für 
Mitunternehmerschaften, rechtsform­
neutrale Besteuerung, Tarifreform, etc.).

→→ Für die Steuererklärung von Kleinun­
ternehmern („Einnahmen-Ausgaben-
Rechner“) sollen entbürokratisierende 
Maßnahmen durch Schaffung von 
Online-Eingabemasken („Steuer-App“) 
umgesetzt werden.

→→ Abschaffung der kalten Progression.
→→ „Familienbonus Plus“ (Begutachtung 

zur Regierungsvorlage läuft; Inkraft­
treten mit 01.01.2019) ist ein Ab­
setzbetrag in der Höhe von € 1.500  
pro Kind/Jahr und bedeutet, dass sich 
die jährliche Steuerlast entsprechend 
reduziert. Im Gegenzug werden der 
Kinderfreibetrag und die Absetzbar- 
keit von Kinderbetreuungskosten 
gestrichen.

→→ Senkung des Umsatzsteuersatzes für 
Übernachtungen von derzeit 13 % auf 
10 % (ab 01.11.2018; bereits im Minis­
terrat beschlossen).

→→ Verkürzung des Vorsteuerberichti­
gungszeitraums bei Immobilien von 
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20 auf 10 Jahre zur Förderung von 
Mietkaufmodellen.

→→ Umstellung auf ein generelles Reverse-
Charge-System für die Abführung der 
Umsatzsteuer zwischen inländischen 
Unternehmen zur Entbürokratisierung 
und allfälligen Betrugsbekämpfung. 
Dafür ist aber eine Änderung der Mehr­
wertsteuersystemrichtlinie – für welche 
sich die Regierung einsetzen wird – auf 
europäischer Ebene erforderlich. 

→→ Die Fälligkeit der Umsatzsteuer bei (Inter­
net-) Bestellungen aus dem EU-Ausland 
soll ab dem ersten Euro erfolgen (bisher 
unterliegen Bestellungen aus Nicht-EU-
Ländern unter € 22 nicht der Umsatzsteu­
er). Ferner sollen insoweit Haftungsre­
geln eingeführt werden. Diesbezüglich 
ist aber eine Änderung der Mehrwert­
steuersystemrichtlinie notwendig.

→→ Besteuerung von „digitalen“ Betriebs­
stätten, wonach ein Besteuerungsrecht 
schon alleine durch signifikante digita­
le Präsenz (dort wo die Wertschöpfung 
stattfindet) begründet werden kann, 
ohne dass es eine physische Präsenz 
erfordert. Dafür müssen internationale 
Regelungen auf OECD- und europäi­
scher Ebene eingeführt bzw. geändert 
und in den DBA umgesetzt werden.

→→ Der Auskunftsbescheid gem. § 118 BAO 
(„Advance-Ruling“) soll – neben den 
Themen Umgründungen, Unterneh­
mensgruppen und Verrechnungspreise 
– zukünftig weitere Themengebiete 
wie internationales Steuerrecht und 
Umsatzsteuerrecht umfassen.

→→ Für Betriebsübergaben innerhalb der 
Familie sollen Erleichterungen geschaf­

fen werden (bspw. Erhöhung des GrESt-
Freibetrages). 

→→ Ausbau alternativer Finanzierungsme­
thoden (z. B. einfachere steuerliche 
Abwicklung privater Investitionen in 
riskantere Projekte).

→→ Evaluierung der Bagatellsteuern (z. B. 
Schaumweinsteuer) mit dem Ziel einer 
signifikanten Reduktion.

→→ Vereinfachung der Lohnverrechnung.
→→ Ausbau der Zollabwicklungen.
→→ Optimierung des Datenaustausches auf 

Basis international anerkannter Stan­
dards (Standard Audit File-Tax).

→→ Die Forschungsprämie beträgt für  
Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2017 beginnen, 14 % (bisher 
12 %) der Forschungsaufwendungen 
(Ausgaben). 

→→ Für Mietverträge über Wohnraum, die 
seit dem 11.11.2017 abgeschlossen 
wurden, fällt keine Mietvertragsgebühr 
mehr an.

→→ Eine GmbH mit nur einem Gesell­
schafter, der zugleich einziger Ge­
schäftsführer ist, kann seit 01.01.2018 
vereinfacht gegründet werden. Bei 

→→ der vereinfachten Gründung kann auf 
eine standardisierte Errichtungser­
klärung zurückgegriffen und die GmbH 
per Bürgerkarte bzw. Handysignatur  
registriert werden. Ein Kreditinstitut 
prüft anlässlich der Einzahlung der in 
bar zu leistenden Stammeinlage die 
Identität des Geschäftsführers und 
Gesellschafters. Die Anmeldung der 
Eintragung der Gesellschaft im Fir­
menbuch bedarf keiner Beglaubigung 
durch einen Notar, sondern erfolgt in 
elektronischer Form.

Der Verlustabzug steht einer Körperschaft 
ab jenem Zeitpunkt nicht mehr zu, ab dem 
die Identität des Steuerpflichtigen infolge 
einer wesentlichen Änderung der organi­
satorischen und wirtschaftlichen Struktur 
im Zusammenhang mit einer wesentli­
chen Änderung der Gesellschafterstruktur 
nicht mehr gegeben ist („Mantelkauf“ 
gem. § 8 Abs. 4 Z. 2 lit. c öKStG). Strittig 
war bislang, ob der Mantelkauftatbestand 

auch bei einem nur mittelbaren Gesell­
schafterwechsel erfüllt werden kann. 

An einer Kapitalgesellschaft waren 
ursprünglich drei natürliche Personen als 
Gesellschafter beteiligt. Später wurden 
100 % der Anteile an eine Holdingge­
sellschaft übertragen, an der wiederum 
zwei der früheren Gesellschafter zu je 
50 % beteiligt waren. Daneben kam es zu 
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programms

12b |	Kein Verfall von Verlustvorträgen bei mittelbarem Gesellschafterwechsel   |   
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wesentlichen Änderungen in der organi­
satorischen und wirtschaftlichen Struktur 
der Gesellschaft. Die Finanzverwaltung 
versagte daher den Verlustabzug.

Im Rahmen eines geführten Rechtsmit­
telverfahrens vertrat das Bundesfinanz­
gericht (BFG) die Ansicht, dass auch die 
mittelbaren Beteiligungsverhältnisse zu 
berücksichtigen seien. Die Zwischenschal­
tung einer Holding führe nicht zu einer 
(wesentlichen) Änderung der Gesell­
schafterstruktur. Aus Sicht des BFG war 

daher der „Mantelkauftatbestand“ nicht 
erfüllt.

Die Finanzverwaltung wandte sich im 
Rahmen einer Amtsrevision an das Höchst­
gericht, welches nun der Rechtsansicht des 
BFG nicht gefolgt ist. Der VwGH entschied, 
dass nur auf die unmittelbaren Beteili­
gungsverhältnisse abzustellen sei und 
stützte seine Entscheidung auch auf die 
Erläuterungen zur Regierungsvorlage zu 
§ 8 Abs. 4 öKStG 1988. Der Verlustabzug 
war daher zu versagen.

BFG vom 12.01.2015 
(AZ: RV/7100894/2012)

VwGH vom 13.09.2017 
(AZ: Ro 2015/13/0007)
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WTS und die Financial Advisory Beratung FAS AG gehen seit Juli 2017 
gemeinsame Wege. Die WTS baut dadurch ihr schon länger beste­
hendes Consulting-Geschäft weiter aus, die FAS und ihre Mandanten 
erhalten Zugang zu umfassender Steuerexpertise und profitieren 
vom internationalen Netzwerk des neuen Partners.
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Die Beschäftigung von Fremdpersonal 
stellt wegen des immanenten Risikos der 
Scheinselbstständigkeit für viele Unter­
nehmen eine Herausforderung dar. Die 
Abgrenzung zwischen selbstständiger Tä­
tigkeit einerseits und abhängiger Beschäf­
tigung bzw. Arbeitsverhältnis andererseits 
bereitet in der Praxis Schwierigkeiten. 
Dabei gilt es, das Risiko einer potentiellen 
Scheinselbstständigkeit rechtzeitig zu 
erkennen und zu minimieren.

Von Scheinselbstständigkeit wird gespro­
chen, wenn ein Erwerbstätiger formal – 
insbesondere durch Gestaltung der Rechts­
beziehung als Dienstleistungsverhältnis 
– wie ein Selbstständiger behandelt, 
tatsächlich aber als abhängig Beschäftig­
ter tätig wird und ebenso wie dieser sozial 
schutzbedürftig ist. 

Welche Probleme und Risiken bei dem 
Einsatz von Fremdpersonal auftreten 
können, wurde bereits im WTS Journal 
03/2017 (S. 53 f.) dargestellt.

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit der Fra­
ge, was beim Einsatz von Fremdpersonal 
im Einzelnen zu beachten ist und anhand 
welcher Beurteilungskriterien und Indizi­
en eine selbstständige Tätigkeit von einer 
abhängigen Beschäftigung bzw. einem 
Arbeitsverhältnis abgegrenzt wird.

Da die wesentlichen Kriterien für die 
Abgrenzung im Arbeits-, Sozial- und Steu­
errecht große Schnittmengen aufweisen, 
wird zum Zwecke der Vereinfachung im 
Folgenden grundsätzlich nicht zwischen 
den einzelnen Rechtsgebieten unterschie­
den. Gleichwohl sei darauf hingewiesen, 
dass tatsächlich keine 100%ige Deckungs­
gleichheit zwischen dem Arbeitnehmer­
begriff im Sinne des Arbeitsrechts, dem 
sozialversicherungsrechtlichen Beschäf­
tigtenbegriff und der nichtselbständigen 
Tätigkeit im Sinne des Steuerrechts be­
steht. In jedem Fall hängt die Einordnung 
der Rechtsbeziehung davon ab, wie der 
Umgang mit dem Fremdpersonal in der 
Praxis gelebt wird. Vorrangig ist also stets 
die tatsächliche Durchführung vor der 
Vertragsgestaltung auf dem Papier. 

Es gibt eine Vielzahl an Kriterien, die von 
den jeweiligen Behörden und Gerich­
ten immer wieder zur Abgrenzung und 
Beurteilung herangezogen werden. Jedes 
Kriterium ist für sich allein betrachtet 
allerdings für die Qualifikation als selbst­
ständige Tätigkeit nicht auschlaggebend; 
vielmehr findet eine Gesamtwürdigung 
aller Umstände des konkreten Einzelfalls 
statt.

Kriterien, bei deren Bejahung eine per­
sönliche Abhängigkeit vorliegt und die es 
daher bei der Beauftragung von Fremd­
personal stets zu vermeiden gilt, sind die 
Weisungsgebundenheit sowie die Einglie­
derung in die betriebliche Organisation 
des Auftraggebers. Im Folgenden sollen 
diese sowie eine Auswahl weiterer bzw. 
im Zusammenhang stehender Kriterien 
und Indizien beleuchtet werden.

Bei dem Einsatz von Fremdpersonal 
sind Vorgaben seitens des Auftragge­
bers hinsichtlich Arbeitsort, Arbeitszeit, 
Arbeitsdauer sowie zur Art der Ausführung 
zu vermeiden. Erfolgt durch den Auftrag­
geber keine örtliche, zeitliche, inhaltliche 
und fachliche Einflussnahme und kann 
der Auftragnehmer im Wesentlichen seine 
Tätigkeit – nicht nur auf dem Papier – frei 
gestalten, ist dies ein starkes Indiz für eine 
Selbstständigkeit. Bei hochqualifizierten 
Mitarbeitern ist allerdings zu beachten, 
dass die dieser Tätigkeit immanente 
fachliche Selbständigkeit die persönliche 
Abhängigkeit nicht per se entfallen lässt.

Fremdpersonal darf im Grundsatz weder 
sachlich noch räumlich in die Arbeitsorga­
nisation des Auftraggebers eingebunden 
sein und hat zur Erbringung der geschul­
deten Tätigkeit eigene Betriebs- und 
Arbeitsmittel einzusetzen. Ist im Einzelfall 
eine Leistungserbringung in den Räum­
lichkeiten oder die Nutzung von Betriebs­
mitteln des Auftraggebers zwingend 
erforderlich, ist dies auf das notwendige 
Minimum zu beschränken und auf eine 
räumliche Trennung von den festange­
stellten Mitarbeitern des Auftraggebers 
zu achten. In jedem Fall sollte die Begrün­
dung für die Abweichung von diesem 
Grundsatz dokumentiert werden. Ferner 
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sollte darauf geachtet werden, dass das 
Fremdpersonal nicht zu internen Veran­
staltungen des Auftraggebers, wie z. B. 
Fortbildungsmaßnahmen und Betriebs­
feiern, eingeladen wird und nicht hieran 
teilnimmt.

Beim Einsatz von Fremdpersonal ist die Er­
kennbarkeit als Nicht-Firmenangehöriger 
für außenstehende Dritte sicherzustellen. 
Dazu zählt unter anderem die Kommu­
nikation mit eigener Telefonnummer 
und eigener E-Mail-Adresse durch den 
Externen sowie die Verwendung eigener 
Visitenkarten und eigenem Briefpapier. 
Ist die Nutzung eines E-Mail-Accounts des 
Auftraggebers im Einzelfall unerlässlich, 
ist die E-Mail-Adresse zumindest in geeig­
neter Weise mit einem Externen-Zusatz 
zu kennzeichnen. Ebenso ist dem Fremd­
personal im Bedarfsfall eine besondere 
Zugangskarte zur Verfügung zu stellen, 
beispielsweise ein Fremdfirmenausweis.

Ein weiteres Indiz für eine selbstständige 
Tätigkeit ist die Übernahme von unterneh­
merischen Risiken. Auf dieses Kriterium 
stellt jedenfalls das Bundessozialgericht 
ergänzend ab. Zum unternehmerischen 
Risiko gehört nicht nur das unternehmeri­
sche Auftreten durch Anbieten der eigenen 
Leistungen auf dem Markt, sondern vor 
allem auch die Investition von eigenem 
Kapital in Infrastruktur und Arbeitsorga­
nisation und insbesondere der Einsatz 
eigener Mitarbeiter, verbunden mit dem 
Verlustrisiko.

Wenn auch der tatsächlichen Umsetzung 
in der Praxis Vorrang vor den vertraglichen 
Regelungen eingeräumt wird, ist selbst­
verständlich im Rahmen der Vertragsge­
staltung die Weisungsunabhängigkeit so­
wie die klare Trennung der betrieblichen 
Arbeitsorganisation des Auftraggebers und 
des Externen abzubilden. Unter anderem 
ist der von dem Externen geschuldete 
Erfolg bzw. die Dienstleistung bereits in 
den Vertragskonditionen hinreichend 
bestimmt festzulegen und darf nicht erst 
durch Weisungen des Auftraggebers in 
der täglichen Arbeit konkretisiert wer­
den. Überdies sind arbeitnehmerübliche 
Vertragsregelungen, wie z. B. Entgeltfort­
zahlung im Krankheitsfall und Gewährung 

von bezahltem Urlaub, zwingend zu ver­
meiden und empfiehlt es sich, eine feste 
Laufzeit zu vereinbaren.

Ferner spricht eine parallel ausgeübte 
Tätigkeit des Externen auch für andere 
Auftraggeber für dessen wirtschaftliche 
Unabhängigkeit und damit gegen eine 
Scheinselbstständigkeit. Die vom Auftrag­
geber geschuldete Vergütung darf nicht 
den wesentlichen Teil des Gesamtumsat­
zes des Externen ausmachen. Vertraglich 
sollte dem Externen daher ausdrücklich 
die Möglichkeit der Tätigkeit für andere 
Auftraggeber eingeräumt werden.

Zumindest im Sozialversicherungsrecht 
kann aufgrund einer Entscheidung des 
Bundessozialgerichts vom 31.03.2017 
die Vergütung als weiteres Indiz heran­
gezogen werden: Liegt das Honorar des 
Externen deutlich über dem Arbeitsentgelt 
vergleichbarer Arbeitnehmer des Auftrag­
gebers und ermöglicht die Eigenvorsorge 
des Externen, spricht dies gegen eine 
Scheinselbstständigkeit. Die Vereinbarung 
eines festen Stundenhonorars im Falle 
reiner Dienstleistung führt nicht zwingend 
zur Qualifikation als abhängige Beschäf­
tigung.

Bei vorstehenden Kriterien handelt es 
sich lediglich um einen Auszug aus den 
verschiedenen denkbaren Kriterien und 
Indizien. Diese und insbesondere auch ihre 
Gewichtung hängen selbstverständlich 
auch vom Leistungsgegenstand sowie der 
Ausgestaltung des Einsatzes von Fremd­
personal im Einzelfall ab. Die Komplexität 
der Thematik Scheinselbstständigkeit im 
Arbeits-, Sozial- und Steuerrecht und die 
damit einhergehenden Risiken machen 
eine ganzheitliche Beratung unerlässlich, 
um eine saubere Abgrenzung zwischen 
selbstständiger und abhängiger Beschäf­
tigung sicherzustellen. Mit Teams aus den 
Bereichen Tax, Legal und Financial Ad­
visory unterstützen wir hier als erfahrene 
Partner und Berater. Zum Leistungsspek­
trum gehört dabei die Vermeidung von 
Scheinselbstständigkeit durch geeignete 
praxisgerechte Maßnahmen ebenso wie 
die Aufarbeitung von Einzelfällen der 
Vergangenheit und die Kommunikation 
mit den jeweiligen Behörden.
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Unternehmen, die heute noch mit 
Papierbelegen, Kontierungsstempeln, 
Unterschriftenmappen und Belegordnern 
arbeiten, sollten nach unserer Erfahrung 
in ihrer Strategie für den Finanzbereich 
einen baldigen Umstieg auf elektronische 
Workflows und digitale Belege erwägen. 
Dies ermöglicht nicht nur erhebliche Effizi­
enzsteigerungen in den internen End-to-
End-Prozessen, sondern ist grundlegende 
Voraussetzung für ein zukunftsfähiges, 
digitales „Rechnungswesen 4.0“.

Betrachtet man beispielsweise den 
Purchase-to-Pay Prozess, erfolgt noch bei 
bis zu 40 % der Unternehmen kein Scan 
von eingehenden Papierrechnungen. Des 
Weiteren nutzen nahezu 70 % der Unter­
nehmen keine optische Texterkennung 
(OCR-Technologie) für eine automatisierte 
Extraktion der Rechnungsdaten. Insgesamt 
wird davon ausgegangen, dass in Deutsch­
land bisher nur ca. 40 % der Unternehmen 
die elektronisch eingehenden Rechnun­
gen vollständig digital weiterverarbeiten.

Neben sofortigen ökonomischen Vorteilen 
und einem reduzierten Personalbedarf für 
manuelle Tätigkeiten ermöglicht die auto­
matisierte Datenerfassung eine signifi­
kante Beschleunigung der Durchlaufzeiten 
sowie einen Qualitätsanstieg durch den 
Rückgang von manuellen Erfassungs- und 
Buchungsfehlern. Zudem wird unter Com­
pliance Gesichtspunkten das Risiko von 
Prozessfehlern oder absichtlicher Prozess­
umgehung reduziert.

Das Steuervereinfachungsgesetz aus dem 
Jahr 2011 ermöglicht, dass elektronisch 
versendete Rechnungen (bspw. per E-Mail) 
nicht mehr zwangsläufig ausgedruckt 
werden müssen. Ebenso ist eine bis dato 

qualifizierte elektronische Signatur nicht 
mehr erforderlich. Dennoch ist weiterhin 
bei einer elektronisch übermittelten Rech­
nung grundsätzlich die Zustimmung des 
Empfängers zum elektronischen Empfang 
der Rechnung erforderlich. Zudem sind die 
Anforderungen an die Ordnungsmäßigkeit 
der Buchführung durch den Einsatz von IT 
in den „Grundsätzen zur ordnungsmäßigen 
Führung und Aufbewahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und Unterlagen in elek­
tronischer Form sowie zum Datenzugriff“ 
(GoBD) konkretisiert.

Die Digitalisierung und Automatisierung 
der Rechnungsverarbeitung kann sich 
komplex und vielschichtig gestalten. 
Entscheidend ist, dass eine geplante Ein­
führung nicht nur ein rein technisches Im­
plementierungsprojekt ist. Vielmehr sind 
auch eine hohe organisatorische Expertise 
und Projektmanagementkompetenzen er­
forderlich, um damit die notwendige An­
passung und Überarbeitung von bestehen­
den Prozessen im Rahmen eines Change 
Management Projekts durchzuführen.

Die Komplexität eines solchen Digitalisie­
rungsprojektes sollte nicht unterschätzt 
werden und erfordert ein professionelles 
Umsetzungsprojekt. Die Chancen, die 
sich aus einer Digitalisierung der Finanz­
prozesse ergeben, sind jedoch enorm. 
Zudem wird dadurch die Basis für weitere 
Optimierungen auf dem Weg zu einem 
Rechnungswesen 4.0 geschaffen. Die FAS 
unterstützt Sie umfassend und kompetent 
bei der Umsetzung einer Digitalisierungs­
strategie für den Finanzbereich.

Eine ausführliche Version dieses Artikels fin­
det sich auf unserer Webseite www.fas.ag 
unter der Rubrik Publikationen.

Die Deutsche Prüfstelle für Rechnungs­
legung (DPR) hat am 23.11.2017 ihre 
Prüfungsschwerpunkte für die Prüfung 
der Konzernabschlüsse 2017 im Jahr 2018 
bekannt gegeben. Bei den nachfolgenden 
Prüfungsschwerpunkten 1. bis 3. handelt 

es sich um die am 27.10.2017 durch die 
Europäische Wertpapier- und Marktauf­
sichtsbehörde ESMA (European Securities 
and Markets Authority) kommunizierten 
Prüfungsschwerpunkte, die im Rahmen 
von Enforcement-Verfahren durch die 
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Fazit

1a  |	 Digitale Rechnungsverarbeitung und Workflows als Einstieg in ein Rechnungs-
wesen 4.0   |   Autoren: Jürgen Diehm und Sebastian Braun, beide FAS AG, Stuttgart

1b  |	 Die Prüfungsschwerpunkte der DPR für 2018   |   Autor: Hendrik Blecken, München
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nationalen Aufsichtsbehörden (wie in 
Deutschland von der DPR) zu beachten 
sind.

Folgende Schwerpunkte wurden festge­
legt und veröffentlicht:

1. 	Anhangangaben zu den erwarteten 
Auswirkungen der Anwendung we­
sentlicher neuer Standards im Erstan­
wendungsjahr (betrifft vor allem die 
ab 2018 verpflichtend anzuwendenden 
Standards IFRS 9 und IFRS 15)

2. 	Ausgewählte Aspekte zu Ansatz, 
Bewertung und Angaben nach IFRS 3 
Unternehmenszusammenschlüsse

3. 	Ausgewählte Aspekte zu IAS 7 Kapital­
flussrechnungen

4. 	Ansatz und Bewertung von Rückstel­
lungen gemäß IAS 37 sowie zugehöri­
ge Anhangangaben unter Berücksichti­
gung folgender Einzelaspekte:

→→ Verzicht auf Ansatz wegen Unmöglich­
keit einer verlässlichen Schätzung unter 
Beachtung der Angabepflichten  
(IAS 37.26 und 37.86).

→→ Verzicht auf die reguläre Berichter­
stattung wegen Inanspruchnahme der 
Schutzklausel unter Beachtung der 
Mindestangaben (IAS 37.92).

→→ Angaben zu Schätzungsunsicherheiten 
(IAS 37.85(b), IAS 1.125 und 1.129).

→→ Gruppierung der Rückstellungen  
(IAS 37.87).

→→ Angabe rückstellungsspezifischer 
Ertrags- und Aufwandsposten  
(IAS 1.97 und 1.98(b), (f) sowie (g)).

5. 	Konzernlagebericht und Konzern­
erklärungen:

→→ Berichterstattung über alternative 
Leistungskennziffern als bedeutsamste 
finanzielle Leistungsindikatoren  
(§ 315 Abs. 1 Satz 3 HGB).

→→ Darstellung potenzieller Auswirkungen 
des Brexit auf die künftige Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Konzerns  
(§ 315 Abs. 1 HGB).

→→  Vorhandensein der Angaben zum 
Diversitätskonzept im Rahmen der Kon­
zernerklärung zur Unternehmensfüh­
rung (§ 315d HGB i.V.m. § 289f Abs. 2  
Nr. 6 HGB) und Vorhandensein der 
nichtfinanziellen Konzernerklärung  
(§ 315b HGB). 

Der Hauptfachausschuss (HFA) des IDW hat 
am 27.10.2017 die Neufasssung der „IDW-
Stellungnahme zur Rechnungslegung: 
Bilanzierung entgeltlich erworbener 
Software beim Anwender (IDW ERS HFA 11 
n. F.)“ veröffentlicht.

Mit der Neufassung erfolgt vor allem eine 
Anpassung der Verlautbarung an den 
„Deutschen Rechnungslegungsstandard 
Nr. 24: Immaterielle Vermögensgegen­
stände im Konzernabschluss (DRS 24)“. 

Betroffen ist die bilanzielle Behandlung 
von sogenannten Modifikationsauf­
wendungen. Dies sind Maßnahmen zur 
Erweiterung oder zur über den ur­
sprünglichen Zustand hinausgehenden 
wesentlichen Verbesserung einer Soft­
ware. Entsprechend dem Grundsatz der 
Ansatzstetigkeit bestimmt sich künftig in 

Fällen der Modifikation von Software die 
bilanzielle Behandlung der Modifikati­
onsaufwendungen nach der Behandlung 
der Aufwendungen für die ursprüngliche 
Software. Dies ist unabhängig davon, ob 
das wirtschaftliche Risiko einer erfolgrei­
chen Realisierung der Erweiterungs- oder 
Verbesserungsmaßnahmen beim Soft­
wareanwender oder bei einem Dritten 
liegt. 

Die Neufassung der Stellungnahme ist 
erstmals verpflichtend für Geschäftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31.12.2017 
beginnen. Eine frühere Anwendung ist 
zulässig, sofern die neuen Regelungen 
vollständig beachtet werden. Bis zum Erst­
anwendungszeitpunkt angeschaffte oder 
selbst geschaffene Software darf weiter­
hin nach dem IDW RS HFA 11 a. F. bilanziert 
werden.

Prüfungsschwerpunkte 
im Einzelnen

Neufassung des  
IDW RS HFA 11

Anpassung an DRS 24

Bilanzierung von Modi­
fikationsaufwendungen 
analog zur Bilanzierung 

der ursprünglichen 
Software

Anwendungspflicht für 
nach dem 31.12.2017 be­
ginnende Geschäftsjahre

1c  |	 Neufassung des IDW RS HFA 11 – Bilanzierung entgeltlich erworbener Software 
beim Anwender   |   Autor: WP/StB Christian Verse, München
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Der Entwurf der Neufassung der „IDW-
Stellungnahme zur Rechnungslegung: Ak­
tivierung von Herstellungskosten (IDW ERS 
HFA 31 n.F.)“ wurde am 15.09.2017 und 
die finale Stellungnahme am 18.12.2017 
vom Hauptfachausschuss (HFA) des IDW 
verabschiedet. Im Februar 2018 wurde sie 
veröffentlicht.

Gegenstand der Stellungnahme ist die 
Ermittlung der Herstellungskosten nach 
§ 255 Abs. 2 und 3 HGB. Mit dem Entwurf 
der Neufassung wird im Wesentlichen 
eine Angleichung an den „Deutschen 
Rechnungslegungs-Standard Nr. 24: 
Immaterielle Vermögensgegenstände 
(DRS 24)“ hinsichtlich der Thematik „Vor­
bereitungshandlungen und Zeitpunkt des 
Beginns der Herstellung“ vorgenommen. 

Der Grundsatz, wonach ein Herstellungs­
vorgang die Schaffung, Erweiterung oder 
wesentliche Verbesserung eines Vermö­
gensgegenstandes ist, bleibt unverändert.

Die Herstellung beginnt gleichzeitig mit 
dem Kombinationsprozess von Produkti­
onsfaktoren, der die Schaffung, Erweite­
rung oder wesentliche Verbesserung eines 
Vermögensgegenstands zum Ziel hat. 

Allein die Beschaffung von Werkstoffen 
ist noch nicht der Beginn eines Herstel­
lungsvorgangs. Wesentlich ist die Kon­
kretisierung des zu bewertenden Ver­
mögensgegenstands (z. B. durch externe 
Aufträge). Ist diese Konkretisierung vor 
Aufstellung des Abschlusses gegeben, so 
sind die dadurch entstandenen (Vorbe­
reitungs-)Aufwendungen bereits Teil der 

Herstellungskosten und als solche durch 
Aktivierung ergebnismäßig zu neutrali­
sieren. Konkretisiert sich der zu bewer­
tende Vermögensgegenstand, für dessen 
Herstellung Vorbereitungshandlungen 
vorgenommen wurden, hingegen erst 
nach Beendigung der Aufstellung des Ab­
schlusses, so dürfen angefallene Aufwen­
dungen der vorherigen Abschlussperiode 
nicht in späteren Perioden (nach-)aktiviert 
werden. Somit wird der „Grundsatz der 
Nicht-Nachholung von Vorbereitungskos­
ten aus Vorperioden“, den der DRS 24 für 
immaterielle Vermögensgegenstände 
formuliert, verallgemeinert und auf sämt­
liche Herstellungskosten ausgeweitet.

Der Herstellungszeitraum endet mit Fer­
tigstellung, also zu dem Zeitpunkt, in dem 
es möglich ist, den Vermögensgegenstand 
bestimmungsgemäß zu verwenden.

Während der Zeit der Unterbrechung des 
Herstellungsvorgangs anfallende Auf­
wendungen sind grundsätzlich nicht als 
Herstellungskosten aktivierungsfähig. 
Jedoch stellen herstellungsbedingte (tech­
nische) Produktionsstillstände – wie z. B. ein 
Baustopp wegen Wintereinbruchs – keine 
Unterbrechung der Herstellung dar. In die­
sem Beispiel wären die Kosten für die Be­
wachung eines Gebäudes auf der Baustelle 
während der Baupause den Herstellungs­
kosten zuzurechnen, da sie erforderlich sind, 
um die Herstellung beenden zu können.

Die Stellungnahme ist verpflichtend 
anzuwenden für Jahresabschlüsse, deren 
Berichtsperiode  nach dem 31.12.2017 
beginnt.

Am 19.10.2017 wurde vom Hauptfach­
ausschuss (HFA) des IDW der Entwurf einer 
Neufassung des IDW Prüfungsstandards 
(PS): Die Beurteilung der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit im Rahmen 
der Abschlussprüfung (IDW EPS 270 n.F.) 
verabschiedet. 

Der EPS 270 n.F. setzt die Anforderungen 
des ISA 570 (Revised) “Going Concern” um. 

Die Verantwortung zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses obliegt den gesetzli­
chen Vertretern. Diese haben gem. § 252 
Abs. 1 Nr. 2 HGB bei der Bewertung der 
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1d  |	 Neufassung der IDW-Stellungnahme zur Rechnungslegung: Aktivierung von 
Herstellungskosten (IDW ERS HFA 31 n.F.)   |   Autor: StB Udo Hesemann, Düsseldorf

1e  |	 Entwurf einer Neufassung des IDW Prüfungsstandards: Die Beurteilung der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit im Rahmen der Abschlussprüfung 

	 (IDW EPS 270 n. F.)   |   Autorin: Manuela Pointl, München
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ausgewiesenen Vermögensgegenstände 
und Schulden von der Fortführung der Un­
ternehmenstätigkeit auszugehen, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge­
gebenheiten entgegenstehen. Die gesetz­
lichen Vertreter haben bei der Aufstellung 
eines Abschlusses eine Einschätzung der 
Fähigkeit ihres Unternehmens zur Fort­
führung der Unternehmenstätigkeit auf 
mindestens zwölf Monate ab Abschluss­
stichtag vorzunehmen. 

Das Vorliegen wesentlicher Unsicher­
heiten (entspricht den sog. bestandsge­
fährdenden Risiken nach § 322 Abs. 2 
Satz 3 HGB) sowie Pläne für zukünftige 
Maßnahmen und deren Wirksamkeit zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit ist 
darzulegen; ggf. reicht ein Prognosehori­
zont von zwölf Monaten ab Abschlussstich­
tag dabei nicht aus. 

Im Rahmen der Abschlussprüfung hat der 
Abschlussprüfer die von den gesetzlichen 
Vertretern vorgenommene Einschätzung 
der Fähigkeit des Unternehmens zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
auf Angemessenheit zu prüfen und zu 
beurteilen, ob wesentliche Unsicherheiten 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten bestehen, die bedeutsa­
me Zweifel an der Fähigkeit der Unter­
nehmensfortführung aufwerfen können. 
Das Unternehmen könnte möglicherweise 
nicht mehr in der Lage sein, im gewöhnli­
chen Geschäftsverlauf seine Vermögens­
werte zu realisieren sowie seine Schulden 
zu begleichen.

Für Abschlüsse, die nach Rechnungsle­
gungsgrundsätzen zur sachgerechten 
Darstellung aufgestellt werden (d. h. 
Abschlüsse nach den für Kapitalgesell­
schaften geltenden Vorschriften des HGB 
oder nach den IFRS), besteht eine we­
sentliche Unsicherheit, wenn ihre Angabe 
im Abschluss erforderlich ist, um ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen­
des Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage zu erreichen. 

Aus dem Entwurf ergibt sich erstmals eine 
Angabepflicht über wesentliche Unsicher­
heiten (bestandsgefährdende Risiken) in 

den handelsrechtlichen Abschlüssen. Die 
Angabe der wesentlichen Unsicherheiten 
wird regelmäßig im Anhang erfolgen. 
Nach wie vor besteht auch eine entspre­
chende Angabepflicht im Lagebericht. Bei 
Vorliegen einer entsprechenden Anhang­
angabe kann jedoch die Angabe im 
Lagebericht entfallen, sofern im Lagebe­
richt ein Verweis auf die Anhangangabe 
enthalten ist (und umgekehrt). Eine Dop­
pelerfassung sowohl im Abschluss (i.d.R. 
Anhang) als auch im Lagebericht ist somit 
nicht notwendig.

Im Rahmen seiner Schlussfolgerung hat 
der Abschlussprüfer zu beurteilen, ob 
wesentliche Unsicherheiten bestehen und 
ob entsprechende Angaben im Anhang 
bzw. im Lagebericht gemacht wurden. 
In diesem Fall hat der Abschlussprüfer in 
seinem Bestätigungsvermerk in einem 
gesonderten Abschnitt einen Hinweis auf 
die Angabe im Abschluss oder im Lagebe­
richt aufzunehmen. Falls keine angemes­
senen Angaben vorgenommen wurden, ist 
der Bestätigungsvermerk einzuschränken 
oder zu versagen. Das Prüfungsurteil ist 
ebenfalls zu versagen, wenn die gesetz­
lichen Vertreter die Bilanzierung unter 
der Fortführungsprämisse vorgenommen 
haben, obwohl das gesamte Unterneh­
men liquidiert oder die Geschäftstätigkeit 
eingestellt werden soll. 

Die inhärenten Grenzen einer Ab­
schlussprüfung, wesentliche falsche 
Darstellungen aufzudecken, sind bei 
der Beurteilung zukünftiger Ereignisse 
besonders gegeben. Der Abschlussprüfer 
kann solche zukünftigen Ereignisse oder 
Gegebenheiten nicht vorhersagen. Kein 
Hinweis auf wesentliche Unsicherheiten 
im Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit im Bestäti­
gungsvermerk bedeutet deshalb – auch 
nach Erlangung und Prüfung ausreichend 
geeigneter Prüfungsnachweise – nicht, 
dass die künftige Fähigkeit des Unterneh­
mens zur Fortführung der Unternehmens­
tätigkeit per se garantiert ist. 

Bis zum 28.02.2018 bestand die Möglich­
keit zur Stellungnahme zum Entwurf des 
IDW EPS 270 n.F.
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Am 08.11.2017 wurde in Berlin der jährliche 
Bericht des Bundesamts für Sicherheit in der 
Informationstechnologie (BSI) zur Lage der 
IT-Sicherheit in Deutschland durch Bun­
desinnenminister Thomas de Maizière und 
BSI-Präsident Arne Schönbohm vorgestellt. 
Nach Einschätzung des BSI bleibt die Bedro­
hungslage für die IT-Sicherheit weiterhin 
auf einem hohen Niveau angespannt. Dies 
gilt gleichermaßen für Bundesbehörden, 
Kritische Infrastrukturen/Wirtschaft und die 
Gesellschaft allgemein. Dem Bundesinnen­
minister nach seien dabei auch kriminelle 
Geschäftsmodelle ein ernstes Problem, „die 
darauf aufbauen, Daten zu stehlen oder 
IT-Systeme mit Verschlüsselungssystemen 
lahmzulegen und Lösegeld zu erpressen“. 
Im Jahresbericht werden die angespannte 
Gefährdungslage und die aktuellen Angriffs­
methoden und -mittel ausführlich beschrie­
ben und anhand anschaulicher Beispiele 
von Vorfällen aus dem Berichtszeitraum 
verdeutlicht.

So wird u. a. beschrieben, wie ein deutscher 
Industriekonzern Opfer eines zielgerich­
teten Spionageangriffs wurde (ein soge­
nannter Advanced Persistent Threat). Dieser 
Angriff blieb mehrere Monate unentdeckt, 
wobei sich die Täter sukzessive Zugriff auf 
das weltweite Konzernnetzwerk verschaff­
ten. Der Angriff führte zu einem Datenab­
fluss, bei dem auch technologische Daten 
gestohlen wurden.

Weitere Beispiele beschreiben die Bedro­
hung durch Ransomware (sogenannte 
„Verschlüsselungstrojaner“). Ransomware 
verschlüsselt Daten auf angegriffenen Syste­
men, so dass die Nutzer keinen Zugriff mehr 
auf ihre Daten haben, und gibt die Daten erst 
nach Zahlung eines Lösegelds wieder frei. 
Einer breiten Öffentlichkeit wurden solche 
Angriffe durch die Ransomwares „WannaCry“ 
und „NotPetya / ExPetr“ bekannt. Die Aus­
breitung dieser beiden Angriffswellen führte 
weltweit, auch in Deutschland, zu massiven 
Auswirkungen auf die Produktion und die kri­
tischen Geschäftsprozesse betroffener Unter­
nehmen. Ein medienwirksames Opfer eines 
WannaCry-Angriffs war die Deutsche Bahn, 
deren Anzeigetafeln an Bahnhöfen in Folge 
des Angriffs zeitweise ausfielen und stattdes­
sen eine Erpressermeldung anzeigten.

Vorstellung des Jahres­
berichts zur Lage der  

IT-Sicherheit in Deutsch­
land am 08.11.2017
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Fazit

2a  |	 BSI veröffentlicht Jahresbericht zur Lage der IT-Sicherheit in Deutschland   |   
	 Autor: Bernhard Fuhrbach, München

Neben weiteren Beispielen, wie z. B. 
einem Angriff auf Router der Telekom, der 
zu Störungen bei über 900.000 Kunden­
anschlüssen führte, geht der Bericht auf 
die Bedrohung durch den sogenannten 
CEO-Betrug ein. Bei solch einem aufwän­
digen Angriff werden Entscheidungsträger 
und Mitarbeiter in Schlüsselpositionen in 
Unternehmen unbewusst dazu verleitet, 
Finanztransaktionen zum Schaden des Un­
ternehmens durchzuführen. Dies geschieht 
z. B. durch gefälschte E-Mails, die scheinbar 
von einem höheren Vorgesetzten stammen 
und in denen der Empfänger durch über­
zeugende Gründe angewiesen wird, hohe 
Geldbeträge an eine ausländische Bankver­
bindung zu überweisen. Der höchste dem 
BSI bekannte Schaden belief sich auf 
€ 40 Mio. bei einem Automobilzulieferer.

Nach der Beschreibung der Gefährdungs­
lage und der aktuellen Angriffsmethoden 
und -mittel thematisiert der Jahresbericht 
die Lösungsansätze und Maßnahmen des 
BSI zur Verbesserung der IT-Sicherheit in 
Deutschland. In Bezug auf die Wirtschaft 
zählt das BSI u. a. die Vorzüge der „Alli­
anz für Cyber-Sicherheit“ des BSI auf, die 
als Plattform für den offenen Austausch 
zwischen Behörden, Unternehmen und 
sonstigen Institutionen dient. Neben wei­
teren Maßnahmen geht der Bericht auf die 
– mittlerweile erfolgte – Veröffentlichung 
des modernisierten IT-Grundschutzes ein, 
den wohl meistgenutzten Standard für 
Informationssicherheit in Deutschland. 
Durch die Modernisierung wurde der 
IT-Grundschutz deutlich verschlankt und 
berücksichtigt nun stärker die Anforderun­
gen kleiner und mittlerer Unternehmen. 
Zusätzlich wurden neue Themen – wie 
z. B. die Nutzung von Cloud-Diensten, das 
„Internet of Things“ und industrielle Kont­
rollsysteme – aufgenommen. Der überar­
beitete IT-Grundschutz gliedert sich in die 
neuen BSI-Standards 200-1 (Management­
systeme für Informationssicherheit (ISMS)), 
200-2 (IT-Grundschutz-Vorgehensweise) 
und 200-3 (Risikomanagement), in das 
neue IT-Grundschutz-Kompendium und in 
einen „Leitfaden zur Basisabsicherung“.

Im Ergebnis macht der Jahresbericht zur 
Lage der IT-Sicherheit in Deutschland deut­
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lich, dass IT-Sicherheit eine wesentliche 
Voraussetzung für das Gelingen der Digi­
talisierung in Deutschland ist. Dazu sollten 
insbesondere Unternehmen das Thema 
IT-Sicherheit bzw. Informationssicherheit 
deutlicher in den Fokus rücken und dies 
zu einem Thema für das Top-Management 
machen. Erste Schritte dafür können sein, 
sich der spezifischen Sicherheitsrisiken 
und der schützenswerten Informationen 

im Unternehmen bewusst zu werden. Wir 
können sowohl bei diesen ersten Schritten 
als auch bei der Identifizierung des vorhan­
denen Sicherheitsniveaus durch spezifi­
sche Sicherheitsaudits, der Ableitung und 
Implementierung von Maßnahmen bis hin 
zur Unterstützung bei der Einführung eines 
Informationssicherheitsmanagementsys­
tems (ISMS) umfassend und kompetent 
unterstützen.

Die Sicherstellung der Einhaltung der Vor­
schriften des US-amerikanischen Sarbanes-
Oxley-Acts aus 2002 („SOX Compliance“) 
erfordert von den betroffenen Unternehmen 
ressourcenintensive Maßnahmen. Auf wel­
chen Gebieten diese Ressourcen eingesetzt 
werden und wie das Ergebnis dieses Ressour­
ceneinsatzes gesehen wird, darüber geben 
Protiviti’s 2017 Sarbanes-Oxley Compliance 
Survey sowie der 2017 Internal Controls 
Survey von KPMG Auskunft. Diese Studien 
basieren jeweils auf Angaben aus 2017 von 
mehreren 100 Unternehmen unterschied­
lichster Größe und Branchenorientierung.

Bei der Entwicklung der Kosten für SOX 
Compliance ergibt sich ein uneinheitliches 
Bild. Konnten größere Unternehmen eine 
Reduzierung der Kosten für die Erreichung 
bzw. Aufrechterhaltung der SOX Compli­
ance im Vergleich zu 2016 feststellen, trifft 
dies für Unternehmen mit weniger als USD 
1 Mrd. Umsatz nicht zu. 

Insgesamt ist das Kostenniveau für 2017 
deutlich höher als vor zwei Jahren. Abhängig 
von der Unternehmensgröße, der Anzahl der 
Standorte und der Branchenzugehörigkeit 
lagen die durchschnittlichen jährlichen Kos­
ten zwischen ca. € 700.000 und € 1.8 Mio.
Strategien zur Kostenreduktion zielen in 
vielen Unternehmen eher auf Einsparungen 
im Rahmen der Überprüfung der Kontrol­
len („Kontrolltests“) ab als bspw. auf eine 
effizientere Durchführung der Kontrollen 
selbst, wo unseres Erachtens in aller Regel 
ein höheres Einsparungspotenzial liegt (Bei­
spiel: Kontrolle: „Abgleich manueller Journal 
Entries mit dem Buchungsbeleg“; Kontroll­
test: jährlich einmaliger Test, ob die Kontrolle 
jeden Monat durchgeführt wurde). Interes­

sant ist in diesem Zusammenhang auch die 
Feststellung, dass der Einsatz externer Dienst­
leister zur Sicherstellung der SOX Compliance 
im Vergleich zum Vorjahr gestiegen ist.

Betrachtet man die Stunden, die im Zuge 
von Aktivitäten für SOX Compliance auf­
gewendet werden, so ist eine zum Teil 
deutliche Zunahme über alle Organisationen 
und Branchen hinweg festzustellen. Deutlich 
heißt hier, dass ein signifikanter Anteil an 
Unternehmen im Vergleich zum Vorjahr min­
destens 10 % mehr Stunden aufgewendet 
hat. Die Ursachen dürften u. a. in der Anzahl 
der Kontrollen liegen, die sich im Vergleich 
zum Vorjahr im Durchschnitt erhöht hat.

Jedoch sieht ein Großteil der befragten 
Unternehmen auch einen deutlichen 
Nutzen in den Arbeiten zur Erlangung und 
Aufrechterhaltung der SOX Compliance. 
50 % der Unternehmen führen kontinu­
ierliche Prozessverbesserungen direkt auf 
SOX-Aktivitäten zurück und sogar 70 % der 
Unternehmen führen an, dass SOX zu einer 
deutlichen Steigerung der Qualität des 
Internen Kontrollsystems (IKS) über das 
„Financial Reporting“ geführt hat.

SOX Compliance bleibt demnach ein 
bedeutendes Thema für in den USA bör­
sennotierte Organisationen. Wir  können 
dabei in allen Bereichen unterstützen, sei 
es bei der erstmaligen Einführung eines 
SOX-konformen Kontrollsystems oder bei 
der weiteren Verbesserung eines vorhan­
denen Systems. Das umfasst nicht nur die 
effizientere Gestaltung der Kontrollen und 
Prozesse selbst, sondern beispielsweise 
auch eine effizientere Durchführung von 
erforderlichen Kontrolltests.

Studien zur  
SOX Compliance

Kosten zur Sicherstellung 
von SOX Compliance

2b  |	 Benchmarkstudien für die Erfüllung der Vorschriften des Sarbanes-Oxley-Acts 
(SOX)   |   Autor: Thomas Heimhuber, München
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Ab sofort steht Ihnen eine schlagkräftige 
Einheit von nun mehr als 100 Beratern 
rund um das Thema Financial Advisory 
Services zur Verfügung. Von effizientem 
Outsourcing der Finanzfunktionen bis hin 
zu Bewertungsanlässen und Transaktions­
prozessen decken wir ein vollumfängliches 
Beratungs- und Dienstleistungsportfolio im 
Umfeld eines CFO‘s ab.

Sprechen Sie uns an – wir stehen Ihnen 
gerne für ein Gespräch zur Verfügung. 
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Telefon +49 (0) 89 28646 2700
thomas.krug@wts.de
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Ingo Weber  |  CEO
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Wir freuen uns auf Sie!

US Tax Reform und die Folgen   
Betriebs-Berater Fachkonferenz  
Frankfurt	 24.04.2018   

AMANA Anwenderkonferenz 2018
Messe
Essen	 25. – 26.04.2018

Roadshow: Control your customs - 
Auch Zölle sind Steuern!
Seminar
Düsseldorf	 26.04.2018

Norddeutscher Unternehmertag 2018
Messe
Hamburg	 16.05.2018

16. Jahresforum 
Unternehmensbewertung
Kooperation Handelsblatt 
Frankfurt	 20. – 21.06.2018

Tax Compliance Management
Kooperation Handelsblatt 
Frankfurt	 22.06.2018

Das Steuer-IKS gemäß BMF-Schreiben 
zu § 153 AO vom 26.05.2016 – 
Einblicke aus Theorie und Praxis 
Roadshow  
Hamburg	 29.06.2018

Tax Technology Conference
Kooperation Handelsblatt 
Frankfurt	 November 2018
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Energie- und Stromsteuer 
& Energierecht 2018

Experten aus Rechtsprechung, Lehre, Industrie und Beratung 
referieren über aktuelle Themen der Energie- und Stromsteuer 
und des Energierechts. Ganz in Tradition der letzten 10 Jahre 
werden alle relevanten Gesetzes- und Verordnungsänderungen 
im Energie- und Stromsteuerrecht, die aktuelle Rechtsprechung 
sowie bedeutende Entwicklungen in der Praxis behandelt.

Wir freuen uns auf Sie!

Ansprechpartnerin:

Kerstin Hermle

Tel. +49 (0) 211 200 50-613

Fax +49 (0) 211 200 50-950

kerstin.hermle@wts.de

Düsseldorf, 12.4.2018, MARITIM Hotel Düsseldorf
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